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A. Staatskanzlei

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen
zur Förderung der Film- und Medienwirtschaft 

in Niedersachsen zur Bewältigung der Auswirkungen 
der COVID-19-Pandemie

(RL Film/Medien/COVID-19/2021)

Erl. d. StK v. 23. 8. 2021 — 205-59006 —

— VORIS 22130 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
1.1 Das Land Niedersachsen gewährt nach Maßgabe der §§ 23
und 44 LHO, der VV zu § 44 LHO sowie dieser Richtlinie Lan-
desmittel in Form von Zuwendungen aus dem „Sondervermögen
zur Bewältigung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie“
für die Förderung der Film- und Medienwirtschaft in Nieder-
sachsen.

Ziel der Förderung ist es, Folgen der COVID-19-Pandemie
und der durch sie hervorgerufenen wirtschaftlichen Notlage
einzudämmen. Das Förderprogramm dient zur Stabilisierung
und Aufrechterhaltung der Film- und Medienwirtschaft in
Niedersachsen und zum Erhalt von Einrichtungen im Kultur-
wesen (§ 2 Abs. 1 Nrn. 3 und 4 COVID-19-SVG). Eine Förde-
rung nach dieser Richtlinie setzt deshalb voraus, dass eine
sachliche und zeitliche Kausalität zur COVID-19-Pandemie oder
zu der durch sie hervorgerufenen wirtschaftlichen Notlage be-
steht.

Insbesondere ist es Ziel der Förderung, die Leistungsfähigkeit
der Film- und Medienwirtschaft zu bewahren und die nieder-
sächsischen Kinostandorte zu sichern, die durch die Auswir-
kungen der COVID-19-Pandemie in besonderem Maße gefähr-
det sind. Ferner sollen die Veranstalter von Filmfesten durch
die Förderung von hybriden Veranstaltungsformen in die
Lage versetzt werden, die langfristig geplanten Filmfeste trotz
Mehrausgaben in Zeiten der COVID-19-Pandemie durchzu-
führen.
1.2 Die Gewährung von Zuwendungen erfolgt gemäß den
Regelungen der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission
vom 17. 6. 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimm-
ter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwen-
dung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeits-
weise der Europäischen Union (ABl. EU Nr. L 187 S. 1, Nr. L 283
S. 65), zuletzt geändert durch Verordnung (EU) 2021/1237 der
Kommission vom 23. 7. 2021 (ABl. EU Nr. L 270 S. 39), — im
Folgenden: AGVO —. 

Alternativ kann die Bekanntmachung der vierten geänder-
ten Regelung zur vorübergehenden Gewährung geringfügiger
Beihilfen im Geltungsbereich der Bundesrepublik Deutsch-
land im Zusammenhang mit dem Ausbruch von COVID-19
(„Vierte Geänderte Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020“) des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie vom 12. 2. 2021
(BAnz AT 01.03.2021 B1) — im Folgenden: Kleinbeihilfenre-
gelung 2020 — in der jeweils geltenden Fassung oder die Ver-
ordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. 12. 2013
über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags
über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-mini-
mis-Beihilfen (ABl. EU Nr. L 352 S. 1), geändert durch Verord-
nung (EU) 2020/972 der Kommission vom 2. 7. 2020 (ABl. EU
Nr. L 215 S. 3), — im Folgenden: De-minimis-Verordnung —
angewandt werden.
1.3 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung einer
Zuwendung besteht nicht, vielmehr entscheidet die Bewilli-
gungsstelle aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rah-
men der verfügbaren Haushaltsmittel.

2. Gegenstand der Förderung
Förderfähig sind

2.1 die Herstellung von Film- und Medienproduktionen mit
Drehtagen in Niedersachsen, die unter Inkaufnahme von
Mehrausgaben infolge der COVID-19-Pandemie begonnen
oder fortgesetzt werden, sofern dem Antragsteller eine
schriftliche Förderzusage der nordmedia — Film- und Me-

diengesellschaft Niedersachsen/Bremen mbH — im Fol-
genden: nordmedia — vorliegt,

2.2 a) Betriebsausgaben,
b) Investitionen in die Belüftungstechnik
ortsfester Programmkinos und Filmkunsttheater sowie
Kinos mit bis zu sechs Sälen in Niedersachsen, in Ge-
meinden mit bis zu 50 000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern auch mit mehr Sälen, unter Ausschluss von
nicht gewerblichen Spielstellen (z. B. „Uni-Kinos“) und
Kinos in öffentlich-rechtlicher Trägerschaft („Kommunale
Kinos“),

2.3 Umstrukturierungsmaßnahmen von Filmfestivals in Nie-
dersachsen, die aus Gründen der COVID-19-Pandemie als
„hybride Veranstaltungen“ teils in Präsenz, teils online
durchgeführt werden sollen, sofern durch diese Neuaus-
richtung der Veranstaltung Mehrausgaben (z. B. durch
eine vorgelagerte professionelle Beratung/SWOT-Analyse,
konzeptionelle Änderungen, erhöhten personellen und/
oder sachlichen Aufwand für das Streaming) und Min-
dereinnahmen (z. B. beim Verkauf von Eintrittskarten)
gegenüber einer vormaligen Präsenzveranstaltung nach-
weisbar sind, und dem Antragsteller eine schriftliche Zu-
sage zur Förderung des Festivals durch die nordmedia
vorliegt.

3. Zuwendungsempfänger
3.1 Empfänger der Zuwendungen sind kleine und mittlere
Unternehmen gemäß der Empfehlung der Kommission vom
6. 5. 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen
sowie der kleinen und mittleren Unternehmen (2003/361/EG)
(ABl. EU Nr. L 124 S. 36), Vereine und ähnliche Zusammen-
schlüsse des privaten Rechts, die in der Film- und Medien-
wirtschaft tätig und von den Auswirkungen der COVID-19-
Pandemie in besonderem Maße betroffen sind.
3.2 Einem Unternehmen, das einer Rückforderungsanordnung
aufgrund eines früheren Beschlusses der Kommission zur
Feststellung der Unzulässigkeit einer von demselben Mitglied-
staat gewährten Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem
Binnenmarkt nicht nachgekommen ist, dürfen keine Einzel-
beihilfen gewährt werden (Artikel 1 Abs. 4 Buchst. a AGVO).

4. Antragsvoraussetzungen
4.1 Die Bewilligungsstelle stellt sicher, dass Zuwendungen
nach dieser Richtlinie unter den Voraussetzungen des Arti-
kels 53 (Kultur und kulturelles Erbe) oder des Artikels 54 (Au-
diovisuelle Werke) AGVO erfolgen, jeweils einschließlich der
in der AGVO festgelegten Höchstbeträge und Kumulierungs-
regeln. Bei alternativer Anwendung der De-minimis-Verord-
nung oder der Kleinbeihilfenregelung 2020 stellt sie sicher,
dass die dort jeweils genannten Voraussetzungen vorliegen.
4.2 Der Antragsteller muss versichern, dass durch die Maß-
nahme seine wirtschaftliche Notlage aufgrund der COVID-19-
Pandemie abgemildert wird und er damit zur Sicherung des
Film- und Medienstandortes Niedersachsen beitragen kann.
Die Erfüllung dieser Voraussetzung ist durch den Antragstel-
ler in geeigneter Form nachzuweisen. Analog gelten die Be-
stimmungen der Richtlinie zur kulturwirtschaftlichen Film-
und Medienförderung der nordmedia — Film- und Medienge-
sellschaft Niedersachsen/Bremen mbH vom 1. 7. 2021
(https://www.nordmedia.de/meta_downloads/128375/
Foerderrichtlinie_nordmedia_01.07.2021.pdf), sofern diese Richt-
linie keine abweichenden Regelungen trifft.
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4.3 Zuwendungen nach Maßgabe dieser Richtlinie sollen ei-
nen kulturwirtschaftlichen Effekt (Ausgaben) in Niedersachsen
von mindestens 100 % der Zuwendungen erwarten lassen. Ein
geringerer Regionaleffekt kann anerkannt werden, soweit dies
zur Durchführung der Maßnahme oder zur Vermeidung eines
unverhältnismäßig hohen Aufwands erforderlich ist.

4.4 Bei einer Zuwendung nach Nummer 2.1 muss der An-
tragsteller nachweisen, dass die Herstellungskosten aus Grün-
den der COVID-19-Pandemie erhöht sind oder sich durch
unerwartet hinzugetretene pandemiebedingte Umstände er-
höht haben, etwa weil die Dreharbeiten abgebrochen oder ver-
schoben werden mussten und/oder unter Inkaufnahme von
Mehrausgaben begonnen oder fortgesetzt werden.

4.5 Bei einer Zuwendung nach Nummer 2.2 Buchst. a muss
der Antragsteller nachweisen, dass eine Wiedereröffnung der
Spielstelle nach pandemiebedingter Schließung vorgesehen
oder erfolgt ist. Er muss ebenfalls nachweisen, dass der Be-
trieb nach der Wiedereröffnung durch die pandemiebedingten
Auflagen und Einschränkungen mit erheblichen Umsatzein-
bußen oder Mehrkosten gegenüber dem Normalbetrieb (Ver-
gleichszeitraum 2019) verbunden ist. Die Betriebsbeihilfe darf
nicht höher sein als der Betrag, der erforderlich ist, um Be-
triebsverluste und einen angemessenen Gewinn für einen För-
derzeitraum von zwölf Monaten zu decken. Dies ist vorab auf
der Grundlage realistischer Planungen der nordmedia gegen-
über darzustellen. Nach Ablauf von zwölf Monaten erfolgt ein
Verwendungsnachweis mit Bilanzierung des Förderzeitraums.
Der Zuschuss kann in Teilen oder in vollem Umfang widerru-
fen werden, wenn das Betriebsergebnis die Gewährung einer
Betriebsbeihilfe nicht in voller Höhe rechtfertigt.

Bei einer Zuwendung nach 2.2 Buchst. b muss der Antrag-
steller nachweisen, dass die Erneuerung oder Ertüchtigung
der Belüftungsanlage erfolgt ist.

4.6 Für eine Zuwendung nach Nummer 2.3 hat der Veran-
stalter des hybriden Filmfestivals nachzuweisen, dass Mehr-
ausgaben und Mindereinnahmen nicht durch Einsparungen
im Rahmen des Projekts ausgeglichen werden können ohne in
unverhältnismäßiger Weise Art, Umfang und Qualität der
Veranstaltung zu gefährden.

5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung

5.1 Die Zuwendung nach Nummer 2.1 wird als erfolgsbedingt
rückzahlbares Darlehen in Form einer Anteilfinanzierung zur
Projektförderung in Höhe von bis zu 50 000 EUR gewährt. Sie
beträgt bei durch pandemiebedingte Umstände erhöhten Her-
stellungskosten bis zu 20 % der zuvor oder gleichzeitig ge-
währten nordmedia-Förderung. Pandemiebedingte Mehraus-
gaben können nur in Höhe von bis zu 20 % der ursprüng-
lichen oder üblichen Herstellungskosten anerkannt werden.
Die Konditionen der erfolgsbedingten Darlehensrückführung
entsprechen der von nordmedia gewährten Vorförderung.

5.2 Die Zuwendung nach Nummer 2.2. Buchst. a erfolgt als
Zuschuss in Höhe von bis zu 10 000 EUR pro Spielstätte in
Form einer Anteilfinanzierung zur Projektförderung bei Wie-
dereröffnung der Spielstätte im zweiten Halbjahr 2021 nach
pandemiebedingter Schließung im ersten Halbjahr 2021. Die
Zuwendung wird gewährt als Betriebsbeihilfe gemäß Artikel 53
AGVO.

Die Zuwendung nach Nummer 2.2 Buchst. b erfolgt als Zu-
schuss in Höhe von bis zu 50 % der beihilfefähigen Ausgaben,

höchstens jedoch 30 000 EUR, pro Spielstätte in Form einer
Anteilfinanzierung zur Projektförderung.
5.3 Die Zuwendung nach Nummer 2.3 (Festivals) wird als
nicht rückzahlbarer Zuschuss in Form einer Festbetragsfinan-
zierung zur Projektförderung in Höhe von bis zu 60 000 EUR
gewährt. Sie beträgt bis zu 30 % der bereits oder gleichzeitig
gewährten nordmedia-Förderung.

6. Sonstige Bestimmungen
6.1 Der Bewilligungszeitraum aller nach Maßgabe dieser Richt-
linie geförderten Maßnahmen endet mit Ablauf des 31. 12. 2022.
6.2 Die ANBest-P sind zum Bestandteil des Zuwendungsbe-
scheides zu machen. Abweichungen von den Regelungen der
ANBest-P sind in den Zuwendungsbescheid aufzunehmen.

7. Anweisungen zum Verfahren
7.1 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendungen sowie für den Nachweis und die Prüfung der
Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des Zu-
wendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten
Zuwendung gelten die VV zu § 44 LHO sowie die ANBest-P,
soweit nicht in dieser Richtlinie abweichende Regelungen ge-
troffen sind.
7.2 Bewilligungsstelle ist die nordmedia Film- und Medien-
gesellschaft Niedersachsen/Bremen mbH, Expo Plaza 1, 30539
Hannover.
7.3 Die Bewilligungsstelle stellt die für die Antragstellung,
den Mittelabruf und den Verwendungsnachweis erforderli-
chen Informationen und Vordrucke auf ihrer Internetseite
(www.nordmedia.de) bereit. Im Antragsformular ist über die
Subventionserheblichkeit der von dem Antragsteller gemach-
ten Angaben i. S. des § 264 StGB zu belehren.
7.4 Die Antragstellung und Abwicklung des Förderverfah-
rens erfolgt elektronisch mittels des Antragsportals der nord-
media, sofern die Bewilligungsstelle kein anderes Verfahren
vorsieht. Die Übermittlung elektronischer Dokumente ist
nach Maßgabe der für die elektronische Kommunikation gel-
tenden Vorschriften des NVwVfG in seiner jeweils geltenden
Fassung zulässig. Ein rechtsverbindlich unterzeichneter Aus-
druck eines Antrags ist bei der Bewilligungsstelle zu den von
ihr festzusetzenden Terminen (nächster Termin: 2. 9. 2021)
vollständig und in deutscher Sprache einzureichen. Einzel-
heiten über die einzureichenden Unterlagen sowie über Ein-
reichtermine ergeben sich aus dieser Richtlinie und den zu
einzelnen Förderbereichen herausgegebenen Merkblättern,
die über die Internetseite der Bewilligungsstelle abrufbar sind.
7.5 Bei Anträgen auf zusätzliche Förderung einer bereits von
der nordmedia geförderten Maßnahme gilt der von der nord-
media festgesetzte Maßnahmenbeginn auch für den nach die-
ser Richtlinie gestellten Folgeantrag als zugelassen.
7.6 Der Antragsteller ist darauf hinzuweisen, dass eine Prü-
fung durch den LRH oder dessen Beauftragte erfolgen kann.

8. Schlussbestimmungen
Dieser Erl. tritt am 1. 9. 2021 in Kraft und mit Ablauf des

31. 12. 2022 außer Kraft.

An die
nordmedia — Film- und Mediengesellschaft Niedersachsen/Bremen
mbH

— Nds. MBl. Nr. 35/2021 S. 1394
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C. Finanzministerium

Steuerliche Behandlung von Entschädigungen,
die den ehrenamtlichen Mitgliedern

kommunaler Vertretungen gewährt werden

Erl. d. MF v. 6. 8. 2021 — 34-S 2337/005-0009 —

Bezug: Erl. v. 14. 7. 2015 (Nds. MBl. S. 1309)

Zur steuerlichen Behandlung der Entschädigungen, die den
ehrenamtlichen Mitgliedern kommunaler Vertretungsorgane
gewährt werden, wird Folgendes bekannt gegeben:

1. Allgemeines
Die den ehrenamtlichen Mitgliedern kommunaler Vertre-

tungen gewährten Entschädigungen unterliegen grundsätzlich
als Einnahmen aus „sonstiger selbständiger Arbeit“ i. S. des
§ 18 Abs. 1 Nr. 3 EStG der Einkommensteuer. Dies gilt insbe-
sondere für Entschädigungen, die für Verdienstausfall oder
Zeitverlust gewährt werden.

Steuerfrei sind

— nach § 3 Nr. 13 EStG Reisekostenvergütungen, die nach den
Vorschriften des BRKG oder des entsprechenden Landes-
gesetzes gewährt werden,

— nach § 3 Nr. 12 Satz 2 EStG Aufwandsentschädigungen,
soweit sie Aufwendungen abgelten, die einkommensteuer-
rechtlich als Betriebsausgaben berücksichtigungsfähig wä-
ren.

2. Anerkennung steuerfreier Aufwandsentschädigungen (§ 3 Nr. 12
Satz 2 EStG)

2.1 Ehrenamtliche Mitglieder eines Gemeinderats oder eines
Stadtrats

2.1.1 Pauschale Entschädigungen und Sitzungsgelder sind
steuerfrei, soweit sie insgesamt während der Dauer der Mit-
gliedschaft folgende Beträge nicht übersteigen:

Die pauschalen Entschädigungen und Sitzungsgelder sind
jedoch mindestens in Höhe des in R 3.12 Abs. 3 Satz 3 Lohn-
steuerrichtlinien (LStR) genannten Betrags von 250 EUR mo-
natlich steuerfrei. Die Nachholung nicht ausgeschöpfter Mo-
natsbeträge in anderen Monaten desselben Kalenderjahres ist
zulässig. Dabei kann jedoch der steuerfreie Jahresbetrag un-
eingeschränkt nur dann angesetzt werden, wenn die Ratsmit-
gliedschaft während eines ganzen Kalenderjahres bestanden
hat.
2.1.2 Neben den steuerfreien Beträgen nach Nummer 2.1.1
wird die Erstattung der tatsächlichen Fahrtkosten für Fahrten
von der Wohnung zum Sitzungsort und zurück, um an Rats-,
Fraktions-, Gruppen- und Ortsvereinssitzungen, Bürgerversamm-
lungen u. Ä. teilzunehmen, als steuerfreie Aufwandsentschä-
digung anerkannt. Bei Benutzung eines eigenen Kraftfahr-
zeugs ist die Wegstreckenentschädigung nach dem BRKG oder
dem entsprechenden Landesgesetz maßgebend.

Pauschale Fahrtkostenerstattungen — soweit sie zusammen
mit den übrigen Entschädigungen die Höchstbeträge nach
Nummer 2.1.1 übersteigen — sind dagegen selbst dann steu-
erpflichtig, wenn sie nach Entfernungen oder durchschnittli-
chen Sitzungszahlen gestaffelt sind.

2.1.3 Die steuerfreien Beträge nach Nummer 2.1.1 erhöhen sich
a) für Ratsvorsitzende und für Fraktions- sowie Gruppenvor-

sitzende auf das Doppelte der Beträge nach Nummer 2.1.1,
b) für die Vertreterinnen und Vertreter der Ratsvorsitzenden

auf das Eineindrittelfache der Beträge nach Nummer 2.1.1,
c) für die Vertreterinnen und Vertreter der hauptamtlichen

Bürgermeisterin/Oberbürgermeisterin oder des hauptamt-
lichen Bürgermeisters/Oberbürgermeisters (dies sind die sog.
stellvertretenden Bürgermeisterinnen oder stellvertreten-
den Bürgermeister bzw. in kreisfreien und großen selbstän-
digen Städten Bürgermeisterin oder Bürgermeister) auf das
Doppelte der Beträge nach Nummer 2.1.1.

Sind satzungsgemäß mehrere — gleichberechtigte oder nach-
rangige — Vertreterinnen oder Vertreter bestellt, so gilt dies
für alle Vertreterinnen oder Vertreter. Eine Vervielfachung des
in R 3.12 Abs. 3 Satz 3 LStR genannten steuerfreien Mindest-
betrags von 250 EUR monatlich kommt hingegen nicht in Be-
tracht. Übt ein Ratsmitglied mehrere dieser herausgehobenen
Tätigkeiten zugleich aus, kann nur der höchste pauschale
Steuerfreibetrag gewährt werden. Eine Addition ist nicht zu-
lässig.

2.2 Ehrenamtliche Mitglieder eines Kreistags:
2.2.1 Pauschale Entschädigungen und Sitzungsgelder sind
steuerfrei, soweit sie insgesamt während der Dauer der Mit-
gliedschaft folgende Beträge nicht übersteigen:

Die steuerfreien Beträge gelten auch für die Regionsabge-
ordneten der Region Hannover.

Die pauschalen Entschädigungen und Sitzungsgelder sind
jedoch mindestens in Höhe des in R 3.12 Abs. 3 Satz 3 LStR
genannten Betrages von 250 EUR monatlich steuerfrei. Die
Nachholung nicht ausgeschöpfter Monatsbeträge in anderen
Monaten desselben Kalenderjahres ist zulässig. Dabei kann je-
doch der steuerfreie Jahresbetrag uneingeschränkt nur dann
angesetzt werden, wenn die Mitgliedschaft im Kreistag wäh-
rend eines ganzen Kalenderjahres bestanden hat.
2.2.2 Die Nummern 2.1.2 und 2.1.3 sind entsprechend an-
zuwenden.

2.3 Ehrenamtliche Mitglieder eines Samtgemeinderats oder
eines Rats einer Mitgliedsgemeinde

Die Regelungen in Nummer 2.1. gelten sinngemäß für Mit-
glieder eines Samtgemeinderats. Dabei ist jedoch die Einwoh-
nerzahl der Samtgemeinde maßgebend.

Die Regelungen in Nummer 2.1 gelten auch für Mitglieder
des Rates einer Mitgliedsgemeinde einer Samtgemeinde. Für
ehrenamtliche Bürgermeisterinnen oder ehrenamtliche Bürger-
meisterinnen oder ehrenamtliche Bürgermeister in Mitglieds-
gemeinden von Samtgemeinden erhöhen sich die steuerfreien
Beträge auf das Dreifache der Beträge nach Nummer 2.1.1*),
wenn ihnen die repräsentative Vertretung der Gemeinde ob-
liegt (§ 105 Abs. 1, § 106 Abs. 1 NKomVG). Für die Vertrete-
rinnen oder Vertreter der ehrenamtlichen Bürgermeisterinnen
oder ehrenamtlichen Bürgermeister in Mitgliedsgemeinden
von Samtgemeinden erhöhen sich die steuerfreien Beträge auf
das Doppelte der Beträge nach Nummer 2.1.1*).

*) Eine Vervielfältigung des in R 3.12 Abs. 3 Satz 3 LStR genannten
steuerfreien Mindestbetrags von 250 EUR monatlich kommt nicht
in Betracht.

in einer Gemeinde oder Stadt mit monatlich jährlich

höchstens 20 000 Einwoh-
nerinnen und Einwohnern 

125 EUR 1 500 EUR

20 001 bis 50 000 Einwoh-
nerinnen und Einwohnern

199 EUR 2 388 EUR

50 001 bis 150 000 Einwoh-
nerinnen und Einwohnern

245 EUR 2 940 EUR

150 001 bis 450 000 Einwoh-
nerinnen und Einwohnern 

307 EUR 3 684 EUR

mehr als 450 000 Einwoh-
nerinnen und Einwohnern

367 EUR 4 404 EUR

in einem Landkreis mit monatlich jährlich

höchstens 250 000 Einwoh-
nerinnen und Einwohnern 

245 EUR 2 940 EUR

mehr als 250 000 Einwoh-
nerinnen und Einwohnern

307 EUR 3 684 EUR
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2.4 Ehrenamtliche Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter der kom-
munalen Zweckverbände und der Verbandsversammlun-
gen der Zweckverbände

Die Regelungen der Nummern 2.1 und 2.2 gelten nicht bei
kommunalen Zweckverbänden (z. B. Wasserversorgungs- oder
Abwasserbeseitigungsverband).

Auf die Mitglieder der Verbandsversammlungen des Zweck-
verbandes Großraum Braunschweig ist Nummer 2.2 sinnge-
mäß anzuwenden.

2.5 Ehrenamtliche Mitglieder eines Ortsrats und Ortsvorstehers
Die Regelungen in den Nummern 2.1.1 und 2.1.2 gelten

sinngemäß. Dabei ist jedoch die Einwohnerzahl der Ortschaft
maßgebend. Für die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des
Ortsrats (Ortsbürgermeisterin oder Ortsbürgermeister) oder die
Ortsvorsteherin oder den Ortsvorsteher verdoppeln sich die
steuerfreien Beträge nach Nummer 2.1.1*).

2.6 Ehrenamtliche Mitglieder eines Stadtbezirksrats
Die Regelungen in den Nummern 2.1.1 und 2.1.2 gelten

sinngemäß. Dabei ist jedoch die Einwohnerzahl des Stadtbe-
zirks maßgebend. Für Vorsitzende des Stadtbezirksrats (Be-
zirksbürgermeisterin oder Bezirksbürgermeister) verdoppeln
sich die steuerfreien Beträge nach Nummer 2.1.1*).

2.7 Gleichzeitige Mitgliedschaft in mehreren kommunalen
Volksvertretungen

Steuerpflichtige, die gleichzeitig Mitglieder mehrerer kom-
munaler Vertretungen sind, können steuerfreie Entschädigun-
gen i. S. der Nummern 2.1. bis 2.6. nebeneinander beziehen.
R 3.12 Abs. 3 Satz 6 LStR ist insoweit nicht anzuwenden.

2.8 Tätigkeit von Abgeordneten in Hauptausschüssen
Die in den Nummern 2.1.1 und 2.2.1 genannten steuerfrei-

en Höchstbeträge berücksichtigen auch die Tätigkeit von Ab-
geordneten in Hauptausschüssen. Eine pauschale Erhöhung
der Höchstbeträge wegen solcher Tätigkeiten kann deshalb
nicht vorgenommen werden.

3. Wirkung der steuerfreien Aufwandsentschädigungen
Mit den steuerfreien Entschädigungen nach Nummer 2 sind

alle Aufwendungen, die mit einer ehrenamtlichen Tätigkeit
i. S. der Nummer 2 zusammenhängen, abgegolten. Es bleibt
den Steuerpflichtigen unbenommen, ihre tatsächlichen Auf-
wendungen, soweit sie nicht Kosten der Lebensführung sind,
die ihre wirtschaftliche oder gesellschaftliche Stellung mit
sich bringt, gegenüber dem Finanzamt nachzuweisen oder
glaubhaft zu machen. In diesem Falle können die tatsächlichen
Aufwendungen insoweit, als sie die steuerfreien Entschädi-
gungen übersteigen, als Betriebsausgaben berücksichtigt werden.

Die teilweise Anerkennung von Pauschalen und tatsächlichen
Kosten nebeneinander ist nicht zulässig; die tatsächlichen Kos-
ten sind nur dann zu berücksichtigen, wenn sie für den ge-
samten Veranlagungszeitraum und alle Kostenarten einheitlich
geltend gemacht werden.

4. Schlussbestimmungen
Dieser Erl. ergeht im Einvernehmen mit dem Bundesmini-

sterium der Finanzen und den obersten Finanzbehörden der
anderen Länder. Er tritt mit Wirkung vom 1. 1. 2021 in Kraft.
Der Bezugserlass tritt mit Ablauf des 31. 12. 2020 außer Kraft. 

An das
Landesamt für Steuern Niedersachsen

— Nds. MBl. Nr. 35/2021 S. 1396
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K. Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz

Planung und Genehmigung
von Windenergieanlagen an Land in Niedersachsen

(Windenergieerlass)

Gem. RdErl. d. MU, d. ML, d. MI u. d. MW v. 20. 7. 2021 
— MU-52-29211/1/305 —

— VORIS 28010 —

Bezug: Gem. RdErl. d. MU, d. ML, d. MS, d. MW u. d. MI v. 24. 2. 2016
(Nds. MBl. S. 190)
— VORIS 28010 —

1. Für die Planung und Genehmigung von Windenergieanla-
gen an Land in Niedersachsen wird die „Planung und Geneh-
migung von Windenergieanlagen an Land in Niedersachsen
(Windenergieerlass)“ — Anhang — verbindlich eingeführt.
2. Dieser Gem. RdErl. tritt am 2. 9. 2021 in Kraft und mit
Ablauf des 31. 12. 2026 außer Kraft.

Der Bezugserlass tritt mit Ablauf des 1. 9. 2021 außer Kraft.
In Bezug auf den Artenschutz sind die Nummern 4 und 5 der
Anlage 1 und Anlage 2 des Bezugserlasses weiterhin anzu-
wenden. 

An
die Region Hannover, Landkreise, Städte, Gemeinden und Samtge-
meinden
den Regionalverband Großraum Braunschweig
den Niedersächsischen Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten-
und Naturschutz
die Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr
die Ämter für regionale Landesentwicklung
Nachrichtlich:
An die
Staatlichen Gewerbeaufsichtsämter in Niedersachsen

— Nds. MBl. Nr. 35/2021 S. 1398

Anhang

Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen
an Land in Niedersachsen (Windenergieerlass)
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1. Zielsetzung

1.1 Energiewende
Es besteht ein breiter Konsens über die Notwendigkeit einer

wirksamen Klimaschutzpolitik. Hierzu bedarf es einer Trans-
formation der Energieversorgung in ein System, das zum Schutz
des Klimas künftig nahezu vollständig klimaneutral ist. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, den Anteil der Erneuer-
baren Energien am Bruttostromverbrauch deutlich zu erhö-
hen. Sektorenkopplung und zunehmende Elektrifizierung
des Mobilitäts- und Wärmesektors sowie von Industriepro-
zessen erfordern den Einsatz von mehr Erneuerbaren Ener-
gien.

Das Land Niedersachsen ist dem Klimaschutz verpflichtet.
Es will seinen Beitrag zum Gelingen der Energiewende leisten
und seine eigene Energieversorgung auf 100 % erneuerbare
Energiequellen umstellen. Mit der Umsetzung der Energiewende
als Beitrag zur Eindämmung des Klimawandels geht zugleich
ein Beitrag zum Erhalt des heimischen Natur- und Artenhaus-
halts einher. Auch Niedersachsen verfolgt das Ziel klimaneu-
tral zu werden. Der landesweite bilanzielle Energiebedarf soll
bis spätestens zum Jahr 2040 vollständig durch Erneuerbare
Energie abgedeckt werden. Das Erreichen der Klimaziele ver-
langt u. a. einen schnellstmöglichen Ausbau der Erneuerbaren
Energien.

1.2 Bedeutung der Windenergie, Ziel
Die Windenergie als kostengünstige, etablierte und klima-

freundliche Technologie bildet ein Kernstück der Energiewende
im Stromsektor. Deren weiterer Ausbau ist ein wesentlicher
Bestandteil deutscher und niedersächsischer Energie- und Kli-
mapolitik und ist von hohem öffentlichem Interesse. WEA
sind in Niedersachsen seit mehr als 25 Jahren regelmäßiger
Bestandteil der Kulturlandschaft (Nummer 3.6.4 bleibt unbe-
rührt).

Zukünftige Entwicklungen im Bereich der sog. Sektoren-
kopplung, d. h. der Verbindung der Sektoren Strom, Wärme,
Mobilität und Industrie zum Zwecke der Senkung von Koh-
lenstoffdioxidemissionen, werden zu erhöhtem Strombedarf
führen. Dieser kann in Norddeutschland am besten durch die
Windenergienutzung gedeckt werden.

Niedersachsen verfügt schon allein aufgrund seiner geogra-
fischen Lage und Topografie über hervorragende Potenziale
für die Nutzung der Windenergie. Damit kommt Niedersach-
sen eine besondere Verantwortung beim Ausbau der Wind-
energie in Deutschland zu, die über die Deckung des nieder-
sächsischen Strombedarfs hinausgeht. Dieser Verantwortung
müssen auch die Ausbauziele für die Windenergie in Nieder-
sachsen entsprechen.

Zugleich müssen die Potenziale der Windenergienutzung
an Land weiter erschlossen werden. Vertreter der LReg haben
sich mit Umweltverbänden, Verbänden und Interessenvertre-
tern der Windenergiebranche sowie Kommunalverbänden in
der Abschlusserklärung des „Runden Tisches zur Zukunft der
Windenergie in Niedersachsen“ vom 3. 3. 2020 (Runder Tisch
vom 3. 3. 2020) auf einen beschleunigten Ausbau der Wind-
energie verständigt: Um die konkrete Verfügbarkeit von hin-
reichenden Flächen für den weiteren Ausbau der Windener-
gie an Land planerisch zu sichern, beabsichtigt die LReg im
Rahmen der Novellierung des LROP als Grundsatz der Raum-
ordnung einen Flächenbedarf von 1,4 % bis 2030 sowie 2,1 %
ab 2030 für die Windenergie an Land aufzunehmen. Mit In-
krafttreten der LROP-Novellierung wäre dieser Grundsatz der
Raumordnung im Rahmen der Fortschreibung der Regionalen
Raumordnungsprogramme (RROP) zu berücksichtigen. Beste-
hende bzw. durch Beschluss in Aufstellung befindliche Regio-
nale Raumordnungsprogramme bleiben nach der Abschluss-
erklärung des Runden Tisches vom 3. 3. 2020 zunächst unbe-
rührt. Windenergie-Standorte sind soweit wie möglich für das
Repowering zu erhalten. Die energie- und klimapolitischen
Zielsetzungen sprechen dafür, die avisierten Flächenbedarfe
bereits vorausschauend in der Planung zu berücksichtigen.

Als energiepolitisches Ziel sollen mindestens 20 Gigawatt
Windenergieleistung bis 2030 in Niedersachsen errichtet wer-
den können. Ab 2030 sollen 2,1 % der Landesfläche für den
Ausbau der Windenergie an Land zur Verfügung stehen.

Die Bewältigung des energie- und klimapolitisch notwendi-
gen Umbaus der Energieversorgung ist ein gesamtgesellschaft-
licher Auftrag, das Möglichste zur Zielerreichung beizutragen.

Darüber hinaus kommt der Windenergie auch eine wirt-
schafts-, struktur- und arbeitsmarktpolitisch bedeutsame Rolle
und Chance für Niedersachsen zu. Neben den großen An-

lagenbauern und den universitären und außeruniversitären
Windenergieforschungszentren sind viele vorwiegend mittel-
ständische Komponentenhersteller, Zulieferer, Serviceunter-
nehmen und Projektentwickler in der Windkraftbranche tätig.
Die Windenergie schafft Arbeitsplätze sowie regionale Wert-
schöpfung, von der auch Kommunen und Bürger an den An-
lagenstandorten profitieren. Besonders spürbar sind die posi-
tiven Effekte in ehemals strukturschwachen Gebieten im
ländlichen und im küstennahen Raum.

1.3 Nutzungs- und Schutzinteressen
Windenergieanlagen (WEA) können gleichwohl nachteilige

Auswirkungen auf den Menschen, die Kulturlandschaft, den
Naturhaushalt und bestimmte Arten haben. Deshalb sind für
die Planung und Genehmigung von WEA insbesondere die
Immissionsschutz-, die bau- und planungsrechtlichen sowie
die natur- und artenschutzrechtlichen Belange zu berücksich-
tigen.

1.4 Anwendungsbereich
Der Gem. RdErl. ist für die Kommunen verbindlich, soweit

sie im übertragenen Wirkungskreis als Immissionsschutz- und
Bauaufsichtsbehörden, Naturschutzbehörden oder sonstige
Fachbehörden bei der Genehmigung und Überwachung von
WEA tätig werden.

Soweit die Landkreise, kreisfreien Städte, die Region Hanno-
ver und der Regionalverband Großraum Braunschweig sowie
die Städte und Gemeinden als Träger der Regionalplanung
und der Bauleitplanung im eigenen Wirkungskreis tätig wer-
den, dient der Gem. RdErl. als Orientierungshilfe zur Abwä-
gung. 

Für Planer und Investoren gibt er Hinweise zu frühzeitigen
Abstimmungsmöglichkeiten mit den zuständigen Behörden
und trägt somit zur Planungs- und Investitionssicherheit bei.

2. Raumordnung und Bauleitplanung

2.1 Privilegierung im Außenbereich
Windenergieanlagen gehören bauplanungsrechtlich zu den

nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB privilegierten Vorhaben im Au-
ßenbereich. Sie sind dort zulässig, wenn öffentliche Belange
nicht entgegenstehen und die ausreichende Erschließung ge-
sichert ist. Neben dieser Privilegierung hat der Bundesgesetz-
geber in § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB einen Planungsvorbehalt
aufgenommen, der es sowohl den Trägern der Regionalpla-
nung als auch den Gemeinden ermöglicht, die Standorte für
einzelne WEA und Windparks räumlich zu steuern, um so die
Errichtung von WEA an anderer Stelle ausschließen zu kön-
nen. 

2.2 Landes-Raumordnungsprogramm (LROP)
Das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP)

(Anlage 1 der LROP-VO) enthält in Abschnitt 4.2 Nr. 04 Ziele
und Grundsätze über die planerische Sicherung raumbedeut-
samer Standorte für die Windenergie. Die Ziele des LROP sind
durch die Träger der Regionalplanung zu beachten. Die
Grundsätze sind als Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und
Sicherung des Raumes als Vorgaben für nachfolgende Abwä-
gungs- oder Ermessensentscheidungen zu berücksichtigen.

2.3 Regionale Raumordnungsprogramme
Die Erstellung der Regionalen Raumordnungsprogramme

ist in Niedersachsen gemäß § 20 NROG eine kommunale Pla-
nungsaufgabe. Diese wird von den Trägern der Regionalplanung
— den Landkreisen, den kreisfreien Städten, dem Regional-
verband Großraum Braunschweig und der Region Hannover
— im eigenen Wirkungskreis vorgenommen. Die kreisfreien
Städte können von der Aufstellung eines Regionalen Raum-
ordnungsprogramms absehen (§ 5 Abs. 2 NROG). Die Planung
und Steuerung von Flächennutzungen kann in diesen Fällen
über Flächennutzungspläne erfolgen. Die Träger der Regional-
planung besitzen einen großen Gestaltungsspielraum bei der
Erstellung der Programme. Dieser wird einerseits durch das
LROP, welches als Planungsvorgabe des Landes umzusetzen
ist, sowie andererseits durch die verschiedenen zu beachten-
den fachrechtlichen Regelungen, beispielsweise das Immissi-
onsschutz-, Bau- und Naturschutzrecht und die dazu ergan-
gene Rechtsprechung begrenzt.

Die Träger der Regionalplanung haben gemäß einem Ziel
der Raumordnung im LROP für die Nutzung von Windenergie
geeignete raumbedeutsame Standorte zu sichern und unter
Berücksichtigung der Repowering-Möglichkeiten in den Re-
gionalen Raumordnungsprogrammen als Vorranggebiete oder
Eignungsgebiete Windenergienutzung festzulegen (LROP Ab-
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schnitt 4.2 Nr. 04 Satz 1). Dabei können sie die Entwicklung
der Windenergienutzung in ihrem Planungsraum durch ge-
bietsbezogene Festlegungen in Form von
— Vorranggebieten Windenergienutzung ohne Ausschluss-

wirkung,
— Vorranggebieten Windenergienutzung mit Ausschlusswir-

kung (Vorranggebiete mit der gleichzeitigen Wirkung von
Eignungsgebieten gemäß § 7 Abs. 3 Satz 3 ROG) oder

— Eignungsgebieten in Kombination mit Vorranggebieten
steuern.

Aus Gründen der Planungsbeschleunigung und zur Erhö-
hung der Rechtssicherheit kann sich eine Beschränkung auf
die Festlegung von Vorranggebieten Windenergienutzung
ohne Ausschlusswirkung anbieten. Die Ausweisung von Vor-
ranggebieten mit Ausschlusswirkung leistet hingegen einen
Beitrag zur Sicherung der Raumverträglichkeit des Ausbaus
der Windenergie.

Neben der Umsetzung des im LROP formulierten Planungs-
auftrags zur Festlegung von Gebieten für die Windenergienut-
zung sind Festlegungen zur Windenergienutzung auch durch
textliche Zielfestlegungen zulässig (z. B. Bestimmung mitein-
ander verträglicher oder unverträglicher Nutzungen). Für eine
Zielfestlegung ist es zwingend erforderlich, dass das jeweilige
Ziel der Raumordnung räumlich und sachlich bestimmt, zu-
mindest aber bestimmbar ist.

2.4 Flächennutzungs- und Bebauungspläne
Die Bauleitplanung in Form der Aufstellung und Änderung

von Flächennutzungsplänen und ggf. konkretisierenden Be-
bauungsplänen obliegt nach Artikel 28 GG i. V. m. § 2 BauGB
der Planungshoheit der Städte und Gemeinden. Bauleitpläne
sind in eigener Verantwortung der Städte und Gemeinden auf-
zustellen. Sie sind den Zielen des LROP und den Zielen der
Regionalen Raumordnungsprogramme anzupassen (§ 1 Abs. 4
BauGB). Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumord-
nung sind in die Abwägung einzustellen.

Zum Verhältnis von Flächennutzungsplänen und Regiona-
len Raumordnungsprogrammen im Rahmen der immissions-
schutzrechtlichen Genehmigung vgl. Nummer 3.5.2.2.

2.5 Konzentrationsflächenplanung
Die Rechtsprechung hat in den letzten Jahren zahlreiche

Kriterien und Anforderungen an die Ausweisung von Flächen
zur Windenergienutzung in der Regional- und Bauleitplanung
formuliert und konkretisiert. Dabei standen Fragestellungen
rund um die Regionalplanung oder Flächennutzungsplanung
mit Konzentrationswirkung gemäß § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB
(sog. Konzentrationsflächenplanung), die zugleich mit dem
Ausschluss von Windenergieanlagen außerhalb der zugewie-
senen Flächen im Außenbereich (§ 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)
verbunden ist, im Mittelpunkt.

Das BVerwG hat mit seinen Urteilen vom 13. 12. 2012
(4 CN 1/11, 4 CN 2/11) und vom 11. 4. 2013 (4 CN 2/12) die
Anforderungen an eine wirksame Konzentrationsflächenpla-
nung weitgehend präzisiert. Der Planungsträger hat demnach
im Rahmen eines schlüssigen, den gesamten Planungsraum
betrachtenden Konzepts der Windenergie substanziell Raum
zu verschaffen.

Dabei muss sich die Ausarbeitung des Planungskonzepts in
folgenden Arbeitsschritten vollziehen: In einem ersten Arbeits-
schritt sind die harten Tabuzonen, in denen die Errichtung
und der Betrieb von WEA aus tatsächlichen oder rechtlichen
Gründen ausgeschlossen sind, zu ermitteln. Rechtliche Gründe,
die gegen eine Eignung sprechen, können sich insbesondere
aus den in Nummer 4 genannten Gründen und Vorschriften
ergeben. In einem zweiten Arbeitsschritt sind die weichen Ta-
buzonen, in denen WEA zwar möglich, aber nach den planeri-
schen Vorstellungen (auf Basis einheitlicher, detailliert be-
gründeter und nachvollziehbarer Kriterien für den gesamten
Planungsraum) nicht errichtet werden sollen, zu ermitteln.
Danach (dritter Arbeitsschritt) sind diejenigen Belange abzu-
wägen, die im Einzelfall für und gegen die Nutzung einer Flä-
che für die Windenergie sprechen. Die letztlich ausgewiese-
nen Gebiete müssen aus rechtlichen und tatsächlichen Grün-
den für die Errichtung und den Betrieb von WEA geeignet
sein. Daher ist in einem vierten Arbeitsschritt zu prüfen, ob
der Windenergie substanziell Raum verschafft wurde.

2.6 Harte Tabuzonen
Harte Tabuzonen sind sowohl für die Erarbeitung eines

nachvollziehbaren, schlüssigen gesamträumlichen Planungs-
konzepts mit Konzentrations- und Ausschlusswirkung als auch

im Rahmen einer bloßen Positivplanung (Vorranggebiete) zu
beachten1) Sie sind einer Abwägung nicht zugänglich. Als Hil-
festellung zur Ermittlung der harten Tabuzonen wird auf die
Anlage 2 verwiesen.

2.7 Weiche Tabuzonen
Weiche Tabuzonen sind Flächen, die einer Abwägung zu-

gänglich sind. Da der Plangeber einen Bewertungsspielraum
bei der Festlegung der weichen Tabuzonen hat, muss er darle-
gen, wie er die eigenen Ausschlussgründe bewertet und die
Gründe für seine Wertung darlegen.

Weiche Tabuzonen können bei geeigneter Ausgestaltung
durch ihre Berücksichtigung der regionalen Besonderheiten
eine effiziente Nutzung der Windenergie bei gleichzeitig best-
möglicher Erfüllung der verschiedenen natur-, arten- und
immissionsschutzrechtlichen sowie sonstigen Schutzzwecke
unterstützen. Da der Windenergie substanziell Raum zu ge-
ben ist, dürfen sie jedoch nicht zur Verhinderung der Winden-
ergie eingesetzt werden. Weiche Tabuzonen im Rahmen der
Planung bedürfen daher einer sensiblen, sorgfältigen Prüfung
im Hinblick auf den konkreten Planungsraum. Eine ungeprüfte,
unbegründete Übernahme pauschaler Mindestabstände aus
anderen Plänen, Arbeitshilfen oder anderen Quellen ist nicht
zulässig. Vielmehr muss eine Pauschalierung i. S. der Recht-
sprechung aus den Erfordernissen/Gegebenheiten des jeweili-
gen Planungsraumes abgeleitet werden.

2.8 Windenergie substanziell Raum verschaffen
Im Ergebnis des Planungsprozesses muss eine ausreichend

große Fläche (in substanzieller Weise) für die Windenergie-
nutzung verbleiben. Die Bewertung, ob eine Konzentrations-
flächenplanung der Windenergienutzung in substanzieller
Weise Raum schafft, ist das Ergebnis einer wertenden Betrach-
tung (BVerwG, Beschluss vom 12. 5. 2016 — 4 BN 49/15;
OVG Lüneburg, Urteil vom 17. 6. 2013 — 12 KN 80/12).

Entsprechend den Vorgaben der Rechtsprechung lässt sich
die Grenze, wann der Windenergie substanziell Raum verschafft
wurde bzw. wann eine Verhinderungsplanung vorliegt, nicht
abstrakt bestimmen. Sie muss anhand der jeweiligen örtlichen
Gegebenheiten im Einzelfall festgestellt werden. Jedenfalls
muss die Summe der Vorranggebiete oder der Konzentrations-
flächen für die Windkraft mit Ausschlusswirkung für andere
Nutzungen in einem solchen Verhältnis zum gesamten Pla-
nungsraum abzüglich der Flächen für harte Tabuzonen ste-
hen, dass der vom Bundesgesetzgeber gewollten Privilegie-
rung der Windkraftnutzung gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB
hinreichend Rechnung getragen wird (vgl. OVG Münster, Ur-
teil vom 20. 1. 2020 — 2 D 100/17.NE).

Erkennt der Plangeber, dass er mit den beabsichtigten Vor-
ranggebieten oder Konzentrationsflächen der Windenergie-
nutzung nicht substanziell Raum verschafft, muss er die
weichen Tabuzonen und die flächenbezogene Abwägung
nochmals überprüfen und ggf. abändern bis der Windenergie
substanziell Raum verschafft wird. 

Ein Planungsträger darf mehr Flächen ausweisen als für die
Schaffung von „substanziellem Raum“ notwendig ist.

2.9 Gebietsschutz im Rahmen der Planung und Genehmigung
von Windenergieanlagen 

Festgelegte Schutzgebiete sind hinsichtlich ihres Schutz-
zwecks, ihrer Schutzziele und den Nutzungseinschränkungen
bezogen auf ihre Eignung für die Windenergienutzung diffe-
renziert zu betrachten. Daher ist auch im Rahmen der planeri-
schen Steuerung der Windenergienutzung bei diesen Gebie-
ten ein differenziertes Vorgehen notwendig.

Aus den Vorgaben des Naturschutzrechts kann sich erge-
ben, dass die Errichtung und der Betrieb von WEA in Gebieten
einer Schutzgebietskategorie unzulässig ist. Solche Gebiete
stellen regelmäßig harte Tabuzonen dar. Schutzgebiete, die
keine harten Tabuzonen sind, können unter Vorsorgegesichts-
punkten und bei Vorliegen einer schlüssigen Begründung als
weiche Tabuzonen von der Windenergienutzung planerisch
ausgeschlossen werden.
2.9.1 Gesetzlich geschützte Biotope, Naturdenkmale, ge-

schützte Landschaftsbestandteile
In gesetzlich geschützten Biotopen (§ 30 BNatSchG, § 24

NAGBNatSchG), Naturdenkmalen (§ 28 BNatSchG, § 21
NAGBNatSchG) und geschützten Landschaftsbestandteilen

1) Zur Frage der Ermittlung und Abgrenzung harter und weicher Ta-
buzonen vergleiche zuletzt OVG Lüneburg, Urteil v. 26. 2. 2020 —
12 KN 182/17, Randnummer (Rn.) 83 bzw. OVG Münster, Urteil
vom 20. 1. 2020 — 2 D 100/17.NE.
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(§ 29 BNatSchG, § 22 NAGBNatSchG) sind WEA aufgrund der
gesetzlichen Verbote der Zerstörung oder erheblichen Beein-
trächtigung in der Regel ausgeschlossen. Sie schließen jedoch
eine Überplanung dieser kleinflächigen Bereiche durch ein
Vorrang-/Eignungsgebiet oder eine Konzentrationszone nicht
aus. Die Vereinbarkeit mit den geschützten Bereichen ist dann
im Wege der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung über
eine entsprechende Standortwahl, Ausgleichsmaßnahmen etc.
sicherzustellen. Auf die gesetzlich geschützten Biotope, Na-
turdenkmale und geschützten Landschaftsbestandteile ist be-
reits in der Begründung zur Regional- und Bauleitplanung ge-
eignet hinzuweisen.
2.9.2 Landschaftsschutzgebiete — Vermeidung von wider-

sprüchlichen Festsetzungen
Es kann unter bestimmten Voraussetzungen eine Befreiung

von den ggf. einschlägigen Verboten einer Landschaftsschutz-
gebietsverordnung erteilt werden (vgl. § 67 BNatSchG).

Außerdem besteht die Möglichkeit, die jeweilige Schutzge-
bietsverordnung anzupassen oder ggf. teilweise oder ganz auf-
zuheben.

Bei großflächiger Betroffenheit oder der (teilweisen) Funkti-
onslosigkeit eines Landschaftsschutzgebietes (vgl. Bayerischer
VGH, Urteil vom 14. 1. 2003 — 1 N 01.2072) durch die Reali-
sierung der Planung ist eine Änderung der Schutzgebietsver-
ordnung erforderlich, bevor ein Flächennutzungsplan be-
schlossen oder eine Festlegung durch das Regionale Raumord-
nungsprogramm getroffen wird. Die Änderung der Verord-
nung kann in einer teilweisen oder vollständigen Aufhebung
bestehen.

Eine Änderung der Verordnung kann ferner dadurch erfol-
gen, dass das Schutzgebiet in Zonen mit einem entsprechend
dem jeweiligen Schutzzweck abgestuften Schutz gegliedert
wird (§ 22 Abs. 1 Satz 3 BNatSchG). Die Zonierung ermöglicht
z. B. die Freigabe von Teilflächen für die Windenergienut-
zung, sofern keine oder weniger starke Interessenkonflikte
zwischen der Windenergie und dem Schutzzweck der Verord-
nung bestehen, ohne die Teilfläche aus dem Schutzgebiet her-
auszunehmen.
2.9.3 Einwirkungen in FFH- und Vogelschutzgebiete

Im Rahmen der Regionalplanung sind die Vorschriften des
Naturschutzrechts, insbesondere § 34 BNatSchG, anzuwen-
den (§ 7 Abs. 6 ROG). Entsprechendes gilt gemäß § 1 a Abs. 4
BauGB für die Darstellung von Flächen für die Windenergie-
nutzung in Bauleitplänen. In diesen Fällen ist somit die Ver-
träglichkeitsprüfung nach § 34 BNatSchG in das Planungs-
verfahren zu integrieren. Lässt diese eine erhebliche Beein-
trächtigung nicht erwarten, so kommt eine Windenergienutzung
in Betracht. Wird eine mögliche erhebliche Beeinträchtigung
eines FFH- und/oder Vogelschutzgebietes, ggf. unter Berück-
sichtigung eventueller Kumulationswirkungen mit anderen
Plänen und Projekten, festgestellt, ist das Projekt nach § 34
Abs. 2 BNatSchG unzulässig. Sodann ist zu prüfen, ob Aus-
nahmen nach § 34 Abs. 3 BNatSchG möglich sind, ob § 34
Abs. 4 BNatSchG einschlägig ist und welche Kohärenzmaß-
nahmen erforderlich würden (vgl. auch OVG Lüneburg, Urteil
vom 26. 2. 2020 — 12 KN 182/17, Rn. 121). Hierzu wird auf
die „Mitteilung der Kommission — Leitfaden zu Windkraft-
projekten und den Naturschutzvorschriften der EU“ vom
18. 11. 2020 verwiesen2).

WEA, die außerhalb eines Europäischen Vogelschutzgebietes
errichtet werden sollen, beeinträchtigen Gebietsbestandteile,
die für dessen Erhaltungsziele und Schutzzweck maßgebend
sind, allerdings in der Regel nicht mittels der von ihnen aus-
gehenden Emissionen, erheblich. Durch die Errichtung der
WEA kann aber ein Funktionsverlust des Schutzgebietes
zu besorgen sein, etwa wenn sie die Gefahr einer möglichen
Verriegelung des Gebietes mit sich bringen, oder wenn sie
eine Barrierewirkung dergestalt entfalten, dass die Vögel dar-
an gehindert werden, das Schutzgebiet zu erreichen (vgl.
OVG Sachsen-Anhalt [Magdeburg], Urteil vom 20. 1. 2016 —
2 L 153/13).

2.10 Repowering
Repowering bedeutet den Ersatz von alten Anlagen gegen in

der Regel neue, leistungsstärkere Anlagen. Dabei wird plane-
risch zwischen standorterhaltendem Repowering und stand-
ortverlagerndem Repowering unterschieden.

2) https://ec.europa.eu/environment/nature/natura2000/management/
docs/wind_farms_de.pdf.

Standorterhaltendes Repowering beschreibt die Konstellati-
on, dass Bestandsflächen weiterhin planerisch für die Errich-
tung neuer Windenergieanlagen offengehalten werden, selbst
wenn die Fläche die inzwischen vom Planungsträger formu-
lierten Anforderungen an beispielsweise weiche Tabuzonen
nicht erfüllen. Planungsträger sollen Potentiale des standort-
erhaltenden Repowerings nutzen. Hierfür stehen insbesonde-
re folgende Instrumente zur Verfügung:
— Festlegung sog. weicher Tabu-Kriterien in einer Weise,

dass sie Bestands-WEA berücksichtigen3), 
— in der Regionalplanung können für Bereiche mit Bestands-

WEA oder für im Flächennutzungsplan entsprechend dar-
gestellte Gebiete Ausnahmen i. S. des § 6 Abs. 1 ROG auf-
genommen werden4),

— es können Standorte bestehender Anlagen als Vorbehalts-
gebiete nach § 7 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 ROG festgelegt werden
oder 

— Planungsträger können die Bereiche, in denen schon WEA
errichtet sind, als bloße „weiße Fläche“, d. h. unbeplante
Fläche ohne weitere Festlegung im Raumordnungsplan,
behandeln5).

In Entwicklungszonen der gesetzlich festgesetzten Biosphären-
reservate, in festgesetzten, ausgewiesenen oder einstweilig si-
chergestellten Naturdenkmalen und geschützten Landschafts-
bestandteilen, gesetzlich geschützten Biotopen gemäß § 30
BNatSchG sowie § 24 NAGBNatSchG sowie Landschaftsschutz-
gebieten ist das Repowering von in den Gebieten liegenden
Altanlagen möglich, wenn die Einrichtung und der Betrieb
nicht zu erheblichen Beeinträchtigungen des Gebietes in sei-
nen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgebli-
chen Bestandteilen führen und deren Zweck dies zulässt.

Neben dem standorterhaltenden Repowering kann ein
standortverlagerndes Repowering insbesondere zur Verbesse-
rung des Landschaftsbildes möglich sein. Diese Form von Re-
powering beschreibt die Konstellation, dass in der Regel ver-
einzelt stehende Anlagen „eingesammelt“ werden und statt-
dessen an einem neuen, raumverträglicheren Standort neue
WEA (einschließlich einer Leistungssteigerung) errichtet wer-
den. Bei der Überplanung bisher der Windenergie zugewiese-
ner Flächen sind die Interessen der (potenziell) betroffenen
Bauherrn und Vorhabenträger in den Blick zu nehmen (OVG
Lüneburg, Urteil vom 7. 2. 2020 — 12 KN 75/18). Ist der „all-
gemeinen“ Windenergienutzung substanziell Raum verschafft,
kann der Träger der Regionalplanung (oder entsprechend der
Träger der Bauleitplanung, vgl. § 249 Abs. 2 BauGB) zusätzli-
che Flächen ausweisen, die ausschließlich solchen WEA vor-
behalten sind, die Altanlagen an planerisch ungewollten
Standorten ersetzen. Der Neubau solcher Anlagen muss sach-
lich und rechtlich mit dem Abbau von Altanlagen verknüpft
werden.

2.11 Windenergie im Wald
Die Inanspruchnahme von Wald für Windenergieanlagen

soll sich insbesondere auf mit technischen Einrichtungen
oder Bauten vorbelastete Flächen ausrichten (siehe LROP-VO
vom 26. 9. 2017 [Nds. GVBl. S. 378]).

Vorbelastungen dieser Art finden sich — gemäß Begründung
zur LROP-VO — regelmäßig im Bereich von
— Industrie- und Gewerbeflächen und -brachen,
— Bergbaufolgelandschaften (Halden, Zechengelände),
— abgeschlossenen Deponieflächen sowie sonstigen anthro-

pogenen Ablagerungen und Aufschüttungen,
— erschöpften Rohstoffabbauflächen,

3) Das Interesse des Anlagenbetreibers an einem Repowering, der Ge-
wöhnungseffekt der angrenzenden Wohnbevölkerung und eventuell
der dort bestehenden Natur sowie eine weiterverwendbare Infra-
struktur können insoweit ggf. einen sachlichen Grund darstellen,
(gegenüber unbelasteten Flächen) unterschiedliche weiche (nicht
harte) Tabukriterien in Abwägung zu stellen (OVG Lüneburg, Urteil
vom 7. 2. 2020 — 12 KN 75/18 sowie OVG Lüneburg, Beschluss vom
18. 5. 2020 — 12 KN 243/17). Wo Planungsträger Mindestgrößen
für neue Konzentrationsflächen festlegen, kann ein Abweichen von
diesem Kriterium sogar rechtlich geboten sein. Ein „starres Festhalten“
an vorgegebenen Mindestgrößen kann zu beanstanden sein, wenn
Flächen, auf denen sich bereits WEA befinden, unter Zugrundele-
gung eines Mindestgrößenkriteriums nicht als Konzentrationsflä-
chen dargestellt worden sind (vgl. BVerwG, Beschluss vom 16. 1. 2019
— 4 BN 20.18).

4) Zu den Grenzen dieses Instruments vgl. OVG Lüneburg, Beschluss
vom 18. 5. 2020 — 12 KN 243/17.

5) Das OVG Lüneburg definiert „Weiße Flächen“ als Flächen, bei denen
sich der Plangeber einer (raumordnerischen) Aussage enthält, vgl.
OVG Lüneburg, Urteil vom 7. 2. 2020 — 12 KN 75/18.
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— Kraftwerksgeländen, Großsilos, Raffinerien usw.,
— aufgegebenen Gleisgruppen,
— Altlastenstandorten,
— Munitionsdepots, Munitionsabfüllanstalten, Bunkeranlagen

und sonstigen Konversionsflächen,
— sonstigen infrastrukturell genutzten Sonderstandorten (z. B.

Teststrecken, großflächige Kreuzungsbauwerke).
In besonderen Einzelfällen sind weitere Vorbelastungssitua-

tionen i. S. dieser Regelung denkbar. 
Die Gebietskulisse richtet sich nach den Vorgaben des je-

weils aktuellen LROP. Entsprechend der Abschlusserklärung
des Runden Tisches vom 3. 3. 2020 werden Kriterien zur Nut-
zung der Windenergie im Wald bei der Überarbeitung des
LROP aufgenommen, die es ermöglichen den Wald als Poten-
zialfläche zu betrachten, auch wenn im Offenland noch Flä-
chen zur Verfügung stehen.
2.12 Gewerbe- und Industriegebiete

WEA können in Gewerbe- oder Industriegebieten (§§ 8, 9
BauNVO) oder in Gebieten, die nach § 34 Abs. 2 BauGB als sol-
che zu beurteilen sind, als Gewerbebetriebe oder als Nebenan-
lagen (§ 14 BauNVO) zulässig sein. Eine Zulässigkeit kann
auch auf Versorgungsflächen nach § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB
gegeben sein.
2.13 Zielvorgabe für die Planung

Zur Verwirklichung des Landeszieles aus Nummer 1.2, bis
2030 mindestens 20 Gigawatt (GW) Windenergieleistung On-
shore zu installieren, kann die LReg im LROP dieses Ausbau-
ziel entweder als landesweites Ziel der Raumordnung oder als
Grundsatz der Raumordnung festlegen und für die Träger der
Regionalplanung einen verbindlichen Auftrag zur Ausweisung
oder Sicherung von Flächen für die Windenergienutzung in
den Regionalen Raumordnungsprogrammen festlegen. 

Das Gelingen der Energiewende hängt auch von der Mitwir-
kung der Träger der Bauleitplanung an der Erreichung der
Flächenziele ab.

Es wird davon ausgegangen, dass für die Realisierung von
20 GW im Jahr 2030 ein Flächenbedarf von mindestens 1,4 %
der Landesfläche erforderlich ist. Dies entspricht einem Flä-
chenbedarf von ca. 67 000 ha6). Nach Mitteilung von UL In-
ternational GmbH (vormals DEWI Deutsches Windenergie-
Institut GmbH) ist zu erwarten, dass der spezifische Flächen-
bedarf von neuen Windparks — je nach Flächenzuschnitt und
der projektspezifischen Situation am Standort — auch in Zu-
kunft durchschnittlich im Bereich 3 bis 4 ha/MW („Rotor-
out“, d. h. die vom Anlagenrotor überstrichene Fläche muss
nicht innerhalb eines für WEA vorgesehenen Gebietes liegen)
liegen wird, da in Relation zur Anlagengröße bestimmte Min-
destabstände zwischen den Windenergieanlagen in einem
Windpark einzuhalten sind. Bei der Berechnungsmethode
„Rotor-in“ (d. h. die vom Anlagenrotor überstrichene Fläche
muss vollständig innerhalb eines für WEA vorgesehenen Ge-
bietes liegen) ergibt sich ein höherer Flächenbedarf (minde-
stens 1,7 % der Landesfläche). Ab 2030 sollen 2,1 % der
Landesfläche für den Ausbau der Windenergie an Land zur
Verfügung stehen (Rotor-out).
2.14 Regionalisierter Flächenansatz

Für die Träger der Regionalplanung bzw. Gemeinden be-
deutet dies, dass sie zur Erreichung des energiepolitischen
Zieles von 20 GW mindestens 7,05 % derjenigen Flächen als
Gebiete für die Windenergienutzung vorsehen, die für den je-
weiligen Planungsraum als Flächenpotenziale errechnet worden
sind7). Dabei sind planerisch bereits ausgewiesene Flächen für
die Windenergienutzung einzurechnen. 

Grundsätzlich ist dabei das standorterhaltende Repowering-
Potenzial in Niedersachsen möglichst umfänglich zu nutzen,
um zusätzlichen Flächenverbrauch zu begrenzen.

3. Anlagenzulassung

3.1 Allgemeines
3.1.1 Bau- und Immissionsschutzrechtliche Einordnung

WEA sind Anlagen i. S. des § 3 Abs. 5 BImSchG und bauli-
che Anlagen i. S. des § 2 Abs. 1 Satz 1 NBauO. Die Art des Ge-
nehmigungsverfahrens für deren Errichtung und Betrieb hängt
insbesondere von der Gesamthöhe der im konkreten Fall vor-
gesehenen Anlage ab.

6) Der tatsächliche Flächenbedarf (Fundament, Zuwegung) beträgt mit
etwa 0,5 ha/Anlage nur etwa 2 000 ha, was ca. 0,04 % der Landes-
fläche entspricht.

7) Die Berechnung ist zu Beginn der Anlage1 näher erläutert.

3.1.2 Kleinwindanlagen
In der Praxis findet sich der Begriff „Kleinwindanlagen“ oder

„Kleinwindenergieanlagen“ für verschiedenste Anlagentypen,
welche in ihren Ausmaßen nicht den heutigen Großanlagen
entsprechen. Der Begriff wird nicht einheitlich verwendet und
es handelt sich nicht um einen Rechtsbegriff. Für kleinere
WEA können im Einzelfall gleichwohl verfahrensrechtliche
Besonderheiten bei der Zulassung zu beachten sein. Hierzu
kann im Einzelfall insbesondere 
— das Zulassungsverfahren (BImSchG oder NBauO) (Num-

mer 3.3 bzw. 3.2), 
— die Bewertung der bauplanungsrechtlichen Zulässigkeit

der Anlagen (Nummer 3.5.2), 
— die Beurteilung der Standsicherheit (Nummer 3.5.3.3) oder
— die Höhe der Sicherheitsleistung für den Rückbau (Num-

mer 3.5.2.3)
zählen.

3.2 Genehmigungserfordernisse nach dem Bauordnungsrecht 
Insbesondere in Abhängigkeit von der Höhe der Windener-

gieanlage ergeben sich nach der NBauO die in den folgenden
Unterabschnitten dargestellten zu unterscheidenden Geneh-
migungserfordernisse.
3.2.1 Keine Verfahrensfreistellung (§ 60 Abs. 1 NBauO)

In Niedersachsen ist insbesondere im Hinblick auf mögli-
che Beeinträchtigungen der Nachbarn und als Schutz der Bau-
herrin oder des Bauherrn vor Fehlinvestitionen zurzeit keine
WEA verfahrensfrei gestellt.
3.2.2 Genehmigungsfreistellung (§ 62 NBauO)

In Gewerbe- und Industriegebieten für bauliche Anlagen
nach § 62 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2 oder 3 NBauO bis 30 m Höhe
oder als Nebenanlage nach Nr. 4 ist jeweils unter den in § 62
NBauO genannten Voraussetzungen — insbesondere wenn sie
den Festsetzungen des Bebauungsplans nicht widersprechen
— ein Teil der WEA genehmigungsfrei gestellt. Sind die Vor-
aussetzungen erfüllt, ist eine entsprechende Mitteilung bei
der Gemeinde einzureichen.
3.2.3 Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren (§ 63 NBauO)

Für WEA bis zu einer Gesamthöhe von 30 m ist ansonsten ein
vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren nach § 63 NBauO
erforderlich. Im Rahmen dieses vereinfachten Verfahrens
prüft die Bauaufsichtsbehörde nur die Vereinbarkeit der Bau-
vorlagen mit dem städtebaulichen Planungsrecht, den §§ 5 bis
7, 47 und 50 NBauO und den sonstigen Vorschriften des öf-
fentlichen Baurechts i. S. des § 2 Abs. 17 NBauO.
3.2.4 Reguläres Baugenehmigungsverfahren (§ 64 NBauO)

WEA mit einer Gesamthöhe von mehr als 30 m sind nach § 2
Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 NBauO Sonderbauten und bedürfen des-
halb eines Baugenehmigungsverfahrens nach § 64 NBauO.
Ab einer Gesamthöhe von mehr als 50 m ist eine Genehmi-
gung nach dem BImSchG erforderlich, die die Baugenehmi-
gung enthält (siehe Nummer 3.3). Dabei prüft die Bauauf-
sichtsbehörde die Vereinbarkeit der Bauvorlagen mit dem öf-
fentlichen Baurecht. Aufgrund des § 2 Abs. 5 Satz 2 NBauO
i. V. m. § 64 Satz 1 NBauO erfolgt eine umfangreiche bauauf-
sichtliche Prüfung auch im Genehmigungsverfahren nach
dem BImSchG.

Sofern die bloße Änderung einer WEA keiner Genehmigung
nach dem BImSchG bedarf, kann ein Baugenehmigungsver-
fahren erforderlich sein.

3.3 Immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren
WEA mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 m bedürfen ge-

mäß § 4 BImSchG i. V. m. § 1 und Nummer 1.6 des Anhangs 1
der 4. BImSchV einer immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gung. Umfangreiche Informationen zu allen Aspekten des im-
missionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens enthält
der online bereitgestellte Leitfaden für Genehmigungsverfah-
ren nach dem BImSchG des MU. Er unterstützt die Antragstel-
ler bei der Durchführung des Genehmigungsverfahrens und
einer ggf. erforderlichen Umweltverträglichkeitsprüfung. Der
Leitfaden ist als ein Wegweiser durch das immissionsschutz-
rechtliche Genehmigungsverfahren konzipiert und informiert
den Antragsteller in übersichtlicher Form über die wesentli-
chen rechtlichen Anforderungen, den Verfahrensablauf, mög-
liche Beschleunigungsinstrumente, die Zuständigkeiten, Fris-
ten und die materiell-rechtlichen Anforderungen aus allen
einschlägigen Rechtsbereichen.



Nds. MBl. Nr. 35/2021

1403

3.3.1 Vereinfachtes/förmliches Genehmigungsverfahren
Im Grundsatz sind WEA im vereinfachten Genehmigungs-

verfahren nach § 19 BImSchG, d. h. in einem Verfahren ohne
Öffentlichkeitsbeteiligung, zuzulassen. Eine freiwillige Betei-
ligung der anerkannten Naturschutzvereinigungen durch den
Vorhabenträger außerhalb, aber parallel zum vereinfachten
Genehmigungsverfahren sowie ein Antrag des Vorhabenträ-
gers nach § 21 a Abs. 1 Satz 1 Alternative 2 der 9. BImSchV
auf Bekanntmachung der Genehmigung, können allerdings
im Einzelfall sinnvoll sein.

Ein Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung (förmliches
Genehmigungsverfahren) findet aber statt, wenn 
— dies nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 i. V. m. Nummer 1.6. des

Anhangs 1 der 4. BImSchV vorgeschrieben ist (z. B. ab
20 WEA und Gesamthöhe von mehr als 50 m) und/oder

— eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) nach den Vor-
schriften des UVPG durchgeführt wird (z. B. als Ergebnis
einer Vorprüfung nach UVPG oder wenn die Vorausset-
zungen nach § 7 Abs. 3 UVPG vorliegen) oder

— der Träger des Vorhabens dies beantragt hat (vgl. § 19 Abs. 3
BImSchG).

Die Durchführung eines förmlichen Genehmigungsverfah-
rens auf Antrag gemäß § 19 Abs. 3 BImSchG sollte vor allem
dann seitens des Vorhabenträgers erwogen werden, wenn das
Vorhaben in der Nachbarschaft umstritten ist. Die Beteiligung
der Öffentlichkeit im Genehmigungsverfahren kann helfen,
Konflikte zu glätten. Der Antragsteller kommt im Falle einer
positiven Genehmigungsentscheidung zudem in den Vorzug
erhöhter Rechtssicherheit, weil an die Bekanntmachung des
Genehmigungsbescheides (vgl. § 10 Abs. 7 und 8 BImSchG)
auch der Beginn von Fristen für Rechtsbehelfe geknüpft ist.

Sinnvoll kann ferner die Durchführung von Antragskonfe-
renzen vor Beginn des Genehmigungsverfahrens sein.
3.3.2 Konzentrationswirkung

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung zur Errich-
tung und zum Betrieb einer Anlage, wie auch die Genehmi-
gung zur Änderung einer bestehenden Anlage (hierzu siehe
Nummer 3.3.4), schließt andere, die Anlage betreffende behörd-
liche Entscheidungen, ein (sog. Konzentrationswirkung). Ent-
scheidungen, die von dieser Grundregel nach § 13 BImSchG
ausgenommen sind, wie z. B. Planfeststellungen oder wasser-
rechtliche Erlaubnisse und Bewilligungen, betreffen die Er-
richtung von WEA in der Regel nicht. Die maßgeblichen ma-
teriell-rechtlichen Anforderungen an Zulassungsentscheidun-
gen aus anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften gelten im
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren wei-
ter uneingeschränkt, jedoch bedarf es hierfür keines eigenen
Verwaltungsverfahrens und keines eigenen Verwaltungsak-
tes. Darüber hinaus dürfen andere öffentlich-rechtliche Vor-
schriften und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und
dem Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen (§ 6 Abs. 1 Nr. 2
BImSchG).
3.3.3 Vorbescheid/Vorzeitiger Beginn

Ähnlich wie im Baurecht mit einem Bauvorbescheid die Be-
baubarkeit eines Grundstücks vorab geklärt werden kann,
kann es auch im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs-
verfahren ggf. sinnvoll sein, die grundsätzliche Zulässigkeit
der Errichtung einer Windkraftanlage an dem ausgewählten
Standort in einem Verfahren nach § 9 BImSchG vorab zu klä-
ren. Der Vorbescheid nimmt mit verbindlicher Wirkung einen
Ausschnitt aus dem feststellenden Teil einer etwaigen späteren
Anlagengenehmigung vorweg (BVerwG, Urteil v. 30. 6. 2004
— 4 C 9/03). Für einen Vorbescheid bedarf es auch der Unter-
lagen, die eine vorläufige positive Gesamtbeurteilung ermögli-
chen. Die Unterlagen müssen allerdings nicht schon die Ge-
nehmigungsfähigkeit belegen (BVerwG, Urteil v. 25. 6. 2020
— 4 C 3/19).

Der beschleunigten Umsetzung eines Vorhabens dient die
Zulassung des vorzeitigen Beginns (§ 8 a BImSchG). In diesem
Fall kann schon vor der Genehmigungserteilung mit der Er-
richtung der Anlage bis hin zu den erforderlichen Maßnah-
men zur Prüfung ihrer Betriebstüchtigkeit begonnen werden.
Sie soll von der Genehmigungsbehörde gewährt werden, wenn
eine positive Prognose zur Zulässigkeit des Vorhabens getrof-
fen werden kann, ein öffentliches Interesse oder ein berechtig-
tes Interesse des Antragstellers an dem vorzeitigen Beginn
besteht und er verbindlich eventuell entstehende Schadenser-
satzansprüche aufgrund der Errichtung der Anlage sowie die
Pflicht zur Wiederherstellung des früheren Zustandes über-
nimmt für den Fall, dass die Genehmigung doch nicht oder
nur unter Auflagen erteilt werden kann.

3.3.4 Änderung einer Anlage
Die Änderung einer Anlage kann nach dem BImSchG ge-

nehmigungspflichtig oder genehmigungsfrei sein.
Ob der Wechsel des Anlagentyps etc. eine Änderungsgeneh-

migung erforderlich macht, wird im Anzeigeverfahren nach
§ 15 BImSchG entschieden. Dazu sind im Anzeigeverfahren
alle Angaben erforderlich, um eine Abschätzung vornehmen
zu können, ob von der geänderten Anlage schädliche Umwelt-
einwirkungen ausgehen können. So wird regelmäßig insbe-
sondere auch darauf zu achten sein, ob die der Genehmigung
zugrunde gelegten Werte für Schall- und Schattenwurf der
bisher genehmigten Anlage noch zutreffend sind.

Wenn sich aufgrund der beabsichtigten Änderung Auswir-
kungen auf die Schutzgüter nach § 1 BImSchG ergeben können
(Menschen, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, Atmosphäre,
Kultur- und sonstige Sachgüter), muss die Änderung mindes-
tens einen Monat im Voraus bei der zuständigen Immissions-
schutzbehörde angezeigt werden. Der Anzeige sind die erfor-
derlichen Unterlagen beizufügen, die es der zuständigen
Immissionsschutzbehörde ermöglichen abzuschätzen, ob das
Vorhaben genehmigungsfrei durchgeführt werden kann. Hat
sich die zuständige Behörde spätestens nach Ablauf eines Mo-
nats nach Eingang der Anzeige und aller erforderlichen Unter-
lagen nicht geäußert, kann der Träger mit dem angezeigten
Vorhaben beginnen (§ 15 Abs. 2 BImSchG).

Ob eine Änderung genehmigungsbedürftig ist, entscheidet
die Behörde u. a. danach, ob mit ihr nachteilige Auswirkun-
gen verbunden sein können (§ 16 Abs. 1 BImSchG). Der Maß-
stab der „nachteiligen Auswirkungen“ ist allein auf die immis-
sionsschutzrechtlichen Pflichten nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG
zu beziehen, also auf die Erfüllung der immissionsschutz-
rechtlichen Grundpflichten nach § 5 BImSchG sowie von
Pflichten, die sich aus immissionsschutzrechtlichen Verord-
nungen nach § 7 BImSchG ergeben. Sind diese von der Ände-
rung nachteilig betroffen, gilt die Änderung als „erheblich“ und
damit als eine wesentliche Änderung.8)

Keine Anlagenänderung liegt bei Maßnahmen zur Instand-
setzung, Reparatur und Unterhaltung einer bestehenden An-
lage vor, solange der Status der Anlage wie er sich in der Ge-
nehmigung dokumentiert, nicht verändert wird. Sie brauchen
deshalb auch nicht der Behörde angezeigt zu werden. 

Hinsichtlich der Art des durchzuführenden Genehmigungs-
verfahrens folgt das Änderungsverfahren grundsätzlich dem
ursprünglichen Verfahren: Wurde die Anlage im vereinfach-
ten Verfahren gemäß § 19 BImSchG zugelassen, reicht dieses
Verfahren auch für das Änderungsverfahren; war ein förmli-
ches Genehmigungsverfahren durchzuführen, ist auch bei der
Anlagenänderung das förmliche Verfahren angezeigt. Aller-
dings kann in diesem Fall auf Antrag des Vorhabenträgers von
der Öffentlichkeitsbeteiligung abgesehen werden, wenn keine
erheblichen (d. h. hier: gewichtigen) nachteiligen Auswirkun-
gen auf die Umwelt zu besorgen sind (§ 16 Abs. 2 BImSchG).
Bei UVP-pflichtigen Vorhaben findet § 16 Abs. 2 Satz 1 keine
Anwendung.

Darüber hinaus kommt unabhängig von der immissions-
schutzrechtlichen Prüfung bei Anlagenänderungen die Ge-
nehmigungsbedürftigkeit nach den Vorschriften des jeweils
betroffenen Fachrechts (insbesondere des Baurechts) in Be-
tracht. Ein Wechsel des Anlagentyps bei WEA erfordert nicht
immer eine immissionsschutzrechtliche, ggf. aber eine bau-
rechtliche Genehmigung. Entscheidend sind die Merkmale
des Einzelfalles. Eine Neugenehmigung ist immer dann erfor-
derlich, wenn die Modifikationen derart prägend sind, dass sich
der Charakter des Kerns der betreffenden Anlage nach Durch-
führung der „Änderung“ grundlegend anders darstellt. Findet
kein immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren
statt, können die betreffenden Entscheidungen nicht einkon-
zentriert werden, sondern sind in den Verfahren des betroffe-
nen Fachrechts zu treffen.

8) Die Änderung des Schallleistungspegels oder des Spektrums einer
geänderten WEA ist beispielsweise nicht „erheblich“, wenn sie eine
Änderung des Beurteilungspegels verursacht, der weniger als
10 dB(A) unterhalb des maßgeblichen Immissionsrichtwertes liegt
(siehe Nummer 2.2 TA Lärm). Sofern durch die Änderung der ur-
sprüngliche Genehmigungsbescheid angepasst werden muss (Än-
derung des in der Genehmigung genannten Schallleistungspegels
oder ergänzende Forderung nach einer vorher nicht vorgesehenen
Abnahmemessung) ist die Änderung wesentlich (RdErl. d. MU vom
21. 1. 2019 Einführung der „Hinweise zum Schallimmissionsschutz
bei Windkraftanlagen [WKA]“ der Bund/Länder-Arbeitsgemein-
schaft für Immissionsschutz [LAI] [Nds. MBl. S. 343]).
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3.3.5 Überwachung
Nach der Abnahmeprüfung einer neu errichteten oder ge-

nehmigungspflichtig geänderten Anlage ist sie von der zustän-
digen Immissionsschutzbehörde zu überwachen. Wenn die Ge-
nehmigungsauflagen eine periodisch wiederkehrende Über-
prüfung einschließlich einer Vor-Ort-Inspektion durch eine
sachverständige Person in höchstens vierjährigem Abstand
vorsehen, kann die behördliche Überwachung auf die Kon-
trolle der diesbezüglichen Dokumentation eingeschränkt wer-
den. Unberührt hiervon bleiben extern veranlasste Überwa-
chungstätigkeiten etwa aufgrund von Nachbarschaftsbeschwer-
den, Hinweisen anderer Behörden oder aus Anlass von Betriebs-
störungen.

Die Konzentrationswirkung der immissionsschutzrechtli-
chen Genehmigung beschränkt sich auf das Zulassungsver-
fahren. Ist die Genehmigung erteilt, fällt die Überwachung der
Rechtskonformität des Anlagenbetriebes hinsichtlich der öf-
fentlich-rechtlichen Pflichten des Betreibers, die nicht im Im-
missionsschutzrecht gründen, an die nach den allgemeinen
Zuständigkeitsregeln jeweils verantwortlichen Behörden zu-
rück.

Die Befugnis des MU, die Überwachung durch Dienstan-
weisung weiter zu konkretisieren, bleibt unberührt.

Verpflichtungen aus § 28 Abs. 1 und 2 UVPG bleiben unbe-
rührt und sind ggf. subsidiär anzuwenden.
3.3.6 Genehmigungs-Monitoring

Die Genehmigungsbehörden übermitteln dem MU regelmä-
ßig Daten über laufende und abgeschlossene Verfahren zur
Genehmigung von WEA nach dem BImSchG, insbesondere zu
Anzahl, Inhalt und Stand der Verfahren sowie etwaigen
Rechtsbehelfen. Das MU legt hierzu ein geeignetes Verfahren
fest.

3.4 Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)
Dem UVPG unterliegen Windfarmen bestehend aus drei oder

mehr WEA mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 m. Abhän-
gig von der Anzahl der WEA muss bei Neuvorhaben gemäß
den §§ 6 und 7 i. V. m. Anlage 1 Nr. 1.6 UVPG entweder ein-
zelfallunabhängig eine UVP oder eine Vorprüfung durchge-
führt werden, in der die UVP-Pflicht anhand der Umstände
des Einzelfalles bestimmt wird.
3.4.1 Windfarmbegriff 

Wann ein Vorhabentyp der Windfarm vorliegt, wird in § 2
Abs. 5 UVPG legal definiert. Die Voraussetzungen dieser Vor-
schrift müssen kumulativ vorliegen.

Zunächst ist erforderlich, dass drei oder mehr Windkraftan-
lagen in einem funktionalen Zusammenhang stehen. Nach dem
Regelbeispiel des § 2 Abs. 5 Satz 2 UVPG wird ein funktiona-
ler Zusammenhang „insbesondere“ dann angenommen, wenn
sich die Windkraftanlagen in derselben Konzentrationszone
(Flächennutzungsplan) oder in einem Gebiet nach § 7 Abs. 3
ROG (Vorrang-, Vorbehalts- oder Eignungsgebiet) befinden.
Liegen die WEA nicht innerhalb eines für die Windenergie
ausgewiesenen Gebietes, ist stets zu prüfen, ob sich aus den
Gegebenheiten im Einzelfall dennoch ein funktionaler Zu-
sammenhang ergibt. Ein funktionaler Zusammenhang dürfte
nicht zwingend ineinandergreifende betriebliche Abläufe vor-
aussetzen, sondern es könnten, um ihn zu bejahen, bereits Um-
stände genügen, aus denen sich ein die Vorhaben koordinie-
rendes und dem/den Betreibern zurechenbares Verhalten sicher
ableiten lässt (vgl. OVG Lüneburg, Beschluss vom 11. 3. 2019,
12 ME 105/18 mit weiteren Nennungen [m. w. N.]).

Ferner müssen sich die Einwirkungsbereiche der in einem
funktionalen Zusammenhang stehenden WEA überschneiden
(§ 2 Abs. 5 Satz 1 UVPG). Die Überlagerung von Wirkberei-
chen hängt von den tatsächlichen Gegebenheiten im Einzel-
fall ab. Die Einwirkungsbereiche können daher nicht allein
anhand anlagenbezogener Maßstäbe bestimmt werden. Selbst
wenn die Abstände zwischen den Anlagen den 10-fachen Ro-
tordurchmesser oder die 10-fache Anlagenhöhe überschrei-
ten, können besondere Umstände es im Einzelfall rechtferti-
gen, den Einwirkungsbereich auf der Grundlage einer von ty-
pisierenden Merkmalen losgelösten Betrachtung zu bestimmen,
die u. a. auf das UVP-Schutzgut „Tiere“ i. S. des § 2 Abs. 1 Nr. 2
UVPG abhebt. Abstände zwischen den Anlagen, die den 10-
fachen Rotordurchmesser oder die 10-fache Anlagenhöhe deut-
lich überschreiten, schließen jedoch einen räumlichen Zu-
sammenhang aus (Näheres vgl. OVG Lüneburg, Beschluss vom
11. 3. 2019 — 12 ME 105/18, Rn. 46; OVG Münster, Beschluss
vom 30. 3. 2017 — 8 A 2915/15; Urteil vom 18. 5. 2017 —
8 A 975/15). Hinweise auf Einwirkbereiche WEA-empfindli-
cher Vogelarten lassen sich dem Leitfaden Artenschutz (Anlage 2

des Bezugserlasses) entnehmen. In Ansehung des Land-
schaftsbildes kann der Radius der 15-fachen Anlagenhöhe ei-
nen Anhaltspunkt für die Beurteilung der Einwirkungsbe-
reiche bieten. Denn jedenfalls jenseits dieses Radius dürfte
eine rechtlich relevante Einwirkung von Windenergieanlagen
auf das Landschaftsbild, deren etwaige Überschneidung meh-
rere Anlagen zu einer Windfarm verklammern kann, auszu-
schließen sein (vgl. OVG Lüneburg, Beschluss vom 11. 3. 2019,
12 ME 105/18).

Relevant für die Frage sich überschneidender Einwirkungs-
bereiche können optische oder akustische Beeinträchtigungen
sein. In Betracht kommen in Bezug auf gefährdete Arten dar-
über hinaus auch andere Nachteile wie etwa ein artbedingtes
Kollisionsrisiko oder Meideverhalten, Auswirkungen auf Fort-
pflanzungs- oder Ruhestätten sowie auf die Nahrungssituati-
on oder eine besondere Empfindlichkeit der jeweiligen Art
gegenüber betriebsbedingten Veränderungen der physikali-
schen Umgebung.

Die Reichweite der Einwirkungsbereiche ist von dem jewei-
ligen Schutzgut und den Umständen des Einzelfalles abhängig
und richtet sich materiell nach dem jeweiligen Fachrecht. Nicht
erforderlich ist eine kaskadenartige, mehrfache Verknüpfung
von WEA auf Basis von artenschutzrechtlichen Untersuchungs-
radien über mehrere Kilometer hinweg (keine Verkettung von
WEA über weitere Artvorkommen außerhalb des originären
Einwirkungsbereichs)9).

Grundsätzlich ist die einzelfallbezogene Prüfung, ob mehrere
WEA eine Windfarm bilden, überschlägig durchzuführen. Die
Prüfung, ob ein Vorhaben einer der Nummern der Anlage 1
zum UVPG zuzuordnen ist, darf weder die UVP noch die Vor-
prüfung vorwegnehmen; der Prüfungsmaßstab muss entspre-
chend weiter gefasst sein. Es genügt insofern die abstrakte
(„generelle“) Möglichkeit von sich überlagernden Wirkberei-
chen oder funktionalen Zusammenhängen. 

Anträge für weitere Vorhaben, die zeitlich erst gestellt wer-
den, nachdem die Antragsunterlagen für das zu beurteilende
Vorhaben vollständig10) eingereicht wurden, bleiben sowohl
hinsichtlich der Mengenschwellen als auch hinsichtlich der
materiellen Beurteilung der Umweltauswirkungen unberück-
sichtigt. 
3.4.2 Standortbezogene und allgemeine Vorprüfung

Die Vorprüfung kann als standortbezogene nach § 7 Abs. 2
UVPG oder allgemeine Vorprüfung nach § 7 Abs. 1 UVPG durch-
zuführen sein.

Die standortbezogene Vorprüfung erfasst die gleichzeitige
oder sukzessive Errichtung von drei bis weniger als sechs
WEA, die als Windfarm i. S. des § 2 Abs. 5 UVPG zu betrach-
ten sind. Sie reflektiert den Bezug des Vorhabens auf die
Nachbarschaft zu besonders geschützten Gebieten, welche in
Nummer 2.3 der Anlage 3 UVPG aufgelistet sind. Auf der ers-
ten Stufe ist hier zu prüfen, ob bei Neuvorhaben besondere
örtliche Gegebenheiten nach den in Nummer 2.3 der Anlage 3
UVPG aufgeführten Schutzkriterien (z. B. Schutzgebiete oder
–objekte, gesetzlich geschützte Biotope, hohe Bevölkerungs-
dichte usw.) bestehen. Artenschutzrechtliche Belange i. S. des
§ 44 Abs. 1 BNatSchG sind bei der standortbezogenen Vorprü-
fung in der Regel nur dann zu berücksichtigen, wenn sie
förmlich als Schutzzweck eines Gebietes nach Nummer 2.3
der Anlage 3 UVPG bestimmt wurden. Das Vorkommen ge-
schützter Arten in der Nähe geplanter WEA-Standorte führt für
sich genommen nicht dazu, dass die entsprechenden Bereiche
den gleichen Schutzstatus beanspruchen können wie bei-
spielsweise Naturschutzgebiete, Vogelschutzgebiete oder gesetz-
lich geschützte Biotope (vgl. BVerwG, Urteil vom 26. 9. 2019

9) Wenn beispielsweise WEA-Gruppe Xneu mit WEA-Gruppe Xalt2 in
Verbindung steht, die wiederum mit WEA-Xalt3 verbunden ist,
welche aber bereits keinerlei gemeinsame Einwirkung mehr mit
WEA-Gruppe Xneu hat, so ist die Überschneidung der Einwir-
kungsbereiche von Gruppe Xalt1 und WEA-Xalt3 nicht gegeben
(siehe Anlage 5).

10) Hierzu vgl. OVG Münster, Beschluss vom 23. 10. 2017 — 8 B 705/17;
BVerwG, Urteil vom 25. 6. 2020 — 4 C 3/19: Vollständige Unterlagen
liegen nach der Rechtsprechung vor, wenn die Unterlagen in einer
Weise prüffähig sind, dass sie sich zu allen rechtlich relevanten
Aspekten des Vorhabens verhalten und die Behörde in die Lage ver-
setzen, den Antrag unter Berücksichtigung dieser Vorgaben näher
zu prüfen. Nicht vollständig sind Unterlagen, wenn sie rechtlich re-
levante Fragen vollständig ausblenden, z. B. wenn eine notwendige
Lärmprognose fehlt. Die Unterlagen müssen allerdings nicht schon
die Genehmigungsfähigkeit belegen. Es ist also nicht erforderlich,
dass ein vorzulegendes Gutachten der Prüfung in jeder Hinsicht
standhält und keine weiteren fachlichen Fragen aufwirft.
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— 7 C 5.18). Bestehen bei dem konkreten Vorhaben keine be-
sonderen örtlichen Gegebenheiten nach den in Nummer 2.3
der Anlage 3  UVPG aufgeführten Schutzkriterien, entfällt eine
UVP-Pflicht. Werden diese festgestellt, ist auf der zweiten Stufe
unter Berücksichtigung aller in Anlage 3 UVPG aufgeführten
Kriterien zu prüfen, ob das Neuvorhaben erhebliche nachteilige
Umweltauswirkungen haben kann, welche nach § 25 Abs. 2
UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen
wären. Insoweit besteht aber die Besonderheit, dass nur vor-
habenbedingte Beeinträchtigungen derjenigen Schutzgüter
des Zielgebietes untersucht werden müssen, die die besondere
Empfindlichkeit oder die Schutzziele des jeweiligen Gebietes
ausmachen.

Die allgemeine Vorprüfung ist bei der gleichzeitigen oder
sukzessiven Errichtung von 6 bis weniger als 20 WEA durch-
zuführen, die zusammen eine Windfarm i. S. des § 2 Abs. 5
UVPG bilden. Hier sind neben den Standortkriterien auch die
allgemeinen Merkmale des Vorhabens nach Nummer 1 und
die Merkmale seiner möglichen Auswirkungen nach Nummer 3
der Anlage 3 UVPG zu beurteilen. In die summarische Bewer-
tung, ob eine UVP erforderlich ist, kann auch eingestellt wer-
den, inwieweit die Prüfwerte für Größe und Leistung, die die
Vorprüfung eröffnen, überschritten werden (§ 7 Abs. 5 Satz 3
UVPG). Dabei sind bei Windfarmen die Gesamtzahl der Anla-
gen mit einer entsprechenden Gesamthöhe, welche einer Wind-
farm zuzurechnen sind, die zu berücksichtigenden „Größen-
und Leistungswerte“. Bei der Vorprüfung ist ferner zu berück-
sichtigen, ob erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch
Merkmale des Vorhabens oder des Standortes oder durch Vor-
kehrungen des Vorhabenträgers offensichtlich ausgeschlossen
werden (§ 7 Abs. 5 Satz 1 UVPG). Erfasst sind hiervon nur
Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen, nicht aber
Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen.

Erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen, die die Durch-
führung einer UVP erforderlich machen, liegen nicht erst dann
vor, wenn die Umweltauswirkungen so gewichtig sind, dass sie
nach Einschätzung der Behörde zu einer Versagung der Zulas-
sung führen können. Eine UVP muss vielmehr durchgeführt
werden, wenn Umweltauswirkungen bei der Entscheidung
über die Zulässigkeit des Vorhabens im Hinblick auf eine
wirksame Umweltvorsorge nach § 25 Abs. 1 UVPG zu berück-
sichtigen sind. Maßgeblich ist insoweit das materielle Zulas-
sungsrecht (BVerwG, Urteil vom 25. 6. 2014 — 9 A 1/13). In
artenschutzrechtlicher Hinsicht kommt es in erster Linie dar-
auf an, ob in Ansehung der Gegebenheiten des Einzelfalles die
Möglichkeit einer Aktivierung der Zugriffsverbote des § 44
Abs. 1 und 5 BNatSchG besteht; nicht von Belang ist dagegen,
ob sich mögliche artenschutzrechtliche Konflikte im Wege ei-
ner Ausnahme oder Befreiung überwinden lassen.

Ob ein Neu- oder Änderungsvorhaben tatsächlich erhebliche
nachteilige Umweltauswirkungen entfaltet, ist nicht entschei-
dend. Stattdessen erfordert bereits die nicht bloße theoreti-
sche, sondern bei lebensnaher Betrachtung nicht fernliegende
Möglichkeit solcher Umweltauswirkungen die Durchführung
einer UVP. Mit Rücksicht auf „in dubio pro UVP“ genügt be-
reits ein Besorgnispotenzial (BVerwG, Urteil vom 24. 5. 2018
— 4 C 4/17; OVG Lüneburg, Urteil vom 9. 11. 2016 — 13 LC
71/14).
3.4.3 Umweltverträglichkeitsprüfung

Ab 20 WEA, die zusammen eine Windfarm i. S. des § 2 Abs. 5
UVPG bilden, ist eine UVP obligatorisch durchzuführen.

Beantragt der Vorhabenträger die Durchführung einer UVP
und erachtet die zuständige Behörde das Entfallen der Vor-
prüfung als zweckmäßig, ist eine UVP auch bei einem Wind-
farmvorhaben von 3 bis weniger als 20 WEA (vorprüfungs-
pflichtige Vorhaben) durchzuführen (sog. „freiwillige UVP“,
§ 7 Abs. 3 Satz 1 UVPG). Für diese Neuvorhaben besteht dann
die UVP-Pflicht (§ 7 Abs. 3 Satz 2 UVPG). Sie sind nach § 2
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. c der 4. BImSchV im förmlichen
Verfahren nach § 10 BImSchG zu genehmigen, weil die UVP
jeweils unselbstständiger Teil des jeweiligen Zulassungsver-
fahrens nach dem BImSchG ist (vgl. § 1 Abs. 2 der 9. BImSchV).

Bei der Durchführung einer UVP (oder einer Vorprüfung)
sind auch diejenigen Umweltauswirkungen zu berücksichti-
gen, die durch ein Zusammenwirken mehrerer WEA entste-
hen, sog. kumulierende Auswirkungen (vgl. OVG Lüneburg,
Beschluss vom 28. 5. 2018 — 12 ME 25/18; OVG Münster, Be-
schluss vom 23. 10. 2017, 8 B 705/17; OVG Koblenz, Beschluss
vom 2. 3. 2018 — 1 B 11809/17). Diese können dann entste-
hen, wenn verschiedene WEA gemeinschaftlich auf Schutzgüter
einwirken. Dabei müssen die Ermittlungen und Bewertungen
der UVP nach allgemeinen Grundsätzen nicht weiter gehen,
als das vom Zulassungsrecht Geforderte; umgekehrt soll der

Untersuchungsrahmen der UVP aber auch alle Umweltge-
sichtspunkte umfassen, die für die fachrechtliche Genehmi-
gungsentscheidung erheblich sind (vgl. OVG Lüneburg,
Beschluss vom 28. 5. 2018 — 12 ME 25/18). Daraus folgt, dass
es bei dem Fall des Hinzutretens von WEA zu bereits beste-
henden Anlagen nur der Erfassung und Bewertung solcher
Umweltauswirkungen des Bestandsparks bedarf, die letztlich
in rechtlich erheblicher Weise überhaupt mit den Auswirkun-
gen der neu beantragten Anlagen zusammenwirken können.

Sollen WEA innerhalb des Geltungsbereichs eines Bebau-
ungsplans (B-Plans) errichtet werden, ist für die Durchführung
der UVP und der Vorprüfung eines Vorhabens die Umwelt-
prüfung zu beachten, die in dem vorlaufenden Bebauungs-
planverfahren nach den Vorschriften des BauGB durchgeführt
worden ist. Die UVP im Bebauungsplanverfahren prüft die
Standortverträglichkeit der im Plangebiet zulässigen Vorha-
ben auf Grundlage der im Aufstellungszeitpunkt geltenden
einschlägigen, dem Umweltschutz dienenden Rechtsvorschrif-
ten. Die städtebaulich bedeutsamen Umweltauswirkungen der
nach dem Bebauungsplan-Entwurf zulässigen Vorhaben wer-
den in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet, sodass
das Ergebnis der Umweltprüfung in die bauleitplanerische
Abwägung zum Beschluss des B-Plans fließt. 

Die zeitlich nachfolgende bau- oder immissionsschutzrecht-
liche Genehmigung der Errichtung und des Betriebes einer
Anlage soll sich demgegenüber auf zusätzliche oder andere er-
hebliche Umweltauswirkungen des Vorhabens beschränken
(§ 50 Abs. 3 UVPG). Hier geht es daher um die spezifischen
Umweltauswirkungen des konkret geplanten Objekts, wie etwa
betriebsbedingte Immissionen oder erhebliche Belästigungen
der Nachbarschaft oder der Allgemeinheit. Nur in Ausnahme-
fällen, z. B. wenn die Umweltprüfung des B-Plans bestimmte
Aspekte bewusst ausgeklammert hat oder wenn oder auf-
grund zeitlichen Ablaufs zwischen B-Plan-Beschluss und Rea-
lisierung des konkreten Vorhabens erhebliche Änderungen in
der Standortumgebung eingetreten sind, die der Umweltbe-
richt zum B-Plan noch nicht berücksichtigen konnte, können
Aspekte der Standortverträglichkeit nachholend bei der UVP
und entsprechend auch bei der Vorprüfung berücksichtigt
werden.

Die Umweltprüfung in der Bauleitplanung und die im er-
läuterten Sinne eingeschränkte (reduzierte) UVP im nachfol-
genden Anlagen-Zulassungsverfahren sind gemäß § 31 Abs. 4
Satz 1 UVPG in einer gemeinsamen zusammenfassenden Dar-
stellung nach § 24 Satz 1 UVPG zusammenzuführen. Auf der
Grundlage der gemeinsamen zusammenfassenden Darstellung
erfolgt gemäß § 31 Abs. 4 Satz 2 UVPG eine Gesamtbewertung
der Umweltauswirkungen des Vorhabens.
3.4.4 Änderungsvorhaben/Kein Fall der Kumulationsregelung

des § 10 Abs. 4 UVPG
Bei der Feststellung der UVP-Pflicht (und der Vorprüfungs-

pflicht) von WEA, die in der Nähe einer bestehenden Wind-
farm errichtet und betrieben werden sollen, handelt es sich
nicht um einen Anwendungsfall der Kumulationsregelung
des § 10 Abs. 4 UVPG. Windenergieanlagen unterliegen gemäß
§§ 6 ff. i. V. m. den Nummern 1.6.1 bis 1.6.3 der Anlage 1
UVPG einer UVP-Pflicht bzw. einer entsprechenden Vorprü-
fungspflicht, wenn sie höher als 50 m und Bestandteil einer
Windfarm sind. Ein Rückgriff auf die Kumulationsregelung ist
hier nicht erforderlich, weil die Einordnung als UVP-rechtli-
che Bewertungseinheit sich direkt aus der Anlage 1 UVPG und
der Begriffsdefinition in § 2 Abs. 5 UVPG ergibt, ohne dass es
der bewertenden Betrachtung nach § 10 Abs. 4 UVPG bedürf-
te. Das UVPG kennt kein Vorhaben „einzelne WEA“, sondern
nur ein Vorhaben „Windfarm“. Die Neuerrichtung einer WEA
innerhalb einer Windfarm stellt daher unter UVP-Gesichts-
punkten eine Änderung des Vorhabens „Windfarm“ dar. Dem-
entsprechend sind für einen schrittweisen Ausbau von Wind-
farmen nicht die §§ 10 ff. UVPG, sondern § 9 UVPG anzuwen-
den.

Die bestehenden Anlagen sind allerdings im Rahmen der
Vorprüfung oder der UVP in gleicher Weise als Vorbelastun-
gen zu berücksichtigen (vgl. Nummer 3.6 der Anlage 3 und
Nummer 4 Buchst. c Doppelbuchst. ff der Anlage 4 UVPG).
Entscheidend ist dabei eine Überlagerung von Wirkungen
beim Schutzgut.
3.4.5 Vermeidung von Verfahrensverzögerungen

Um einen zügigen Ablauf des Genehmigungsverfahrens ge-
währleisten zu können, ist es insbesondere geboten, den Trä-
ger des Vorhabens bereits im Vorfeld im Hinblick auf die
Antragsstellung zu beraten, sobald die Genehmigungsbehörde
vom Vorhabenträger über das geplante Vorhaben unterrichtet
wird (§ 2 Abs. 2 der 9.BImSchV). Sinnvoll ist es dementspre-
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chend, den Träger des Vorhabens frühzeitig darüber zu infor-
mieren, welche Unterlagen von der Behörde zur Prüfung der
Genehmigungsvoraussetzungen für erforderlich gehalten wer-
den. Sofern erforderlich sind die Behörden, deren Aufgaben-
bereich betroffen sein könnten, hinzuzuziehen.

Zwecks Verfahrensbeschleunigung sollte der Vorhabenträ-
ger von der zuständigen Behörde darauf hingewiesen werden,
dass er zur Erfüllung seiner Pflicht aus § 7 Abs. 4 UVPG (mög-
lichst) alle Sachverhaltsinformationen liefern soll, die für eine
zügige Prüfung benötigt werden.

Erachtet die zuständige Behörde bei einem vorprüfungs-
pflichtigen Vorhaben das Entfallen der Vorprüfung für zweck-
mäßig, hat sie den Vorhabenträger im Interesse einer Ver-
fahrensbeschleunigung und zur Vermeidung etwaiger rechtli-
cher Unsicherheiten auf die Möglichkeit eines Antrages nach
§ 7 Abs. 3 UVPG (sog. „freiwillige UVP“) hinzuweisen, es sei
denn, ein solcher Antrag liegt bereits vor.

Im Interesse einer zügigen und effizienten Verfahrensgestal-
tung ist die Zweckmäßigkeit einer Unterrichtung über den
Untersuchungsrahmen gemäß § 15 UVPG oder § 2 a der
9. BImSchV stets und frühzeitig zu prüfen. Eine etwaige Be-
sprechung nach § 15 Abs. 3 UVPG bzw. nach § 2 a Abs. 3 der
9. BImSchV ist in der Regel sinnvoll und ist ebenfalls frühzei-
tig durchzuführen. Zur Besprechung sind grundsätzlich alle
hinzuzuziehen, deren Teilnahme für die Klärung des voraus-
sichtlichen Untersuchungsrahmens zweckdienlich erscheint.
Da in diesem Stadium nur über Voraussichtliches unterrichtet
werden kann (siehe z. B. § 15 Abs. 1 Satz 1 UVPG), ist der
Vorhabenträger darauf hinzuweisen, dass die Unterrichtung
keine rechtliche Bindungswirkung hat. Eine etwaige spätere
Forderung von weiteren Unterlagen ist somit nicht ausge-
schlossen, sollte allerdings unverzüglich nach Feststellung des
Ergänzungsbedarfs erfolgen. Nachforderungen kommen in Be-
tracht, wenn sie zur Sachverhaltsermittlung für die Prüfung
der Genehmigungsvoraussetzungen erforderlich sind. Sie müs-
sen hinsichtlich Inhalt, Umfang und Anforderungen hinrei-
chend präzise sein.

3.5 Materiell-rechtliche Anforderungen
3.5.1 Immissionsschutzrechtliche Anforderungen
3.5.1.1 Immissionsschutzrechtliche Zulassungsvoraussetzungen

Als oberste Grundpflicht hat der Betreiber einer immissi-
onsschutzrechtlich genehmigungsbedürftigen Anlage zu ge-
währleisten, dass von der Anlage keine schädlichen Umwelt-
einwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile
und erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die
Nachbarschaft hervorgerufen werden (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG)
und Vorsorge entsprechend dem Stand der Technik dafür zu
treffen, dass dieser Schutz gewahrt bleibt (§ 5 Abs. 1 Nr. 2
BImSchG). Nicht genehmigungsbedürftige Anlagen sind ge-
mäß § 22 BImSchG so zu errichten und zu betreiben, dass
schädliche Umwelteinwirkungen verhindert werden, die nach
dem Stand der Technik vermeidbar sind, nach dem Stand der
Technik unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen auf
ein Mindestmaß beschränkt werden und die beim Betrieb der
Anlagen entstehenden Abfälle ordnungsgemäß beseitigt wer-
den können.

Unter schädlichen Umwelteinwirkungen versteht das BImSchG
Immissionen als auf seine Schutzgüter — Menschen, Tiere
und Pflanzen, Boden, Wasser, Atmosphäre sowie Kultur- und
sonstige Sachgüter — einwirkende Luftverunreinigungen, Ge-
räusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnli-
che (physikalisch messbare) Umwelteinwirkungen (vgl. § 3
Abs. 3 BImSchG). Immissionen, die ursächlich den Emissio-
nen aus dem Betrieb einer Windkraftanlage zugerechnet wer-
den können, kommen insbesondere im Hinblick auf Lärm
und Schattenwurf in Betracht.
3.5.1.2 Lärmbeurteilung

Die Beurteilung, ob schädliche Umweltauswirkungen oder
erhebliche Belästigungen durch Geräuschimmissionen zu be-
fürchten sind, erfolgt auf Grundlage der Technischen Anlei-
tung zum Schutz gegen Lärm — TA Lärm. Es ist dabei
entsprechend der in der BauNVO zum Ausdruck kommenden
Wertung von einer abgestuften Schutzwürdigkeit der ver-
schiedenen Baugebiete auszugehen.

Bei der Ausbreitungsrechnung und der Unsicherheitsbe-
trachtung der Schallprognosen und Abnahmemessungen bei
der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung und Überwa-
chung von WEA ist der RdErl. d. MU vom 21. 1. 2019 Einfüh-
rung der „Hinweise zum Schallimmissionsschutz bei Wind-
kraftanlagen (WKA)“ der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft
für Immissionsschutz (LAI) (Nds. MBl. S. 343) in der jeweils
geltenden Fassung anzuwenden.

3.5.1.3 Tieffrequente Geräusche
Für tieffrequente Geräusche sind in der TA Lärm ausdrück-

lich eigene Mess- und Beurteilungsverfahren vorgesehen, die
in der DIN 45680, Ausgabe März 1997 und dem zugehörigen
Beiblatt 1 festgelegt sind. Für Schallwellen im Infraschall-
bereich unter 8 Hz ist durch Messungen nachgewiesen, dass
dieser Schall in den für den Lärmschutz im hörbaren Bereich
notwendigen Abständen unterhalb der Wahrnehmungsschwelle
liegt.
3.5.1.4 Schattenwurf

Bewegter Schattenwurf der Rotorblätter von geringer Dauer
ist hinzunehmen. Von einer erheblichen Belästigung des Men-
schen ist erst auszugehen, wenn unter Berücksichtigung der
Beiträge aller einwirkenden WEA der tägliche oder der jährli-
che Immissionsrichtwert überschritten wird. Der Immissions-
richtwert für die tägliche Beschattungsdauer beträgt 30 Mi-
nuten, der Immissionsrichtwert für die astronomisch maximal
mögliche jährliche Beschattungsdauer beträgt 30 Stunden.
Dies entspricht einer tatsächlichen Beschattungsdauer von
etwa 8 Stunden pro Jahr.

Im Fall einer prognostizierten Überschreitung der Immissi-
onsrichtwerte ist durch technische Maßnahmen sicherzustel-
len, dass die tatsächliche Beschattungsdauer 8 Stunden pro
Jahr und 30 Minuten pro Tag nicht überschreitet. Für weitere
Einzelheiten der Bewertung sind die „Hinweise zur Ermitt-
lung und Beurteilung der optischen Immissionen von Wind-
energieanlagen Aktualisierung 2019 (WKA-Schattenwurf-
hinweise)“ der LAI vom 23. 1. 2020 heranzuziehen (www.lai-
immissionsschutz.de).
3.5.1.5 „Optisch bedrängende“ Wirkung

WEA können gegen das als unbenannter öffentlicher Belang
in § 35 Abs. 3 Satz 1 BauGB verankerte Gebot der Rücksicht-
nahme verstoßen, wenn von den Drehbewegungen der Roto-
ren eine „optisch bedrängende“ Wirkung auf bewohnte Nach-
bargrundstücke im Außenbereich ausgeht (vgl. BVerwG, Be-
schluss vom 11. 12. 2006 — 4 B 72/06—; BVerwG, Beschluss vom
23. 12. 2010 — 4 B 36/10; OVG Münster, Urteil vom 9. 8. 2006
— 8 A 3726/05; Bayerischer VGH, Urteil vom 29. 5. 2009 —
22 B 08.1785). Ob von einer WEA eine optisch bedrängende
Wirkung auf eine Wohnbebauung ausgeht, ist stets anhand
der Umstände des Einzelfalles zu prüfen. Zu berücksichtigende
Bewertungskriterien sind beispielsweise Höhe, Rotordurch-
messer und Standort der WEA, Lage von Aufenthaltsräumen
und Fenstern zur Anlage, Sichtverschattungen, Stellung des
Rotors unter Berücksichtigung der Hauptwindrichtung, Blick-
winkel, Vorbelastung durch bestehende Anlagen etc. (siehe
OVG Münster, Urteil vom 9. 8. 2006 — 8 A 3726/05).

Nach der Rechtsprechung lassen sich unter Berücksichti-
gung dieser Bewertungskriterien für die Ergebnisse der Einzel-
fallprüfungen grobe Anhaltswerte prognostizieren: Ist der
Abstand zwischen einem Wohnhaus und einer WEA geringer
als das Zweifache der Gesamthöhe der Anlage, dürfte die Ein-
zelfallprüfung überwiegend zu einer dominanten und optisch
bedrängenden Wirkung der Anlage gelangen. Beträgt der Ab-
stand das Zwei- bis Dreifache der Gesamthöhe der Anlage, be-
darf es regelmäßig einer besonders intensiven Prüfung des
Einzelfalles. Beträgt der Abstand zwischen einem Wohnhaus
und einer WEA mindestens das Dreifache der Gesamthöhe,
dürfte die Einzelfallprüfung überwiegend zu dem Ergebnis
kommen, dass von dieser Anlage keine optisch bedrängende
Wirkung zu Lasten der Wohnnutzung ausgeht (OVG Münster,
Urteil vom 4. 7. 2018 — 8 A 47/17, Rn. 86). Diese vom OVG
NRW aufgestellten Regeln sind Faustformeln, die eine be-
stimmte Würdigung der Umstände nahelegen, aber die Prüfung
des konkreten Einzelfalles nicht entbehrlich machen (siehe
auch BVerwG, Beschluss vom 23. 12. 2010 — 4 B 36/10).

Weitere Einzelheiten zu den Voraussetzungen für eine im-
missionsschutzrechtliche Genehmigung werden in Nummer 4
„Spezialregelungen“ ausgeführt.
3.5.2 Bauplanungsrechtliche Zulässigkeit
3.5.2.1 Bauplanungsrechtliche Zulässigkeitsvoraussetzungen

(§§ 30 bis 37 BauGB)
§ 29 BauGB definiert den Begriff des planungsrechtlich rele-

vanten Vorhabens. Liegt ein Vorhaben i. S. des § 29 BauGB
wie z. B. bei der Errichtung einer WEA vor, so sind die — im
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren und
im Baugenehmigungsverfahren zu beachtenden — bauplanungs-
rechtlichen Zulässigkeitsvoraussetzungen der §§ 30 bis 37
BauGB zu beachten. Das BauGB unterscheidet im Wesentli-
chen drei Bereiche: Gebiete mit qualifiziertem Bebauungsplan
(§ 30 BauGB), im Zusammenhang bebaute Ortsteile (§ 34
BauGB) und Außenbereich (§ 35 BauGB). Über die Zulässig-
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keit des Vorhabens entscheidet die Genehmigungsbehörde ge-
mäß § 36 BauGB im Einvernehmen mit der Gemeinde. Bei
Entscheidungen nach § 30 Abs. 1 oder 2 BauGB ist das Einver-
nehmen der Gemeinde nicht erforderlich.

Als selbstständige Anlagen sind Anlagen, die der Erforschung,
Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dienen, gemäß
§ 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB im Außenbereich privilegiert. Eine
WEA ist damit im Außenbereich zulässig, sofern die ausrei-
chende Erschließung gesichert ist und öffentliche Belange
nicht entgegenstehen.

Darüber hinaus kann sich eine Privilegierung nach § 35
Abs. 1 Nrn. 1 bis 4 sowie 6 BauGB von solchen WEA ergeben,
die sich als Nebenanlage oder sonstiger Bestandteil der Haupt-
anlage, insbesondere als sog. Kleinwindanlage, darstellen.
3.5.2.2 Entgegenstehen öffentlicher Belange (§ 35 Abs. 3 BauGB)

Der Errichtung einer WEA im Außenbereich können im
Einzelfall öffentliche Belange entgegenstehen. Als öffentliche
Belange können insbesondere § 35 Abs. 3 Satz 1 Nrn. 1 bis 8
BauGB entgegenstehen, beispielsweise wenn das Vorhaben
mit Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege
(§ 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5) oder der Funktionsfähigkeit von
Funkstellen und Radaranlagen (§ 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 8, vgl.
dazu Nummer 4.9) nicht vereinbar ist. Allerdings führt nicht
jede Beeinträchtigung öffentlicher Belange zur Unzulässigkeit
des Vorhabens. Es muss vielmehr eine einzelfallbezogene Ab-
wägung zwischen den berührten öffentlichen Belangen und
dem Interesse an der Verwirklichung des Vorhabens stattfin-
den. Dabei fällt die Privilegierung zugunsten des Vorhabens
ins Gewicht.

Darüber hinaus stehen öffentliche Belange der Errichtung
einer WEA in der Regel auch dann entgegen, soweit hierfür
durch Darstellungen im Flächennutzungsplan oder als Ziele
der Raumordnung eine Ausweisung an anderer Stelle (Kon-
zentrationszone) erfolgt ist (§ 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB). Dies
gilt nicht für Anlagen nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB. 

Für Konzentrationszonenplanungen in Regionalen Raum-
ordnungsprogrammen gilt: 
Die Ausschlusswirkung, die § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB an be-
stimmte Ziele der Raumordnung knüpft, gilt nur für raumbe-
deutsame Vorhaben. 

Die Raumbedeutsamkeit bestimmt sich nach den Umstän-
den des Einzelfalles und ist demgemäß für jeden Einzelfall
neu zu bewerten (siehe BVerwG, Urteil vom 13. 3. 2003 —
4 C 4/02; OVG Lüneburg, Urteil vom 15. 9. 2011 — 12 LB 218/
08; VGH Kassel, Beschluss vom 3. 11. 2015 — 9 B 1051/15).
Pauschale Aussagen verbieten sich vor diesem Hintergrund.
Bewertungsleitende Gesichtspunkte sind neben der Dimensi-
on des Vorhabens (Höhe, Rotordurchmesser, Anzahl der An-
lagen) insbesondere auch die Gegebenheiten des Anlagen-
standortes und mögliche Auswirkungen auf Ziele der Raum-
ordnung (vgl. OVG Lüneburg, Urteil vom 15. 9. 2011 — 12 LB
218/08).

Für Konzentrationszonenplanungen in Flächennutzungs-
plänen gilt:
Der planerischen Steuerung der Gemeinden mittels Flächen-
nutzungsplänen unterliegen im Gegensatz zur Regionalpla-
nung nicht nur raumbedeutsame WEA, sondern grundsätz-
lich sämtliche WEA. 

Ob die Gemeinde tatsächlich WEA jeglicher Größe und da-
mit auch z. B. untergeordnete Nebenanlagen zu privilegierten
Vorhaben nach § 35 Abs. 1 Nrn. 2 bis 4 sowie 6 BauGB aus-
schließen wollte, ist dabei im Einzelfall zu bestimmen.

Für raumbedeutsame Windkraftanlagen gilt Folgendes: In
einem Raumordnungsplan festgelegte Konzentrationszonen
für Windenergie haben in den Fällen, in denen sie von den
Konzentrationszonen in einem gemeindlichen Flächennut-
zungsplan abweichen, Vorrang (vgl. VGH Hessen, Beschluss
vom 25. 1. 2018 — 4 B 1535/17.N sowie Reidt, Die Auswei-
sung von Windkonzentrationszonen in Raumordnungs- und
Flächennutzungsplänen — welcher Plan hat Vorrang?, BauR
2017, 1293). Das bedeutet: Außerhalb der im Raumordnungs-
plan festgelegten Konzentrationszonen sind raumbedeutsame
WEA in der Regel ausgeschlossen.

Innerhalb einer im Flächennutzungsplan dargestellten Kon-
zentrationszone dürfen die Belange des § 35 Abs. 3 Satz 1
BauGB, die bereits im Rahmen der Planung abgewogen wor-
den sind, bei der Entscheidung über die Zulassung einer WEA
nicht wieder als Genehmigungshindernis aktiviert werden
(vgl. BVerwG, Urteil vom 20. 5. 2010 — 4 C 7/09). Es ist dabei
davon auszugehen, dass im Rahmen der Darstellung von Kon-

zentrationszonen sämtliche, mit der Windenergienutzung
konkurrierenden Belange bei der Flächennutzungsplanung
abschließend mit abgewogen worden sind, weil die Konzen-
trationswirkung nur eintritt, wenn sichergestellt ist, dass sich
die Windenergienutzung innerhalb der eigens für sie dar-
gestellten Zone durchsetzt (BVerwG, Urteil vom 17. 12. 2002
— 4 C 15/01). Entgegenstehende Belange werden deswegen
für WEA in Konzentrationszonen nur relevant, sofern sie auf
der Ebene der Bauleitplanung noch nicht berücksichtigt wer-
den konnten.

Sowohl für Konzentrationszonenplanungen in Flächennut-
zungsplänen als auch in Regionalen Raumordnungsprogram-
men gilt:
Außerhalb der in Flächennutzungsplänen oder Raumordnungs-
programmen dargestellten Konzentrationsflächen können Ab-
weichungen von der Regel des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB
zugelassen werden. 

Die „Regel“-Formulierung ermöglicht die Feindifferenzierung,
für die das Abwägungsmodell auf der Stufe der Konzentrati-
onszonenplanung naturgemäß keinen Raum lässt. Abzuwägen
im Rahmen einer nachvollziehenden Abwägung ist das private
Interesse an der Errichtung mit den öffentlichen Belangen der
Nutzungskonzentration an anderer Stelle. Danach ist eine Ab-
weichung im Einzelfall möglich. Diese darf jedoch die Grund-
züge der Planung nicht infrage stellen. Das mit der Aus-
weisung an anderer Stelle verfolgte Steuerungsziel darf nicht
„unterlaufen“ werden. Was die vom planerisch erfassten Re-
gelfall abweichende Sonderkonstellation ausmacht, lässt sich
nicht in eine allgemeine Formel kleiden. Eine solche Atypik
kann sich daraus ergeben,
— dass sich die Anlage wegen Ihrer Größe oder Stellung als

Nebenanlage von dem Kreis der Anlagen unterscheidet,
deren Zulässigkeit der Planungsträger hat steuern wollen, 

— dass Bestandsschutzgesichtspunkte zu berücksichtigen sind,
— dass in der Nähe des vorgesehenen Standortes bereits eine

zulässigerweise errichtete WEA vorhanden ist oder 
— dass die kleinräumigen Verhältnisse eine abweichende

Entscheidung rechtfertigen (vgl. BVerwG, Urteil vom
17. 12. 2002 — 4 C 15/01).

Dabei kommt es auf eine Zusammenschau der die Örtlich-
keit prägenden Umstände und darauf an, ob unter Berück-
sichtigung der konkreten Gegebenheiten das private Interesse,
die Windenergie an dem streitigen Standort (auch weiterhin)
zu nutzen, gegenüber den öffentlichen Belangen, wegen derer
die Nutzung „an sich” an anderer Stelle konzentriert werden
soll, Vorrang verdient. Abzuwägen ist danach nicht das Frei-
haltungsinteresse selbst, sondern diejenigen öffentlichen Be-
lange, zu deren Gunsten eine Freihaltung des Außenbereichs
vorgenommen werden soll, insbesondere Erwägungen des Land-
schaftsschutzes, und die der Planung tatsächlich zugrunde lie-
gen (vgl. OVG Lüneburg, Urteil vom 15. 5. 2009 — 12 LC 55/07).

Bestandsschutzgesichtspunkte können im Falle des stand-
orterhaltenden Repowerings zu berücksichtigen sein. Klein-
räumige Verhältnisse können insbesondere dann vorliegen,
wenn ein Überschreiten der Grenzen einer bestehenden Kon-
zentrationszone durch Anlagen oder Anlagenteile zur effizi-
enteren Ausnutzung dieser Flächen — mehr Leistung pro
Fläche — und damit zu einer Schonung des übrigen Außenbe-
reichs führt.

Die Genehmigungsbehörden prüfen, ob eine solche Abwei-
chung in Betracht kommt. 
3.5.2.3 Rückbauverpflichtung

Nach § 35 Abs. 5 Satz 2 BauGB ist für Vorhaben nach § 35
Abs. 1 Nrn. 2 bis 6 BauGB als weitere Zulässigkeitsvorausset-
zung eine Verpflichtungserklärung abzugeben, das Vorhaben
nach dauerhafter Aufgabe der zulässigen Nutzung zurückzu-
bauen und Bodenversiegelungen zu beseitigen. Die Verpflich-
tungserklärung ist kein vollstreckbarer Titel. Sie bewirkt, dass
sich die verpflichtete Person, wenn sie der Pflicht zum Rück-
bau nicht nachkommt, nach Treu und Glauben (Verbot des
widersprüchlichen Verhaltens) nicht mit Erfolg gegen eine Be-
seitigungsanordnung wenden kann, die von der zuständigen
Bauaufsichtsbehörde gemäß § 79 NBauO erlassen wird (vgl.
BVerwG, Urteil vom 17. 10. 2012 — 4 C 5/11).

Rückbau ist die Beseitigung der Anlage, welche der bisheri-
gen Nutzung diente und insoweit die Herstellung des davor
bestehenden Zustandes. Zurückzubauen sind grundsätzlich
alle ober- und unterirdischen Anlagen und Anlagenteile sowie
die zugehörigen Nebenanlagen wie Leitungen, Wege und Plätze
und sonstige versiegelte Flächen. 
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In Ausnahmefällen kann aufgrund der besonderen Umstän-
de des Einzelfalles die Anordnung eines vollständigen Rück-
baus unverhältnismäßig sein oder gewichtige öffentliche Be-
lange beeinträchtigen. Im letzteren Fall ist im Rahmen einer
Ermessensausübung gemäß § 79 NBauO abzuwägen, inwie-
weit diesen öffentlichen Belangen Rechnung getragen werden
soll.

Im Einzelfall können insbesondere Bodenschutzaspekte da-
für sprechen, dass Pfahlgründungen beim Rückbau im Boden
verbleiben können. Darüber hinaus sind die bodenschutz-
rechtlichen Anforderungen an den Rückbau zu beachten (vgl.
Nummer 4.4).

Die durch die Anlage bedingte Bodenversiegelung ist so zu be-
seitigen, dass der Versiegelungseffekt, der z. B. das Versickern
von Niederschlagswasser beeinträchtigt oder behindert, nicht
mehr besteht.

Die rechtlich vorgesehene Rückbauverpflichtung nach § 35
Abs. 5 Satz 2 BauGB soll die Genehmigungsbehörde z. B.
durch Baulast oder beschränkt persönliche Dienstbarkeit (wenn
die Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentü-
mer selbst Bauherrin oder Bauherr ist) oder in anderer Weise
(z. B. Sicherheitsleistung durch Bankbürgschaft, Versicherungs-
lösung etc.) sicherstellen. Die Sicherheitsleistung soll den
Rückbau der WEA einschließlich des den Boden versiegeln-
den Fundaments am Ende der voraussichtlichen Lebensdauer
der Anlage vollständig abdecken.

Die Höhe der Sicherheitsleistung ergibt sich in der Regel
aus der Formel Nabenhöhe der WEA [m] x 1000 [EUR/m] =
Betrag der Sicherheitsleistung [EUR].

In begründeten Einzelfällen, d. h. bei Vorliegen außerge-
wöhnlicher Konstellationen, kann eine abweichende Bemes-
sung der Sicherheitsleistung vorgenommen werden.

Der Betrag der Sicherheitsleistung ist so kalkuliert, dass er
die im Zusammenhang mit den Rückbauaufwendungen anfal-
lende Umsatzsteuer enthält.

§ 35 Abs. 5 Satz 2 BauGB ist im Geltungsbereich von Bebau-
ungsplänen nicht anzuwenden. Regelungen zum Rückbau
können hier ggf. in einem städtebaulichen Vertrag getroffen
werden.
3.5.3 Bauordnungsrechtliche Anforderungen
3.5.3.1 Technische Baubestimmungen

Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann Regeln der Technik,
die der Erfüllung der bauordnungsrechtlichen Anforderungen
des § 3 NBauO dienen, als Technische Baubestimmungen im
Nds. MBl. bekanntmachen. Dies erfolgt seit 2019 in der „Ver-
waltungsvorschrift Technische Baubestimmungen (VVTB)“.
Die Technischen Baubestimmungen sind nach § 83 Abs. 1
Satz 2 NBauO einzuhalten. Hierunter sind u. a. die Bemes-
sungsregelungen zum Nachweis der Standsicherheit von Turm
und Gründung zu verstehen (siehe Nummer 3.5.3.3).
3.5.3.2 Bauprodukte und Bauarten

Weiterhin sind die §§ 16 b, 16 c und 17 NBauO zu beach-
ten, wonach Herstellung, Überwachung und Kennzeichnung
von Bauprodukten bestimmten Regelungen unterliegen. Da-
nach sind insbesondere die in Teil C der VVTB veröffentlich-
ten, als Technische Baubestimmungen geltenden, technischen
Regeln heranzuziehen und auch die im ABl. der EU auf
Grundlage der Bauproduktenverordnung (Verordnung (EU)
Nr. 305/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 9. 3. 2011 zur Festlegung harmonisierter Bedingungen
für die Vermarktung von Bauprodukten und zur Aufhebung
der Richtlinie 89/ 106/EWG des Rates [ABl. EU Nr. L 88, S. 5;
2013 Nr. L 103 S. 10; 2015 Nr. L 92 S. 118], zuletzt geändert
durch Verordnung (EU) 2019/2020 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 20. 6. 2019 [ABl. EU Nr. L 169 S. 1])
bekannt gemachten Produktennormen zugrunde zu legen. Mit
Hilfe dieser Produktnormen sind geregelte Bauprodukte ver-
wendbar. Aber auch ungeregelte Bauprodukte können mit ei-
ner erteilten allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung oder
einer Europäisch Technischen Bewertung verwendet werden.

Für innovative Bauprodukte, für die keine bekannt gemach-
ten Technischen Baubestimmungen oder Zulassungen existie-
ren oder falls von solchen wesentlich abgewichen werden
soll, ist eine Zustimmung im Einzelfall nach § 20 NBauO bei
der obersten Bauaufsichtsbehörde zu beantragen. Für innova-
tive Bauarten kann dort auch der Antrag auf eine vorhabenbe-
zogene Bauartgenehmigung nach § 16 a Abs. 2 Satz 1 Nr. 2
NBauO gestellt werden.

Bauprodukte sind entweder mit dem Übereinstimmungs-
zeichen (Ü-Zeichen) oder dem Konformitätszeichen der Euro-
päischen Union (CE-Zeichen) zu kennzeichnen.

3.5.3.3 Standsicherheit
§ 65 Abs. 3 Satz 1 Nr. 10 NBauO regelt für Anlagen, die hö-

her sind als 10 m, dass ein Nachweis über die Standsicherheit
bauaufsichtlich zu prüfen ist. Für kleinere WEA ist dies nicht
erforderlich.

Der Nachweis der Standsicherheit des Turms und der Grün-
dung, die Ermittlung der aus der Maschine auf den Turm und
die Gründung wirkenden Schnittgrößen sowie die Anforde-
rungen bezüglich Inspektion und Wartung der Anlage zwecks
Sicherstellung der Standsicherheit des Turms und der
Gründung über die vorgesehene Entwurfslebensdauer hat
nach der „Richtlinie für Windenergieanlagen — Einwirkun-
gen und Standsicherheitsnachweise für Turm und Gründung“
des Deutschen Instituts für Bautechnik Berlin (DIBt) in der je-
weils geltenden Fassung zu erfolgen. Hier finden sich in Ab-
schnitt 17 auch Regelungen zum Weiterbetrieb von WEA, die
ihre Entwurfslebensdauer (in der Regel 20 Jahre) erreicht haben.

Diese Richtlinie wurde in Niedersachsen als Nummer A 1.2.8.7
der Anlage 1 des RdErl. des MU vom 14. 6. 2021 Bauaufsicht;
Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen (VV TB)
(Nds. MBl. S. 1030) nach § 83 Abs. 1 NBauO durch Veröffent-
lichung im Nds. MBl. bekannt gemacht. Nach Nummer A 1.2.8.7
ist die zugehörige Anlage A 1.2.8/6 zu beachten. In dieser An-
lage wird auch hinsichtlich der generell erforderlichen gut-
achtlichen Stellungnahmen einer oder eines Sachverständi-
gen als Bestandteil der Bauvorlagen hingewiesen. Geeignete
sachverständige Stellen sind dort beispielhaft benannt. Weite-
re Stellen können ihre Qualifikation gegenüber der genehmi-
genden Behörde nachweisen.

Der Standsicherheitsnachweis umfasst auch die Überprü-
fung des gegenseitigen Einflusses benachbarter WEA oder ver-
gleichbar hoher Bauwerke infolge erhöhter Turbulenzinten-
sität und weist zulässige Abstände der baulichen Anlagen un-
tereinander entsprechend der Richtlinie für Windenergiean-
lagen nach. Bei Unterschreitung der Mindestabstände nach
Abschnitt 7.3.3 der „Richtlinie für Windenergieanlagen — Ein-
wirkungen und Standsicherheitsnachweise für Turm und
Gründung“ können standsicherheitsrelevante Auswirkungen
in Betracht kommen.

Sollen diese Abstände unterschritten werden, ist entsprechend
den Hinweisen in Nummer 3.1 der Anlage A 1.2.8/6 VVTB zu
verfahren und vom Betreiber der neu hinzukommenden bau-
lichen Anlage nachzuweisen, dass Gefährdungen oder unzu-
mutbare Belästigungen i. S. von § 12 Abs. 1 oder § 13 NBauO
nicht bestehen.

Für kleine WEA gelten die Regelungen in Nummer A 1.2.8.7
der Anlage 1 VVTB grundsätzlich in gleicher Weise. Die
Richtlinie für WEA des DIBt enthält allerdings im Abschnitt 1
„Geltungsbereich“ die Festlegung, dass WEA, deren überstri-
chene Rotorfläche kleiner als 200 m2 ist und die eine Spannung
erzeugen, die unter 1 000 V Wechselspannung oder 1 500 V
Gleichspannung liegt, nach DIN EN 61400-2 nachgewiesen
werden dürfen.

Für Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG gilt:
Sofern der Antragssteller dies wünscht und eine standsichere
Errichtung grundsätzlich möglich ist, soll die immissions-
schutzrechtliche Genehmigung unter dem Vorbehalt erlassen
werden, dass der Nachweis der Standsicherheit nachgereicht
und vor Baubeginn die nach § 65 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 NBauO
vorgesehene Prüfung erfolgreich abgeschlossen wird. Bei ge-
änderten Fundamenten kann dies Auswirkungen auf andere
Rechtsgebiete (zum Beispiel Boden- und Grundwasserschutz)
haben und zu weiteren Nebenbestimmungen führen.

Erforderlichenfalls kann von der zuständigen Behörde ge-
prüft werden, ob die Genehmigung, mit Einverständnis des
Antragstellers, unter dem Vorbehalt nachträglicher Auflagen
erteilt werden kann, insbesondere im Hinblick auf Einschrän-
kungen zum Betrieb der Anlage, die sich aus der Stellung-
nahme einer Gutachterin oder eines Gutachters oder einer
oder eines Sachverständigen gemäß Anlage A 1.2.8/6 der
Anlage 1 VVTB ergeben. 

In jedem Falle muss dabei allerdings sichergestellt sein,
dass im Zeitpunkt der Genehmigungserteilung die übrigen
Unterlagen vorliegen, die erforderlich sind, um die Genehmi-
gungsfähigkeit des Vorhabens prüfen zu können.
3.5.3.4 Typenprüfung

Für einen Teil der zu errichtenden WEA kann die Standsi-
cherheit und die Feuerwiderstandsfähigkeit der Bauteile auf
Grundlage der bekannt gemachten Technischen Baubestim-
mungen mit einer Typenprüfung nach § 65 Abs. 8 NBauO
nachgewiesen werden. Dies ist in einem befristeten Bescheid
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festzustellen. Die beschiedene Typenprüfung ist bei Vorlage
eines Typenprüfberichts einer hierfür anerkannten Prüfstelle
nicht vollumfänglich zu prüfen. Lediglich die Gültigkeit der
in der Typenprüfung getroffenen Annahmen, z. B. hinsicht-
lich des Baugrundes, ist von der unteren Bauaufsichtsbehörde
zu prüfen und die Umsetzung etwaiger Auflagen des Typen-
prüfberichts zu überwachen.

Die zugehörigen Konstruktionszeichnungen, soweit sie nicht
zum Umfang der Typenprüfung gehören, sind zu prüfen. Die
Ausführung der Bewehrungsarbeiten und die Montage des
Turmes der Anlage sind zu überwachen.
3.5.3.5 Brandschutz

Für Anlagen von nicht mehr als 30 m Höhe sind gemäß § 65
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 i. V. m. Abs. 3 Satz 2 NBauO die Anforde-
rungen an den Brandschutz bauaufsichtlich nicht zu prüfen.

Für Anlagen mit einer Höhe über 30 m (Sonderbauten) ist
die Einhaltung der Anforderungen an den Brandschutz in den
Bauvorlagen nachzuweisen und durch die Bauaufsichtsbe-
hörde zu prüfen (§ 65 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 i. V. m. Abs. 3 Satz 2
Nr. 4 NBauO).

Für WEA als Sonderbauten werden auf Grundlage des § 51
NBauO aus Gründen des Brandschutzes folgende besondere
Anforderungen gestellt:
Werden WEA im Wald errichtet, müssen die Anlagen über
eine automatische Löschanlage zur Brandbekämpfung in der
Gondel verfügen.

In Gebieten mit mittlerem bis hohem Waldbrandrisiko (Land-
kreise Celle, Gifhorn, Lüchow-Dannenberg, Uelzen, Lüneburg
und Heidekreis) ist aus Gründen des Brandschutzes grund-
sätzlich ein Abstand zu Waldflächen — die mit der Baumart
Kiefer bestockt sind und mehr als 5 ha umfassen — im Um-
fang der 1,5-fachen Anlagengesamthöhe einzuhalten. 

Eine Unterschreitung dieses grundsätzlich einzuhaltenden
Abstandes sowie eine Errichtung von WEA im Wald ist unter
Einhaltung der übrigen, rechtlichen Anforderungen möglich.

Weitere Anforderungen für die Errichtung von WEA in oder
in der Nähe von Wäldern bleiben vorbehalten.

Für die Anlage oder den Windpark muss ferner ein Feuer-
wehrplan nach DIN 14095 erstellt werden. Ergänzend zu dem
Feuerwehrplan ist ein Lageplan auf Basis von Luftbildern zu
fordern.

WEA in Windparks sind zur besseren Zuordnung mit einer
Kennung, z. B. Nummern oder Buchstaben, zu kennzeichnen.
Die Kennungen sind in den Feuerwehrplan zu übernehmen. 
3.5.4 Abstandsanforderungen
3.5.4.1 Abstände

Bei WEA ergeben sich Abstandsforderungen aus mehreren
Bereichen. Beim öffentlichen Baurecht sind insbesondere die
NBauO, die in Niedersachsen als Technische Baubestimmung
eingeführte „Richtlinie für Windenergieanlagen — Einwir-
kungen und Standsicherheitsnachweise für Turm und Grün-
dung“ (siehe Nummer 3.5.3.3), das BauGB und das BImSchG
maßgeblich.
3.5.4.2 Grenzabstände (§ 5 NBauO)

WEA sind bauliche Anlagen, die Gebäude sein können oder
von denen Wirkungen wie von Gebäuden ausgehen; sie müs-
sen daher gemäß § 5 Abs. 1 NBauO mit allen auf ihren Außen-
flächen oberhalb der Geländeoberfläche gelegenen Punkten
von den Grenzen des Baugrundstücks Abstand halten. Dabei
ist auf die Außenflächen der Bauteile der WEA in allen mögli-
chen Betriebszuständen abzustellen.

Der Abstand zur Grenze beträgt nach § 5 Abs. 2 NBauO 0,5 H,
mindestens jedoch 3 m. In Gewerbe- und Industriegebieten
sowie in Gebieten, die nach ihrer Bebauung diesen entspre-
chen, beträgt der Abstand 0,25 H, mindestens jedoch 3 m.
Diese 0,25 H-Regelung nach § 5 Abs. 2 Satz 2 NBauO findet
nur für im Bebauungsplan festgesetzte Gewerbe- und Indus-
triegebiete Anwendung oder wenn sie diesen gemäß § 34
BauGB entsprechen. Auf anderen Planungsebenen festgesetz-
te Flächen (Flächennutzungsplan) oder Vorranggebiete (Re-
gionalplanung) sind für die Beurteilung dabei unerheblich.

Der erforderliche Abstand bei einem vorgeschriebenen Ab-
standsmaß von 0,5 H ergibt sich bei einer Stellung eines Ro-
torblattes von 26,565° gegen die Horizontale. Bei einem vor-
geschriebenen Abstandsmaß von 0,25 H ist dagegen eine Ro-
torblattstellung gegen die Horizontale von 14,036° maßgebend
(siehe Anlage 4 Übersicht — Veranschaulichung Grenzab-
stände).

Eine Abweichung des Drehpunktes der Rotorblätter von der
Mastachse (Exzentrizität der Rotorebene) vergrößert den von

den Rotorblättern in allen möglichen Betriebsstellungen er-
reichbaren Luftraum (Rotationskörper) und ist daher zu be-
rücksichtigen.

Aus der mathematischen Herleitung erhält man bei hori-
zontalem Gelände gemäß einem nach § 5 NBauO vorgeschrie-
benen Abstandsmaß von 0,5 H einen erforderlichen Grenzab-
stand der Mastachse AM(0,5 H) oder bei einem vorgeschrie-
benen Abstandsmaß von 0,25 H einen Grenzabstand von
AM(0,25 H), also den Radius des Kreises um diese Achse, den
eine Grenze tangieren darf, genügend genau mit nachstehen-
den Formeln (a) oder (b).

Beträgt das vorgeschriebene Grenzabstandsmaß 0,5 H, so gilt

AM(0,5 H) =(e2+(0,8944 x R)2)1/2+0,5   (HN+0,4472 x R) (a),

beträgt das vorgeschriebene Grenzabstandsmaß 0,25 H, so gilt

AM(0,25 H)=(e2+(0,9701 x R)2)1/2 +0,25 (HN+0,2425 x R) (b),

dabei bedeuten: 
HN Höhe der Nabe über der Geländeoberfläche,
R Rotorradius,
e Exzentrizität der Rotorebene.

Eine erläuternde grafische Darstellung findet sich in der
Anlage 4. 

Hinweise:
Die angegebenen Formeln sind nur maßgeblich zur Ab-

standshaltung von WEA gemäß § 5 NBauO zu den Grenzen
des Baugrundstücks. Forderungen zur Abstandshaltung aus
anderen Bereichen, beispielsweise wegen Eisabwurfgefahr oder
unzumutbaren Beeinträchtigungen, fließen hierbei nicht ein
und wären gesondert zu berücksichtigen.

Eine Einbeziehung von Nachbargrundstücken — mit Zu-
stimmung der betroffenen Nachbargrundstückseigner und de-
ren Verpflichtung, die Abstandsfläche von Bebauung frei-
zuhalten — ist möglich. Die Verpflichtung ist abzusichern,
beispielsweise durch Eintragung einer Baulast. Sind Baulas-
ten oder Grunddienstbarkeiten erforderlich, so genügt es, dass
diese vor Baubeginn vorliegen, wenn bei Antragstellung ein
Anspruch auf eine entsprechende Eintragung besteht und ent-
sprechende Unterlagen vorgelegt werden. Die Eintragung
kann durch Nebenbestimmungen sichergestellt werden.

Im Einzelfall kann die Bauaufsichtsbehörde auf gesonder-
ten Antrag gemäß § 66 NBauO eine Abweichung zur Unter-
schreitung der Grenzabstände zulassen, wenn u. a. auch die
Belange der Nachbarn gewürdigt worden sind. 
3.5.4.3 Abstände wegen Eisabwurfgefahr

Aufgrund der Besonderheiten einer WEA mit drehendem
Rotor ergeben sich zudem Forderungen zur Abstandshaltung
wegen Eisabwurfgefahr. Gemäß Nummer A 1.2.8.7 der An-
lage 1 VVTB ist die „Richtlinie für Windenergieanlagen; Ein-
wirkungen und Standsicherheitsnachweise für Turm und
Gründung“ in Niedersachsen eingeführt (RdErl. des MU vom
21. 6. 2021, [Nds. MBl. S. 1030]) i. V. m. Nummer 2 der dazu-
gehörigen Anlage A 1.2.8/6 gelten Abstände größer als 1,5 x
(Rotordurchmesser + Nabenhöhe) zu Verkehrswegen und
Gebäuden im Allgemeinen als ausreichend.

Diese Abstände können gleichwohl unterschritten werden.
Demnach sind wegen der Gefahr des Eisabwurfs Abstände zu
Verkehrswegen und Gebäuden unbeschadet der Anforderun-
gen aus anderen Rechtsbereichen einzuhalten, soweit eine Ge-
fährdung der öffentlichen Sicherheit nicht auszuschließen ist.
Einer Genehmigung stehen geringere Abstände dann nicht
entgegen, wenn Einrichtungen installiert werden, durch die
der Betrieb der WEA bei Eisansatz ausreichend sicher ausge-
schlossen werden kann (z. B. Eisansatzerkennungssysteme)
oder durch die ein Eisansatz verhindert werden kann oder ein
Abtauen erreicht werden kann (z. B. Rotorblattheizung). Eine
gutachtliche Stellungnahme einer oder eines Sachverständigen
zur Funktionssicherheit dieser Einrichtungen ist als Teil der
Bauvorlagen vorzulegen. Im Aufenthaltsbereich unter den Ro-
torblättern einer WEA mit technischen Einrichtungen zur Au-
ßerbetriebnahme des Rotors bei Eisansatz ist durch Hinweis-
schilder auf die verbleibende Gefährdung durch Eisabfall bei
Rotorstillstand oder Trudelbetrieb aufmerksam zu machen.
Detaillierte Anforderungen zur Abwehr von Gefahren durch Eis-
abwurf sind in den Nummern 2, 3.2 und 5 der Anlage A 1.2.8/6
der Anlage 1 VVTB beschrieben.
3.5.4.4 Abstände wegen unzumutbarer Belästigungen

Des Weiteren ist die Abstandshaltung aufgrund von unzu-
mutbaren Belästigungen durch Immissionen (Schallschutz,
Stroboskopeffekt) zu ermitteln, die gemäß § 3 Abs. 1 Satz 2
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NBauO nicht entstehen dürfen. Dies gilt für kleine wie auch
für große WEA. Im Einzelfall müsste dies durch ein Gutachten
von Sachverständigen nachgewiesen werden. Die Abstände auf-
grund von unzumutbaren Belästigungen können wegen der
vielen möglichen Faktoren im Einzelfall hier nicht konkret
angegeben werden.

3.6 Schutz bestimmter Teile von Natur und Landschaft, Ein-
griffsregelung

Für die Genehmigung von Anlagen kommen die in Num-
mer 2.6 benannten harten Tabuzonen nicht in Betracht.
3.6.1 Landschaftsschutzgebiete

In Landschaftsschutzgebieten ist die Genehmigung von
WEA ausgeschlossen, wenn die jeweilige Schutzgebietsver-
ordnung entsprechende Bauverbote enthält und dies nicht mit
dem Schutzzweck gemäß der Schutzgebietsverordnung zu
vereinbaren ist.

Eine Genehmigung von Anlagen kann in diesen Gebieten
gleichwohl über eine Befreiung nach § 67 Abs. 1 Nr. 1
BNatSchG im Rahmen von Einzelfallentscheidungen möglich
sein. Eine solche Befreiung erfordert eine einzelfallbezogene
Abwägung der unterschiedlichen Belange des öffentlichen In-
teresses an Naturschutz und Landschaftspflege mit dem öf-
fentlichen Interesse an der Umstellung der Energieversorgung
auf erneuerbare Energien sowie Beiträgen zum Klimaschutz.
Eine Befreiung kann an Auflagen gekoppelt werden. Im Wege
der Befreiung können gleichwohl nur singuläre, keine großflä-
chigen Eingriffe zugelassen werden (VGH Baden-Württemberg,
Urteil vom 5. 4. 1990 — 8 S 2303/89). In diesen Fällen ist es
erforderlich, dass die Erteilung einer Befreiung von den Be-
stimmungen rechtlich möglich ist, weil objektiv eine Befreiungs-
lage gegeben ist und dies unter Beteiligung der zuständigen
Naturschutzbehörde festgestellt wurde („Planung in eine Be-
freiungslage hinein“), (VGH Baden-Württemberg, Urteil vom
13. 10. 2005 — 3 S 2521/04, Rn. 43). Die Befreiung darf nach
Umfang und Häufigkeit nicht dazu führen, dass die Schutzge-
bietsverordnung gegenstandslos wird oder sie ihren Zweck
ganz oder teilweise nicht mehr erreichen kann (Schumacher/
Fischer-Hüftle, Kommentar zum BNatSchG, 2. Auflage, § 67
Rn. 5 m. w. N.).

Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege ste-
hen einem Vorhaben insbesondere dann entgegen, wenn die-
ses in nicht durch Ausnahmegenehmigung oder Befreiung zu
behebender Weise in Widerspruch zu einer gültigen Land-
schaftsschutzverordnung steht (OVG NRW, Urteil vom 5. 9. 2006
— 8 A 1971/04; ständige Rechtsprechung BVerwG, Beschluss
vom 2. 2. 2000 — 4 B 104/99). In der Regel werden WEA in
Landschaftsschutzgebieten nur errichtet werden können,
wenn die Verordnung für die betroffenen Flächen zuvor ver-
ändert oder aufgehoben wurde (siehe hierzu Nummer 2.9.2
„Landschaftsschutzgebiete — Vermeidung von widersprüchli-
chen Festsetzungen“).

Eine Windenergienutzung kommt außerdem in Betracht,
wenn zu diesem Zweck entsprechende Ausnahmetatbestände
in die Landschaftsschutzgebietsschutzverordnung aufgenom-
men wurden. Die Errichtung von Einzelanlagen in Landschafts-
schutzgebieten kommt insbesondere in Teilbereichen groß-
räumiger Landschaftsschutzgebiete mit einer im Einzelfall
weniger hochwertigen Funktion für den Naturschutz und die
Landschaftspflege sowie die Erholung in Betracht, soweit die
Vereinbarkeit mit der Schutzfunktion des Landschaftsschutz-
gebietes insgesamt gegeben ist.
3.6.2 Einwirkungen in FFH- und Vogelschutzgebiete

WEA dürfen nicht zu erheblichen Beeinträchtigungen des
Schutzzwecks oder der Erhaltungsziele von FFH-Gebieten und
Vogelschutzgebieten führen. Wird eine mögliche erhebliche Be-
einträchtigung eines FFH- und/oder Vogelschutzgebietes, ggf.
unter Berücksichtigung eventueller Kumulationswirkungen
mit anderen Plänen und Projekten, festgestellt, ist das Projekt
nach § 34 Abs. 2 BNatSchG in der beantragten Form unzuläs-
sig. Für WEA, deren Einwirkungsbereich in diese hineinrei-
chen, ist im Genehmigungsverfahren eine Vorprüfung der
FFH-Verträglichkeit und ggf. eine FFH-Verträglichkeitsprü-
fung durchzuführen (siehe auch Nummer 2.9.3).
3.6.3 Abstände zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft

Generelle Abstände zu den in Nummer 2 dieses RdErl. be-
nannten geschützten Teilen von Natur und Landschaft sind
(naturschutz-)rechtlich nicht vorgesehen und auch landessei-
tig nicht vorgegeben oder beabsichtigt. Abstände können aber
gleichwohl im Einzelfall unter Berücksichtigung des konkre-
ten Schutzzwecks nach Abwägung der Belange geboten sein.

3.6.4 Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
3.6.4.1 Verursacherpflichten

Der Verursacher eines Eingriffs ist gemäß § 15 Abs. 1 und 2
BNatSchG verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen von
Natur und Landschaft zu unterlassen und unvermeidbare Be-
einträchtigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und
der Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen)
oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen). Wird ein Eingriff nach
§ 15 Abs. 5 BNatSchG zugelassen oder durchgeführt, obwohl
die Beeinträchtigungen nicht zu vermeiden oder nicht in an-
gemessener Frist auszugleichen oder zu ersetzen sind, hat der
Verursacher Ersatz in Geld zu leisten.
3.6.4.2 Ersatzzahlung
3.6.4.2.1 Rechtsrahmen

Die Voraussetzungen für die Festsetzung einer Ersatzzah-
lung sind im Fall von WEA in der Regel bezogen auf das Land-
schaftsbild, weniger für Boden, Biotope oder Arten gegeben.
Kann nur ein Teil der Eingriffsfolgen kompensiert werden, so
ist dieser Teil zu kompensieren und für den übrigen Teil eine
Ersatzzahlung festzusetzen.

Das BNatSchG rechnet nur solche Maßnahmen den Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen zu, die eine Wiederherstellung
oder mindestens eine landschaftsgerechte Neugestaltung des
Landschaftsbildes bewirken (§ 15 Abs. 2 BNatSchG). Eine Wie-
derherstellung lässt sich im Fall von WEA mit einer Nabenhö-
he von über 50 m aufgrund ihrer optischen Wirkungen in der
Regel nicht erreichen (OVG Lüneburg, Beschluss vom 11. 5. 2020
— 12 LA 150/19). Auch eine landschaftsgerechte Neugestal-
tung ist zumeist nicht möglich. Diese verlangt, dass ein Zu-
stand hergestellt wird, der den vorher vorhandenen Zustand
in weitest möglicher Annäherung fortführt, d. h. in gleicher
Art, mit gleichen Funktionen und ohne Preisgabe wesentli-
cher Faktoren des optischen Beziehungsgefüges (BVerwG, Ur-
teil vom 27. 9. 1990 — 4 C 44/87). Entscheidend ist, dass die
Wirkungen des Eingriffsvorhabens selbst in den Hintergrund
treten und das Landschaftsbild nicht negativ dominieren oder
prägen, sondern unter der Schwelle der Erheblichkeit bleiben.

Scheiden Wiederherstellung und landschaftsgerechte Neu-
gestaltung aus, ist eine Ersatzzahlung festzulegen (§ 15 Abs. 6
Satz 1 BNatSchG). Die Ersatzzahlung bemisst sich nach den
durchschnittlichen Kosten der nicht durchführbaren Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen einschließlich der erforderli-
chen durchschnittlichen Kosten für deren Planung und
Unterhaltung sowie die Flächenbereitstellung unter Einbezie-
hung der Personal- und sonstigen Verwaltungskosten (§ 15
Abs. 6 Satz 2 BNatSchG). Bemisst sich die Ersatzzahlung nach
§ 15 Abs. 6 Satz 2 BNatSchG, sind die erforderlichen durch-
schnittlichen Kosten für die Flächenbereitstellung auf der
Grundlage der Bodenrichtwerte nach § 196 BauGB festzustel-
len.

Sind diese Kosten nach § 15 Abs. 6 Satz 2 BNatSchG nicht
feststellbar, bemisst sich die Ersatzzahlung allein nach Dauer
und Schwere des Eingriffs und beträgt höchstens 7 % der
Kosten für Planung und Ausführung des Vorhabens ein-
schließlich der Beschaffungskosten für Grundstücke (§ 6 Abs. 1
NAGBNatSchG).

Bei der Berechnung der Ersatzzahlungen nach § 6 Abs. 1
Satz 1 NAGBNatSchG ist von den Gesamtinvestitionskosten
für das Vorhaben auszugehen. Diese sind nicht um diejenigen
Kosten zu bereinigen, die für nicht landschaftsbildrelevante
Teile des Vorhabens aufgewendet werden. Die Gesamtinves-
titionskosten beinhalten auch die Umsatzsteuer und zwar un-
abhängig davon, ob der Eingriffsverursacher vorsteuerab-
zugsberechtigt ist oder nicht (OVG Lüneburg, Beschluss vom
12. 12. 2018 — 4 LA 389/17).

Die Höhe der Ersatzzahlung ist anhand der prognostizierten
Gesamtinvestitionskosten zu bestimmen und gemäß § 15 Abs. 6
Satz 4 BNatSchG im Zulassungsbescheid festzusetzen. Ein
Änderungsvorbehalt, mit dem sich die Behörde die Neufest-
setzung der Höhe der Ersatzzahlung entsprechend den tat-
sächlich angefallenen Gesamtinvestitionskosten vorbehält, ist
mit § 15 Abs. 6 Satz 4 BNatSchG nicht vereinbar. Vielmehr ist
die Heranziehung eines Windenergieanlagenbetreibers zu ei-
ner naturschutzrechtlichen Ersatzzahlung nach § 15 Abs. 6
Satz 3 BNatSchG i. V. m. § 6 Abs. 1 Satz 1 NAGBNatSchG im
Zulassungsbescheid abschließend zu regeln (OVG Lüneburg,
Urteil vom 10. 1. 2017 — 4 LC 198/15).
3.6.4.2.2 Eingriffsbewertung und Bemessung der Ersatzzahlung

Der für die Berechnung der Höhe der Ersatzzahlung maß-
gebliche Eingriff ist nur der Eingriff, der weder durch Aus-
gleichs- noch durch Ersatzmaßnahmen ausgeglichen bzw. kom-
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pensiert worden ist (OVG Lüneburg, Urteil vom 16. 12. 2009
— 4 LC 730/07); die verbleibende, nicht durch Maßnahmen
kompensierte Beeinträchtigung ist als solche nach Dauer und
Schwere zu bewerten. 

Sofern geeignete Verminderungs- oder Kompensationsmaß-
nahmen die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes (oder ei-
nes anderen Schutzgutes) mindern, ist dieser Umstand aus-
schließlich bei der Bewertung der Schwere des verbleibenden
Eingriffs zu berücksichtigen; ein Abzug oder eine Anrechen-
barkeit von Kosten, die durch Kompensationsmaßnahmen
entstehen, findet nicht statt.

Die gesetzliche Obergrenze für die Höhe der Ersatzzahlung
wird nur dann auszuschöpfen sein, wenn der Eingriff dauer-
haft besonders wertvolle Funktionen oder Werte von Natur
und Landschaft zerstört. Hierzu zählen insbesondere solche
Funktionen und Werte, die nach den anerkannten Bewer-
tungsmethoden der Landesnaturschutzverwaltung als beson-
ders wertvoll eingestuft sind. Dazu zählen auch Landschafts-
bildeinheiten, die weitgehend der naturraumtypischen Eigen-
art entsprechen, im jeweiligen Naturraum von überdurch-
schnittlicher Bedeutung und frei von einer Vorbelastung sind.
Diese Kriterien erfüllen allerdings nur noch sehr wenige Ge-
biete. Da nicht diese, sondern vorrangig vorbelastete Bereiche
für WEA in Anspruch genommen werden, beträgt die Ersatz-
zahlung zumeist deutlich weniger als 7 % der Gesamtinvesti-
tionskosten.

Bei der Eingriffsbewertung und der Bemessung der Ersatz-
zahlung sind vorbelastete, sichtverschattete und sichtverstellte
Bereiche mindernd zu berücksichtigen (vgl. OVG Lüneburg,
Urteil vom 10. 1. 2017 — 4 LC 198/15).

Die Eingrünung oder der Abbau von baulichen Anlagen (z. B.
andere mastenartige Bauwerke, Freileitungen, Ortsränder),
die das Landschaftsbild stören oder beeinträchtigen, sowie be-
stimmte Bepflanzungen können unter Umständen als Beitrag
zur Minderung von Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes
gesehen werden. Als geeignete Maßnahmen sind Anpflan-
zungen in größerer Entfernung zu nennen, die Teile der WEA
verdecken oder weniger dominant erscheinen lassen und damit
die Schwere der Beeinträchtigungen verringern. Im Nahbe-
reich der WEA sollte auf Anpflanzungen, die das Kollisions-
risiko für Vögel oder Fledermäuse erhöhen könnten, verzich-
tet werden. Gleiches gilt z. B. für Gehölzpflanzungen in Wie-
senbrütergebieten.

Möglicherweise kann dies auch erreicht werden mit der Er-
gänzung oder Entwicklung naturraumtypischer Landschafts-
bestandteile (z. B. lückenhafter Feldgehölze, einer unterbro-
chenen Allee usw.), der Wiederherstellung kulturhistorischer
Landschaftsbestandteile, der Entwicklung von Randstreifen,
die in ein System das Landschaftsbild verbessernder Maßnah-
men eingebunden sind.

Die Maßnahmen sind auf Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men für erhebliche Beeinträchtigungen der Leistungs- und
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts anrechenbar, sofern
eine solche Mehrfachfunktion gegeben ist.

Erfordernis, Art und Umfang und vor allem die Lage der
Anpflanzungen müssen nachvollziehbar begründet werden.

Als Beitrag zur Minderung oder Kompensation von Beein-
trächtigungen des Landschaftsbildes durch WEA kommt ins-
besondere der Abbau bestehender WEA in dem betroffenen
Gebiet in Betracht. 

Eine Vollkompensation könnte ausnahmsweise dann ange-
nommen werden, wenn im betroffenen Natur- bzw. Land-
schaftsraum eine geeignete Kompensationsfläche durch den
Rückbau darauf befindlicher Altanlagen mit vergleichbarer
Eingriffswirkung landschaftsgerecht neugestaltet werden könn-
te (OVG Lüneburg, Urteil vom 10. 1. 2017 — 4 LC 198/15, juris,
Rn. 101).

3.6.4.3 Eingriffsbewältigung im Bebauungsplan

Soweit WEA im Geltungsbereich eines qualifizierten Be-
bauungsplans errichtet werden, ist über die Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen im Rahmen der baurechtlichen Abwägung
abschließend zu entscheiden, die §§ 14 bis 17 BNatSchG sind
gemäß § 18 Abs. 2 BNatSchG nicht anzuwenden.

Die auf dem Baugrundstück festgesetzten Ausgleichs- oder
Vermeidungsmaßnahmen (z. B. Farbgebung des Mastes) sind
als Nebenbestimmung in den Zulassungsbescheid aufzuneh-
men. Die Umsetzung der übrigen Ausgleichsmaßnahmen
wird außerhalb des Zulassungsverfahrens durch die Gemein-
de geregelt.

4. Spezialregelungen

4.1 Straßenrecht
4.1.1 Bundesfernstraßengesetz (FStrG)

Gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 FStrG dürfen längs der Bundesfern-
straßen nicht errichtet werden (Anbauverbote)
1. Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 40 m bei
Bundesautobahnen und bis zu 20 m bei Bundesstraßen außer-
halb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke be-
stimmten Teile der Ortsdurchfahrten, jeweils gemessen vom
äußeren Rand der befestigten Fahrbahn,
2. bauliche Anlagen, die außerhalb der zur Erschließung der
anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurch-
fahrten über Zufahrten oder Zugänge an Bundesstraßen un-
mittelbar oder mittelbar angeschlossen werden sollen.

Im Übrigen bedürfen Baugenehmigungen oder nach ande-
ren Vorschriften notwendige Genehmigungen gemäß § 9 Abs. 2
S. 1 FStrG der Zustimmung der obersten Landesstraßenbaube-
hörde (Anbaubeschränkung), wenn
1. bauliche Anlagen längs der Bundesautobahnen in einer
Entfernung bis zu 100 m und längs der Bundesstraßen außer-
halb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke be-
stimmten Teile der Ortsdurchfahrten bis zu 40 m, gemessen
vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, errichtet, erheb-
lich geändert oder anders genutzt werden sollen,
2. bauliche Anlagen auf Grundstücken, die außerhalb der
zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten
Teile der Ortsdurchfahrten über Zufahrten oder Zugänge an
Bundesstraßen unmittelbar oder mittelbar angeschlossen sind,
erheblich geändert oder anders genutzt werden sollen.

Diese Zustimmung nach § 9 Abs. 2 FStrG darf gemäß § 9
Abs. 3 FStrG nur versagt oder mit Bedingungen und Auflagen
erteilt werden, soweit dies wegen der Sicherheit oder Leichtig-
keit des Verkehrs, der Ausbauabsichten oder der Straßenge-
staltung nötig ist.
4.1.2 Niedersächsisches Straßengesetz (NStrG)

Gemäß § 24 Abs. 1 Satz 1 NStrG dürfen außerhalb der Ort-
schaften längs der Landes- oder Kreisstraßen nicht errichtet
werden (Anbauverbote)
1. Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 20 m, ge-
messen vom äußeren Rand der für den Kraftfahrzeugverkehr
bestimmten Fahrbahn
2. bauliche Anlagen i. S. der NBauO, die über Zufahrten un-
mittelbar oder mittelbar angeschlossen werden sollen. 

Im Übrigen ergehen gemäß § 24 Abs. 2 Satz 1 NStrG Bauge-
nehmigungen oder nach anderen Vorschriften notwendige
Genehmigungen im Benehmen mit der Straßenbaubehörde
(Anbaubeschränkungen), wenn 
1. bauliche Anlagen i. S. der NBauO längs der Landes- oder
Kreisstraßen in einer Entfernung bis zu 40 m, gemessen vom
äußeren Rand der für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten
Fahrbahn, errichtet oder erheblich geändert werden sollen,
2. bauliche Anlagen i. S. der NBauO auf Grundstücken, die
außerhalb der Ortsdurchfahrten über Zufahrten an Landes-
oder Kreisstraßen unmittelbar oder mittelbar angeschlossen
sind, erheblich geändert oder anders genutzt werden sollen.

Im Verfahren zur Herstellung des Benehmens nach § 24
Abs. 2 NStrG darf sich die Straßenbaubehörde nur zur Sicher-
heit und Leichtigkeit des Verkehrs, zu Ausbauabsichten und
zur Straßenbaugestaltung äußern.
4.1.3 Ausnahmen

Die Anbauverbote und Anbaubeschränkungen gelten nicht,
soweit das Bauvorhaben den Festsetzungen eines Bebauungs-
plans entspricht, der mindestens die Begrenzung der Verkehrs-
flächen sowie an diesen gelegene überbaubare Grundstücks-
flächen enthält und unter Mitwirkung des Trägers der Stra-
ßenbaulast zustande gekommen ist (§ 9 Abs. 7 FStrG, § 24
Abs. 6 NStrG).

Darüber hinaus kann nach § 9 Abs. 8 FStrG eine straßen-
rechtliche Ausnahme vom Anbauverbot im Einzelfall erteilt
werden, wenn die Durchführung der Vorschriften im Einzel-
falle zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen würde
und die Abweichung mit den öffentlichen Belangen vereinbar
ist oder wenn Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Ab-
weichung erfordern. Ausnahmen können mit Bedingungen
und Auflagen versehen werden.

Nach § 24 Abs. 7 NStrG kann eine Ausnahme vom Anbau-
verbot im Einzelfall erteilt werden, wenn dies die Sicherheit
und Leichtigkeit des Verkehrs, insbesondere im Hinblick auf
Sichtverhältnisse und Verkehrsgefährdung, sowie die Aus-
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bauabsichten und die Straßenbaugestaltung gestatten. Die
Entscheidung trifft die für die Genehmigung der Errichtung
der WEA zuständige Behörde im Einvernehmen mit der Stra-
ßenbaubehörde. Ausnahmen können mit Bedingungen und
Auflagen versehen werden.
4.1.4 Verfahren

Bei der Errichtung von WEA ergeben sich somit im Umfeld
von Straßen die o. g. Mindestabstände. In der Anbauverbots-
zone darf das Bauvorhaben ohne eine Ausnahme aufgrund ei-
nes Bebauungsplans gemäß § 9 Abs. 7 FStrG, § 24 Abs. 6 NStrG
oder eine Ausnahme im Einzelfall nach § 9 Abs. 8 FStrG bzw.
§ 24 Abs. 7 NStrG nicht realisiert werden. Grundsätzlich liegt
keine offenbar nicht beabsichtigte Härte i. S. des § 9 Abs. 8
FStrG bei der Errichtung von WEA in der Nähe von Bundes-
fernstraßen vor und es sprechen auch keine Gründe des
Wohls der Allgemeinheit für eine Abweichung vom Anbau-
verbot. Die Anbauverbotszone ist daher von einer WEA (Mast-
fuß einschließlich des Rotors und der Rotorblattspitzen) frei-
zuhalten.

Bei Straßenkategorien nach Landesrecht sind vom Antrag-
steller Unterlagen (Gutachten usw.) zum Nachweis vorzule-
gen, dass die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs eine
Ausnahme gestattet.

In der Anbaubeschränkungszone kommt es vornehmlich
darauf an, ob das Vorhaben nach seiner Lage, Größe und Art
geeignet ist, die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs,
Ausbauabsichten oder die Straßenbaugestaltung zu beein-
trächtigen. Eine solche Möglichkeit ist im jeweiligen Einzelfall
von der Straßenbaubehörde zu prüfen. Im Einzelfall können
sich aus Gründen der Sicherheit und Leichtigkeit des Ver-
kehrs auch weitergehende Anforderungen ergeben, z. B. be-
züglich Ablenkungsgefahr oder Eiswurf. Für die Bewertung
der Gefahr durch Eisabwurf wird auf Nummer 3.5.4.3 verwie-
sen.

Im Übrigen sind die Belange der Straße in Planungs- und
Genehmigungsverfahren für WEA stets mit abzuwägen. In je-
dem Fall ist darauf hinzuwirken, die Straßenbauverwaltung
frühzeitig in den Planungsprozess einzubinden, damit zeitnah
ein Austausch erfolgen kann, insbesondere was die Bedarfe an
Fachgutachten angeht.
4.1.5 Erschließung

Grundsätzlich ist anzustreben, die Erschließung der WEA-
Grundstücke über nicht klassifizierte Straßen vorzunehmen
(vgl. hierzu Nummer 2.1 „Privilegierung im Außenbereich“).

Im Falle von Anträgen auf Nutzung oder Errichtung von
Baustellen- und Behelfszu- und -abfahrten an Bundesautobah-
nen, Bundes- und Landesstraßen zum Transport von Anlagen-
teilen einer WEA zu dem vorgesehenen Standort können sich
im Wesentlichen drei Konstellationen ergeben:
a) Nutzung einer bestehenden Zufahrt, die nicht für den all-

gemeinen Verkehr bestimmt ist
b) temporäre oder provisorische bauliche Änderung einer be-

stehenden Zufahrt, die nicht für den allgemeinen Verkehr
bestimmt ist,

c) temporäre oder provisorische Neuerrichtung einer Zu-
fahrt.

Diese Nutzungen stellen Sondernutzungen i. S. der § 8
Abs. 1 FStrG und § 18 Abs. 1 NStrG dar und können unter be-
stimmten Voraussetzungen nach pflichtgemäßem Ermessen
erlaubt und mit Nebenbestimmungen versehen werden. Maß-
geblich sind die konkreten Umstände des Einzelfalles. Zudem
muss gewährleistet sein, dass hierbei die Belange der Sicher-
heit und Leichtigkeit des Verkehrs gewahrt werden. Die
Richtlinien für Großraum- und Schwertransporte sind zu be-
achten.

4.2 Schienenverkehr
Verbindliche Abstandsregelungen oder ein technisches Re-

gelwerk für Mindestabstände zu Anlagen des Schienenver-
kehrs existieren im Bahnrecht nicht. Gleichwohl sind bei der
Errichtung von WEA Anforderungen an Sicherheitsabstände
zu bestehenden Eisenbahnbetriebsanlagen zu beachten, um
nachteilige Auswirkungen für die Sicherheit und den Ablauf
des Bahnbetriebes zu vermeiden. So ergeben sich Forderungen
zur Abstandshaltung wegen Eisabwurfgefahr aufgrund der
„Richtlinie für Windenergieanlagen — Einwirkungen und
Standsicherheitsnachweise für Turm und Gründung“, die Ab-
stände größer als 1,5 x (Rotordurchmesser + Nabenhöhe) zu
Verkehrswegen und Gebäuden als ausreichend erachtet. Diese
Abstände können gleichwohl unterschritten werden, sofern
Einrichtungen installiert werden, durch die der Betrieb der
WEA bei Eisansatz ausreichend sicher ausgeschlossen werden

kann oder durch die ein Eisansatz verhindert werden kann
oder ein Abtauen erreicht werden kann (z. B. Rotorblatthei-
zung). Siehe dazu Nummer 3.5.4.3.

Als Träger öffentlicher Belange ist das Eisenbahn-Bundes-
amt im Rahmen des Genehmigungsverfahrens zu beteiligen,
sofern Eisenbahnbetriebsanlagen betroffen sein könnten. An-
stelle des Eisenbahn-Bundesamtes ist für die Eisenbahninfra-
strukturen nichtbundeseigener Eisenbahnen in Niedersach-
sen die LEA Gesellschaft für Landeseisenbahnaufsicht mbH
zu beteiligen. Das Eisenbahn-Bundesamt empfiehlt derzeit,
vorbehaltlich der technischen Entwicklung und künftiger Er-
fahrungen, einen Abstand von Windkraftanlagen zu Gleisan-
lagen in Höhe des zweifachen Rotordurchmessers, mindes-
tens aber in Höhe der Gesamtanlagenhöhe.

Die Stellungnahme des Eisenbahn-Bundesamtes oder der
LEA Gesellschaft für Landeseisenbahnaufsicht mbH hat für
die immissionsschutzrechtliche Genehmigungsbehörde keine
rechtliche Bindungswirkung.

Bezüglich Bahnstromfernleitungen wird auf Nummer 4.5
„Freileitungen“ verwiesen.

4.3 Gewässerschutz, Wasserschutz-, Heilquellenschutz-, Über-
schwemmungsgebiete, Wasserstraßen, sonstige Regelun-
gen zu Abständen zu Gewässern und Deichen

Auf Grundlage des Wasserrechts begegnet die Errichtung
von WEA in Gewässernähe oder in Schutzgebieten mit was-
serwirtschaftlichen Zielsetzungen bestimmten Einschränkun-
gen.

Im Rahmen der Anlagenzulassung ist gemäß § 36 WHG si-
cherzustellen, dass Anlagen so errichtet, betrieben, unterhal-
ten und stillgelegt werden, dass keine schädlichen Gewässer-
veränderungen zu erwarten sind und die Gewässerunterhal-
tung nicht mehr erschwert wird, als es den Umständen nach
unvermeidbar ist.

Bei der Zulassung von WEA in festgesetzten Wasser- und
Heilquellenschutzgebieten sind erhöhte wasserrechtliche An-
forderungen zu beachten. Insbesondere beim Bau sind die
Vorbereitung der Baustelle, das Durchführen von Bohrungen,
Eingriffe in die Deckschichten und eventuelle Tiefgründun-
gen aber auch beim Betrieb der Umgang mit wassergefährden-
den Stoffen dabei wichtige Kriterien. Für WEA als Anlagen
zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (konkrete tech-
nische Anforderungen ergeben sich aus der AwSV in der je-
weils geltenden Fassung) gilt allgemein, dass sie so beschaffen
sein, so errichtet, unterhalten und betrieben werden müssen,
dass eine nachteilige Veränderung der Eigenschaften von Ge-
wässern — dazu zählt auch das Grundwasser — nicht zu be-
sorgen ist. Vorsorglich sind diese Anlagen nach Maßgabe von
§ 49 AwSV in den Schutzzonen I und II grundsätzlich unzu-
lässig. Für Schutzzonen III kann die jeweilige Verordnung zur
Festsetzung von Schutzgebieten abweichende Regelungen
treffen.

In der Schutzzone I von Wasserschutzgebieten (§ 91 NWG,
§ 51 WHG) und Heilquellenschutzgebieten (§ 53 WHG, § 94
NWG) dürfen keine WEA oder andere bauliche Anlagen sowie
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen er-
richtet und betrieben werden. Die Schutzzone I ist somit aus-
nahmslos von WEA (Fundament) freizuhalten.

In der Schutzzone II von Wasserschutzgebieten und Heil-
quellenschutzgebieten kommt die Errichtung von WEA auf-
grund der in der Regel geringen Fließstrecke oder Zeit/Ent-
fernung zur Wassergewinnungsanlage ebenfalls nur unter der
im Folgenden genannten Voraussetzung in Betracht. Eine Ge-
nehmigung von WEA ist gemäß § 52 Abs. 1 WHG nur auf An-
trag im Rahmen einer Einzelfallprüfung der zuständigen
unteren Wasserbehörde möglich, wenn diese zum Ergebnis
führt, dass das Vorhaben mit dem Schutzziel der jeweiligen
Wasserschutzgebietsverordnung vereinbar ist.

In der Schutzzone III von Wasserschutzgebieten und Heil-
quellenschutzgebieten sind WEA beschränkt zulässig. Durch
Auflagen, in begründeten Fällen auch Sicherheitsabstände
zur Schutzzone II, ist zu gewährleisten, dass keine nachteili-
gen Einwirkungen auf das geschützte Grundwasser zu besor-
gen sind. Als mögliche Standorte sollten bevorzugt die äu-
ßeren Bereiche der Schutzzone III oder die Schutzzone III B
betrachtet werden.

Auch außerhalb von Wasserschutzgebieten besteht eine
wasserrechtliche Anzeige- oder Erlaubnispflicht gemäß § 49
WHG, sofern die Errichtung einer WEA mit Arbeiten verbun-
den ist, die so tief in den Boden eindringen, dass sie sich un-
mittelbar oder mittelbar auf die Beschaffenheit des Grund-
wassers auswirken können.



Nds. MBl. Nr. 35/2021

1413

In festgesetzten Überschwemmungsgebieten (§ 76 Abs. 2
WHG, § 115 NWG) und in vorläufig gesicherten Überschwem-
mungsgebieten (§ 76 Abs. 3 WHG) ist die Planung und Errich-
tung von WEA untersagt (§ 78 Abs. 4 und 8 WHG) und kann
nur unter den Voraussetzungen des § 78 Abs. 5 und 8 WHG
als Ausnahmeentscheidung zulässig sein.

Gemäß § 61 BNatSchG ist die Errichtung von baulichen An-
lagen im Außenbereich an Bundeswasserstraßen und Gewäs-
sern erster Ordnung sowie an stehenden Gewässern mit einer
Größe von mehr als 1 ha im Abstand bis 50 m von der Ufer-
linie (gemessen vom Mastfuß) nicht zulässig. Abweichend da-
von kann auf Antrag unter den Voraussetzungen des § 61 Abs. 3
BNatSchG eine Ausnahme zugelassen werden.

Der gleiche Abstand (50 m gemessen vom Mastfuß) gilt
nach niedersächsischem Deichrecht zur landseitigen Grenze
eines Haupt-, Hochwasser- und Schutzdeiches. Die Deichbe-
hörde kann widerrufliche Ausnahmen genehmigen, wenn das
Verbot im Einzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtigten
Härte führen würde und die Ausnahme mit den Belangen der
Deichsicherheit vereinbar ist.

Nach § 31 WaStrG sind WEA am Ufer einer Bundeswasser-
straße dem Wasser- und Schifffahrtsamt anzuzeigen, da die
Errichtung, die Veränderung und der Betrieb von Anlagen am
Ufer einer Bundeswasserstraße einer strom- und schifffahrts-
polizeilichen Genehmigung bedarf, wenn durch die beabsich-
tigte Maßnahme eine Beeinträchtigung des für die Schifffahrt
erforderlichen Zustandes der Bundeswasserstraßen oder der
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs zu erwarten ist.

4.4 Bodenschutz
WEA an Land beanspruchen Böden für die Fundamentflä-

che, Zuwegung sowie die Anbindung mittels Erdkabeln an
das Stromnetz. Neben diesen dauerhaft in Anspruch genom-
menen Bodenflächen werden während der Errichtung weitere
Bodenflächen für die Montage und Materiallagerung genutzt.

Das BBodSchG stellt auf die nachhaltige Sicherung oder
Wiederherstellung der Bodenfunktionen ab. Bei Einwirkun-
gen auf den Boden sollen Beeinträchtigungen seiner natürli-
chen Funktionen sowie seiner Funktion als Archiv der Natur-
und Kulturgeschichte so weit wie möglich vermieden werden
(§ 1, § 2 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 BBodSchG).

Bodenschutzfachliche Anforderungen bestehen insbeson-
dere im Hinblick auf
— die Berücksichtigung von Böden entsprechend ihrer natür-

lichen Funktionen und der Archivfunktion i. S. von § 2
Abs. 2 Nrn. 1 und 2 BBodSchG sowie ihrer Empfindlichkeit
insbesondere gegenüber Verdichtung und Erosion, mögli-
cher Vorbelastungen und vorhandener Hintergrundwerte,

— die Ausschöpfung der Möglichkeiten zur Vermeidung von
Beeinträchtigungen, u. a. durch Beschränkung von Voll-
versiegelung, Vermeidung von Bodenverdichtungen durch
geeignete Vorkehrungen bei der Durchführung von Vorha-
ben (z. B. Anlage und Rückbau von Baustraßen, Nutzung
bestehender Zuwegungen, Abgrenzung von Lagerflächen).

Bei der Ausführung der Baumaßnahmen, die sowohl die Er-
richtung der Anlagen als auch die Zuwegung betreffen, sind
die Belange des Bodenschutzes gemäß § 4 Abs. 1 und 2 i. V. m.
§ 1 BBodSchG zu berücksichtigen. Bei allen Bodenarbeiten,
die der Sicherung, der Zwischenlagerung und der Wiederver-
wertung (einschließlich der Aufnahme aus der Zwischenla-
gerung) von Oberbodenmaterial dienen, sind gemäß § 12
BBodSchV die entsprechenden Vorgaben der DIN 18915 und
der DIN 19731 (insbesondere Nummern 7.2 und 7.3) einzu-
halten (vgl. § 12 BBodSchV, konkretisiert durch die „Vollzugs-
hilfe zu den Anforderungen an das Aufbringen und Einbringen
von Materialien auf oder in den Boden [§ 12 BBodSchV]“ vom
11. 9. 2002 der Bund/Länderarbeitsgemeinschaft Bodenschutz,
www.labo-deutschland.de).

Im Rahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung
ist bei der Errichtung von WEA das Schutzgut Boden zu be-
trachten, d. h. Bestand und Auswirkungen sind hinsichtlich
des Bodens und der Bodenfunktionen zu beschreiben und ent-
sprechende bodenbezogene Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men insbesondere zur Kompensation der Beeinträchtigung
der Bodenfunktionen durch die Versiegelung durchzuführen.

Die Bodenschutzbehörden i. S. des § 10 Abs. 1 NBodSchG
sind in allen Planungs- und Vorhabensphasen durch die ver-
fahrensführende Behörde zu beteiligen. Damit wird sicherge-
stellt, dass einerseits den Belangen des Bodenschutzes ange-
messen Rechnung getragen wird und dass andererseits Böden
besonderer Standorte (z. B. sulfatsaure Böden) abfallrechtlich
und bautechnisch angemessen berücksichtigt werden. Für die

Vorhabensphase des Rückbaus hat die Bodenschutzbehörde
dafür Sorge zu tragen, dass eine uneingeschränkte landwirt-
schaftliche Folgenutzung und eine weitgehende Wiederher-
stellung der Bodenfunktionen gemäß § 2 Abs. 2 BBodSchG
sichergestellt werden.

Sicherzustellen ist insbesondere beim Rückbau von Funda-
menten, dass stoffliche Bodenbeeinträchtigungen vermieden
werden und bei Arbeiten zur Zerlegung der Anlage keine
Schneidmassen in Boden und Umwelt gelangen. Der Rückbau
soll mittels Kran erfolgen; eine Fällung von WEA ist grund-
sätzlich nicht zulässig.

Die Zulassungsbehörde kann die Bauausführung auf pla-
nungs- und zulassungskonforme Umsetzung überwachen. Ge-
nerell wird empfohlen, die Belange des Bodenschutzes zur
Vermeidung schädlicher Bodenveränderungen auch auf land-
wirtschaftlich genutzten Flächen durch eine eigenständige
und in der Baupraxis bewährte bodenkundliche Baubeglei-
tung vertreten zu lassen. Das gilt insbesondere bei Vorkom-
men von empfindlichen Böden, wie z. B. organischen, sulfat-
sauren oder verdichtungsempfindlichen Böden. Als Grundlage
des fachkundigen baubegleitenden Bodenschutzes wird die
Anwendung der DIN 19639 empfohlen. So kann gewährleis-
tet werden, dass die in Planung und Zulassung festgelegten
Bodenschutzmaßnahmen umgesetzt werden.

4.5 Freileitungen
Die Abstände zwischen WEA und Freileitungen sowie das

Erfordernis von Schwingungsschutzmaßnahmen richten sich
nach DIN EN 50341-2-4 (VDE 0210-2-4:2019-09). 

4.6 Luftverkehrsrecht, Flugsicherungseinrichtungen
Bei der Planung, Genehmigung und Errichtung von WEA

sind luftverkehrsrechtliche Aspekte zu beachten.
Das Luftverkehrsrecht in Deutschland ist grundsätzlich

Bundesrecht. Lediglich die in § 31 Abs. 2 LuftVG genannten
Aufgaben werden von den Ländern in Bundesauftragsverwal-
tung unter Fachaufsicht des Bundes (Artikel 85 GG) ausge-
führt.

Die zivilen Luftfahrtbehörden (Land) und das Bundesamt
für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der
Bundeswehr (BAIUDBw) für den militärischen Luftverkehr
sind Ansprechpartner für die Einleitung der notwendigen
Überprüfungen.

Die Aufgabe der zivilen Luftfahrtbehörde wird durch die
Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr
(NLStBV), Dezernat 42, Göttinger Chaussee 76 A, 30453 Han-
nover wahrgenommen.

Militärische Luftfahrtbehörde ist das Luftfahrtamt der Bun-
deswehr (LufABw), Flughafenstraße 1, 51147 Köln.

Ansprechstelle als Träger öffentlicher Belange ist dabei al-
lein das BAIUDBw, Referat Infra l 3 (hoheitliche Aufgaben).
Voranfragen zu Windenergieprojekten können an die dort ein-
gerichtete E-Mail-Adresse windenergie@bundeswehr.org ge-
richtet werden.

Für Verfahren, in denen eine Zustimmung der Luftfahrtbe-
hörde nach § 14 LuftVG erforderlich ist werden die militäri-
schen flugbetrieblichen Belange zusätzlich durch das LufABw
Abteilung III, Referat 3 II e, gegenüber der DFS Deutsche Flug-
sicherung GmbH (DFS) vertreten. Für eine ggf. erforderliche
Erteilung einer Duldungsverfügung nach § 16 a LuftVG (z. B.
in Form einer Tag- und Nachtkennzeichnung einer WEA) ist
das LufABw Abteilung l, Referat 1 d, zuständig.

Das LuftVG erhebt je nach Standort und Höhe von WEA un-
terschiedliche formelle und materielle Anforderungen.

Im Sinne einer zügigen und effizienten Sachbearbeitung
wird empfohlen, die Luftfahrtbehörden möglichst frühzeitig
einzubinden.
4.6.1 Zustimmungspflichtige WEA

Nach § 13 BImSchG liegt die Prüfungs- und Letztentschei-
dungsbefugnis sämtlicher genehmigungsrelevanter Umstän-
de grundsätzlich bei der Immissionsschutzbehörde. Dies gilt
jedoch nicht für die Entscheidung der Luftfahrtbehörde nach
den §§ 12, 14 und 17 LuftVG, welche bei Vorliegen der dort
beschriebenen Gegebenheiten in einem Zustimmungsverfah-
ren eingeholt werden muss.

Das Zustimmungsverfahren ist ein besonderes verwaltungs-
internes Zwischenverfahren, das von der jeweiligen Genehmi-
gungsbehörde durch Ersuchen an die Luftfahrtbehörden
einzuleiten ist. Es kann sowohl bei der Errichtung von WEA
innerhalb als auch außerhalb von Bauschutzbereichen ein-
schlägig sein. Die Luftfahrtbehörden sind im eigenen Interesse
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angehalten, an sie gerichtete Ersuchen schnellstmöglich zu
behandeln und unmittelbar an die zuständigen Stellen weiter-
zuleiten.

Die Zustimmung darf nur zur Abwehr von Gefahren für die
Sicherheit des Luftverkehrs (§ 29 Abs. 1 Satz 1 LuftVG), die
aus dem Standort der beantragten WEA im beschränkten oder
unbeschränkten Bauschutzbereich und der Auswirkungen
auf den hier operierenden konkreten Luftverkehr (§§ 12, 17
LuftVG) oder aus der Höhe der geplanten WEA und der Aus-
wirkungen auf den konkreten Streckenflugverkehr (§ 14 LuftVG)
resultieren, versagt werden. Eine Zustimmungsversagung aus
anderen Gründen, insbesondere solche, die dem Anwendungs-
bereich des § 18 a LuftVG unterfallen ist nicht zulässig (Ver-
waltungsgericht Aachen, Urteil vom 24. 7. 2013 — 6 K 248/09).
Wird die Zustimmung rechtmäßig versagt, hat die Genehmi-
gungsbehörde keine Möglichkeit die beantragte Genehmigung
zu erteilen; sie ist verpflichtet den Antrag aufgrund der ver-
sagten Zustimmung abzulehnen. Die Genehmigungsbehörde
kann in diesem Fall jedoch auf Anfrage des Antragstellers die
sonstige Genehmigungsfähigkeit des Vorhabens prüfen und
das Ergebnis im Rahmen des Ablehnungsbescheides mitteilen.

Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn sie nicht binnen zwei
Monaten nach Eingang des vollständigen Antrags bei der Luft-
fahrtbehörde gegenüber der Genehmigungsbehörde ausdrück-
lich unter Angabe der Gründe verweigert wird (§ 12 Abs. 2
Satz 2 LuftVG ggf. i. V. m. § 14 Abs. 1 LuftVG).

Unter der Voraussetzung, dass die fachliche Beurteilung in-
nerhalb dieser Frist wegen des Ausmaßes der erforderlichen
Prüfungen nicht möglich ist, kann die Genehmigungsbehörde
die Frist im Benehmen mit dem Bundesaufsichtsamt für Flug-
sicherung (BAF) angemessen verlängern.

Die luftverkehrsrechtliche Zustimmung kann davon abhän-
gig gemacht werden, dass die Genehmigung unter Auflagen
erteilt wird.
4.6.2 Nicht zustimmungspflichtige WEA

Auch WEA, die nicht der Zustimmungspflicht der §§ 12,
14, 17 LuftVG unterfallen, können unter Berücksichtigung ih-
res genauen Standortes, der Anlagenparameter, des konkreten
Flugbetriebes usw. die Sicherheit des Luftverkehrs beein-
trächtigen. Die Luftfahrtbehörde gibt im Genehmigungsver-
fahren für eine derartige WEA innerhalb der immissions-
schutzrechtlichen Monatsfrist eine Stellungnahme ab (§ 11
der 9. BImSchV), ob eine solche Beeinträchtigung zu erwarten
und ggf. eine Kennzeichnung als Luftfahrthindernis erforder-
lich ist. Die luftfahrtbehördliche Stellungnahme für nicht zu-
stimmungspflichtige WEA ist für die Genehmigungsbehörden
nicht bindend.
4.6.3 Flugsicherungseinrichtungen

Nach § 18 a Abs. 1 Satz 1 LuftVG dürfen Bauwerke nicht er-
richtet werden, wenn dadurch Flugsicherungseinrichtungen
gestört werden können. Das Bundesaufsichtsamt für Flugsi-
cherung entscheidet auf der Grundlage einer gutachterlichen
Stellungnahme der Flugsicherungsorganisation, ob durch die
Errichtung der Bauwerke Flugsicherungseinrichtungen ge-
stört werden können. Die Möglichkeit einer Störung ist nach
der Rechtsprechung des BVerwG dargetan, wenn die entspre-
chenden Annahmen in der von § 18 a Abs. 1 Satz 2 LuftVG
vorgesehenen gutachterlichen Stellungnahme der DFS und
der darauf gestützten Entscheidung des Bundesaufsichtsamtes
für Flugsicherung, denen das Gesetz zwar keine Richtigkeits-
gewähr, wohl aber einen im Vergleich mit anderen behördli-
chen Gutachten und Entscheidungen hervorgehobenen Stel-
lenwert beimisst, wissenschaftlichen Ansprüchen genügen
und durch wissenschaftliche Gegenpositionen in ihren Grund-
annahmen, ihrer Methodik und ihren Schlussfolgerungen je-
denfalls nicht substanziell in Frage gestellt werden (BVerwG,
Urteil vom 7. 4. 2016 — 4 C 1/15, NVwZ 2016, 1247). 

Die Immissionsschutzbehörde kann die Möglichkeit einer
Störung prüfen. Sie entscheidet aber nicht darüber, ob durch
die Errichtung von Bauwerken Flugsicherungseinrichtungen
gestört werden können. Die Immissionsschutzbehörde unter-
richtet vor ihrer Entscheidung über einen Genehmigungsan-
trag das BAF und die Flugsicherungsorganisation über be-
gründete Zweifel an der Möglichkeit einer bauwerksbedingten
Störung oder an der Erfüllung der Anforderungen des BVerwG.

Das BAF hat auf Grundlage von § 18 a Abs. 1 a LuftVG von
den Empfehlungen der internationalen Zivilluftfahrtorganisa-
tion (ICAO, EUR Doc 015, Europäisches Anleitungsmaterial zum
Umgang mit Anlagenschutzbereichen) abweichende Anlagen-
schutzbereiche festgelegt, die bis auf Weiteres verbindlich sind
(BAnz AT 03.07.2017 B8). Danach betragen die Prüfradien für
Doppler-Drehfunkfeuer (DVOR) und konventionelle Drehfunk-

feuer (CVOR) 15 km mit Ausnahme des DVOR Hamburg
(HAM-VOR: Prüfradius 10 km). Innerhalb dieser Radien ist es
durch eine Einzelfallprüfung der Flugsicherung jedoch mög-
lich, dass WEA ggf. doch errichtet werden können. 

Auf Grundlage neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse, die
in den Forschungsprojekten WERAN und WERAN plus ge-
wonnen wurden, wurde eine verbesserte Berechnungsmetho-
de zur Prognose der Störwirkung von WEA auf Funksignale
von Doppler-Drehfunkfeuern (DVOR) entwickelt. Die neue
Berechnungsformel wird seit 1. 6. 2020 angewendet11). Es ist
davon auszugehen, dass nach der neuen Berechnungsmetho-
de, die das Störpotenzial realistischer, d. h. im Vergleich zur
bisherigen Methode merklich niedriger kalkuliert, mehr Ge-
nehmigungsanträge im Umfeld von DVOR-Anlagen positiv
beschieden werden können — zumindest in Hinblick auf Be-
lange der Flugsicherung. Dies gilt insbesondere für Anlagen in
Entfernungen ab 10 km.

Die zivilen Luftfahrtbehörden unterrichten das BAF, wenn
sie von der Planung von WEA an Standorten innerhalb von
Bereichen von Flugsicherungseinrichtungen Kenntnis erhalten.
Die Luftfahrtbehörden selbst nehmen in diesem Zusammen-
hang keine materiell inhaltliche Prüfung vor. Sie sind ange-
halten, die ihrerseits notwendigen Unterrichtungen schnellst-
möglich vorzunehmen. Ob eine Störung zu erwarten ist, ent-
scheidet das BAF auf der Grundlage einer gutachterlichen
Stellungnahme der Flugsicherungsorganisation.

Für WEA im Anlagenschutzbereich von Militärflugplätzen
werden alle o. g. Aufgaben gemäß § 30 Abs. 2 LuftVG von mi-
litärischen Dienststellen wahrgenommen (siehe Nummer 4.6).
Das BAIUDBw — Referat Infra I 3 — entscheidet auf der
Grundlage einer gutachterlichen Stellungnahme des LufABw
— Referat 3 II e.

Das BAF oder die zuständigen militärischen Dienststellen
informieren die Genehmigungsbehörde, sobald sie über die
Entscheidung durch die Flugsicherungsorganisation in Kennt-
nis gesetzt werden.

Angesichts der Konzentrationswirkung des § 13 BImSchG
liegt die Prüfungs- und Letztentscheidungsbefugnis sämtli-
cher genehmigungsrelevanter Umstände grundsätzlich bei der
Immissionsschutzbehörde. Dies gilt jedoch nicht für die Ent-
scheidung des BAF bzw. der Bundeswehr nach § 18 a Abs. 1
Satz 2 LuftVG. Deren Entscheidung gilt als verwaltungsinter-
ne, bindende fachrechtliche Maßnahme, die nach § 6 Abs. 1
Nr. 2 BImSchG unmittelbar auch von der Immissionsschutz-
behörde zu beachten ist (vgl. OVG Lüneburg, Urteil vom
3. 12. 2014 — 12 LC 30/12, Rn. 81 ff. [83]).

Großraumradaranlagen sind keine Flugsicherungsanlagen
i. S. des § 18 a LuftVG, jedoch Radaranlagen i. S. des § 35
Abs. 3 Satz 1 Nr. 8 BauGB.

4.7 Belange des Flugbetriebes der Bundeswehr
Nach § 30 Abs. 2 LuftVG nehmen in den Fällen der §§ 12,

13 und 15 bis 19 LuftVG (nicht auch für § 14 LuftVG, für des-
sen Anwendung die zivile Luftfahrtbehörde allein zuständig
bleibt) die Dienststellen der Bundeswehr für ihren Dienstbe-
reich die o. g. Aufgaben der Luftfahrtbehörden und Flugsiche-
rungsorganisationen wahr (siehe Nummer 4.6). In diesen
Fällen gelten die obigen Ausführungen entsprechend.

Neben WEA, die innerhalb von Bauschutzbereichen militä-
rischer Flugplätze sowie innerhalb von Schutzbereichen mili-
tärischer Flugsicherungseinrichtungen geplant werden, kön-
nen WEA auch mit militärischem Flugbetrieb in niedrigen
Flughöhen in Konflikt geraten. Für militärische Tiefflüge gel-
ten keine normativen Einschränkungen, nachdem die natio-
nale Regelung des § 30 Abs. 1 Satz 3 LuftVG durch die
Durchführungsverordnung (EU) Nr. 923/2012 der Kommission
vom 26. 9. 2012 zur Festlegung gemeinsamer Luftverkehrsre-
geln und Betriebsvorschriften für Dienste und Verfahren der
Flugsicherung und zur Änderung der Durchführungsverord-
nung (EG) Nr. 1035/2011 sowie der Verordnungen (EG) Nr.
1265/2007, (EG) Nr. 730/2006, (EG) Nr. 1033/2006 und (EU)
Nr. 255/2010 (ABl. EU Nr. L 281 S. 1; 2013 Nr. L 145 S. 38;
2015 Nr. L 37 S. 24, Nr. L 214 S. 28), zuletzt geändert durch
Durchführungsverordnung (EU) 2020/1177 der Kommission
vom 7. 8. 2020 (ABl. EU Nr. L 259 S. 12) (Anhang SERA.5005,
Buchst. f) ersetzt worden ist. Sie finden regelmäßig statt im
Nachttiefflugsystem und in besonders festgelegten Gebieten
sowie Korridoren für Hubschrauber.

11) Die Forschungsarbeiten werden mit Blick auf konventionelle Dreh-
funkfeuer (CVOR) fortgeführt, um auch für diese eine verbesserte
Berechnungsmethode zu entwickeln. Mit Ergebnissen rechnet das
BAF für Anfang 2021.
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4.7.1 Nachttiefflugsystem und Hubschraubertiefflugstrecken
der Bundeswehr

Das Nachttiefflugsystem für Jet-Tiefflug wurde von der
Bundeswehr gemeinsam mit dem damaligen Bundesministe-
rium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, den Landesre-
gierungen und der Flugsicherungsorganisation entwickelt.
Bereits in der Planungsphase späterer Festsetzungs- oder Ge-
nehmigungsverfahren für Windenergieprojekte können kon-
krete Aussagen über die Vereinbarkeit mit dem Nachttiefflug-
system getroffen werden. Die Bundeswehr stellt Daten und
Karten des Nachttiefflugsystems im Portal Luftfahrtveröffent-
lichungen unter www.milais.org im Internet zur Verfügung.
Ab einer Bauhöhe von 213 m über Grund ist das Nachttief-
flugsystem betroffen.

Tiefflugstrecken für Hubschrauber unterliegen der militäri-
schen Geheimhaltung und werden nicht bekannt gegeben.
Zuständige Planungs- und Genehmigungsbehörden erhalten
bei Bedarf die sie betreffenden Ausschnitte.

4.8 Hinderniskennzeichnung

WEA sind als Luftfahrthindernisse zu kennzeichnen, wenn
eine Höhe von 100 m über Grund oder über der Wasserober-
fläche überschritten wird. Art und Umfang der Kennzeich-
nung richten sich nach der Allgemeinen Verwaltungsvor-
schrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen vom
24. 4. 2020 (BAnz AT 30.04.2020 B4) in der jeweils geltenden
Fassung. Dabei ist seit 1. 7. 2020 die Ausstattung von WEA
mit Einrichtungen zur bedarfsgesteuerten Nachtkennzeich-
nung von Luftfahrthindernissen nach § 9 Abs. 8 EEG 2021
verpflichtend. Die Einrichtungen müssen dabei den Anforde-
rungen des Anhang 6 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift
zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen genügen. Die
Überwachung in Bezug auf die Hinderniskennzeichnung ob-
liegt den unteren Bauaufsichtsbehörden. Im Rahmen der ge-
setzlichen Zulässigkeit sollte eine Kennzeichnung verwendet
werden, die vom Boden aus betrachtet möglichst unauffällig
ist und die Gefährdung von Zugvögeln minimiert.

4.9 Windenergieanlagen und Wetterbeobachtung durch den
Deutschen Wetterdienst (DWD)

Der DWD betreibt zur Erfüllung seines gesetzlichen Auf-
trags (§ 4 DWD-Gesetz) ein umfangreiches Messnetz zur Erfas-
sung der meteorologischen Größen. Ein wesentlicher Bestand-
teil ist hierbei der aus vier Systemen bestehende Windprofi-
lerverbund des DWD (Standorte: Lindenberg [BB], Ziegendorf
[MV], Nordholz [NI] und Bayreuth [BY]) sowie der 17 Systeme
umfassende, deutschlandweite Niederschlagsradar- oder Wet-
terradarverbund.

Der DWD ist als Träger öffentlicher Belange im Rahmen der
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren für den
Bau und Betrieb von WEA gemäß § 11 der 9. BImSchV zu be-
teiligen (Deutscher Wetterdienst, Frankfurter Straße 135, 63067
Offenbach). Der DWD ist zudem gehalten, insbesondere durch
die Angabe der Koordinaten von Messanlagen und der voraus-
sichtlich erforderlichen Schutzzonen Standortplanungen für
WEA bereits in einem frühen Stadium zielgerichtet zu unter-
stützen. Im Genehmigungsverfahren ist u. a. zu prüfen, ob
dem konkreten Vorhaben an dem vorgesehenen Standort im
Außenbereich der öffentliche Belang der Störung der Funkti-
onsfähigkeit von Radaranlagen gemäß § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 8
BauGB entgegensteht. Diese Prüfung erfolgt in zwei Schritten:
Zunächst wird ermittelt, ob das Vorhaben zu einer Störung
der Funktionsfähigkeit einer Wetterradaranlage führen würde,
Nicht jede Beeinflussung einer derartigen Anlage ist bereits
als Störung zu qualifizieren. Eine Störung setzt vielmehr vor-
aus, dass die technische Funktion der Anlage in einem Maß
beeinträchtigt wird, das sich auf die Aufgabenerfüllung des Be-
treibers auswirkt (BVerwG, Urteil vom 22. 9. 2016 — 4 C 2.16).
Ist das Vorliegen einer Störung der Funktionsfähigkeit einer
Radaranlage zu bejahen, so ist anschließend zu prüfen, ob die-
ser Belang und etwaige weitere öffentliche Belange dem Vor-
haben i. S. von § 35 Abs. 1 BauGB entgegenstehen. Dies ist
durch eine sog. „nachvollziehende Abwägung“ zu ermitteln,
d. h., die vorgegebenen gesetzlichen Wertungen des § 35 BauGB
werden auf den konkreten Fall umgesetzt und es wird festge-
stellt, ob in diesem Fall das Vorhaben oder die unbeeinträch-
tigte Funktionsfähigkeit der Wetterradaranlage Vorrang hat.
Bei dieser Abwägung ist insbesondere die Privilegierung des
Vorhabens im Außenbereich und ein Angewiesensein auf ei-
nen bestimmten Standort auf der einen Seite sowie die Aus-
wirkung des Vorhabens auf das Gesamtsystem und die Auf-
gabenwahrnehmung des DWD auf der anderen Seite von Be-
deutung.

4.10 Denkmalschutz
WEA dürfen in der Umgebung eines Baudenkmals nicht er-

richtet, geändert oder beseitigt werden, wenn dadurch das Er-
scheinungsbild des Baudenkmals beeinträchtigt wird (§ 8
Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz — im Folgenden:
NDSchG —).

Die Prüfung, ob ein angrenzendes Bauvorhaben zu einer Be-
einträchtigung des Denkmals i. S. des § 8 NDSchG führt, ob-
liegt der unteren Denkmalschutzbehörde, das heißt den
Gemeinden, denen die Aufgaben der unteren Bauaufsichtsbe-
hörde obliegt, im Übrigen den Landkreisen (§ 19 NDSchG).

In jedem Fall muss durch die zuständige Denkmalschutzbe-
hörde geprüft werden, ob ein Bodendenkmal durch das Vor-
haben betroffen ist. Sofern eine solche Betroffenheit vorliegt,
ist eine Grabungsgenehmigung gemäß § 13 NDSchG zu bean-
tragen. Die entstehenden Kosten für Untersuchung, Bergung
und Dokumentation sind vom Antragsteller zu tragen.

Ein Eingriff in ein Kulturdenkmal (Baudenkmale, Boden-
denkmale, bewegliche Denkmale und Denkmale der Erdge-
schichte gemäß § 3 NDSchG) kann gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 2
NDSchG genehmigungsfähig sein, soweit in der Abwägung
ein öffentliches Interesse anderer Art, zum Beispiel der Ein-
satz erneuerbarer Energien, das Interesse an der unveränder-
ten Erhaltung des Kulturdenkmals überwiegt und den Eingriff
zwingend verlangt. Denkmalrechtliche Genehmigungen sind
gemäß § 10 NDSchG dann erforderlich, wenn ein Kulturdenk-
mal durch die geplanten Maßnahmen erheblich beeinträchtigt
oder zerstört wird.

Entsprechend der Vorgaben des UNESCO-Übereinkom-
mens zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt sowie
§ 2 Abs. 3 NDSchG kommt den Stätten des UNESCO-Weltkul-
turerbes ein besonderer Schutz zu.

Der Bewertung der Denkmalschutzbehörde bezüglich der
Beeinträchtigung durch eine geplante WEA kommt für die im-
missionsschutzrechtliche Genehmigungsbehörde keine recht-
liche Bindungswirkung zu. Sie ist bei der Abwägung der un-
terschiedlichen öffentlichen Belange angemessen zu berück-
sichtigen.
4.11 Bergbauliche Anlagen zur Erdöl- und Erdgasgewinnung,

Ferngas- und Mineralölfernleitungen sowie das seismi-
sche Ortungsnetzwerk des Bergschadenkundlichen Be-
weissicherungssystems 

Bei der Errichtung von WEA sind Schutzanforderungen be-
stehender Anlagen der Erdöl-, Erdgas- und Untergrundspei-
cherindustrie (oberirdische Betriebsanlagen, unterirdisch ver-
legte Feldleitungen, seismisches Ortungsnetzwerk) zu beach-
ten. Die Rundverfügung des LBEG „Abstand von Windkraftan-
lagen (WEA) zu Einrichtungen des Bergbaus“ enthält Hinweise
für die Bestimmung anlagenbezogener Sicherheitsabstände,
deren Einhaltung einen sicheren Betrieb der bergbaulichen
Einrichtungen sowie der Transportfernleitungen gewährleis-
ten soll. Sicherheitsabstände sind im Einzelfall durch fachgut-
achterliche Beurteilung zu konkretisieren. Bei WEA, die zu
den Messstationen des seismischen Ortungsnetzwerkes (siehe
Anlage 3) einen Abstand von 5 km unterschreiten, ist das LBEG
zu beteiligen.

Als Träger öffentlicher Belange ist das LBEG im Rahmen
des Genehmigungsverfahrens zu beteiligen, sobald bergbauli-
che Anlagen zur Erdöl- und Erdgasgewinnung oder Unter-
grundspeicherung sowie Ferngas- und Mineralölfeldleitungen
oder das seismische Ortungsnetzwerk des Bergschadenkund-
lichen Beweissicherungssystems betroffen sein könnten (vgl.
Nummer 3.5.2.2).
4.12 Seismische Messsysteme

Im Rahmen der Planung von WEA ist der Betrieb von seis-
mischen Stationen zu berücksichtigen (siehe Anlage 3). Bei
WEA, die zu bestehenden Messstationen einen Abstand von
5 km unterschreiten, ist der jeweilige Betreiber des betroffe-
nen Messnetzes zu beteiligen.

Als Träger öffentlicher Belange ist das LBEG (Niedersächsi-
scher Erdbebendienst) bzw. die Bundesanstalt für Geowissen-
schaften und Rohstoffe (BGR) im Rahmen des Genehmigungs-
verfahrens zu beteiligen, sobald seismische Messsysteme in
Niedersachsen betroffen sein könnten (vgl. Nummer 3.5.2.2)
4.13 Einrichtungen zur Waldbrandvorsorge

Zur Waldbrandvorsorge wird in der waldbrandgefährdeten
Region des Ostniedersächsischen Tieflandes (betroffene Land-
kreise siehe Nummer 3.5.3.5) das Automatisierte Waldbrand-
Früherkennungssystem (AWFS) betrieben, welches mittels
hochauflösender Kameras eine flächendeckende Überwa-
chung sicherstellt. Das AWFS und etwaige Funkstrecken für
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das System dürfen durch den geplanten Betrieb der WEA
nicht erheblich eingeschränkt werden. Eine erhebliche Ein-
schränkung liegt vor, wenn es durch den Betrieb der WEA
wiederholt zu Alarmmeldungen kommen würde, die ihre Ur-
sache in der Luftverwirbelung durch die Rotorblätter haben,
oder die Standortdichte der WEA so groß wäre, dass die Kon-
turen dahinterliegender Waldflächen für das AWFS nicht
mehr in ausreichender Genauigkeit zu erkennen sind. Dar-
über hinaus darf die für die Datenübertragung notwendige
Funkverbindung nicht beeinträchtigt werden. Die Ausübung
der Überwachung muss nicht gänzlich ausgeschlossen sein, es
reicht bereits die zeitweise Störung. Ob eine erhebliche Beein-
trächtigung des AWFS zu erwarten ist, ist durch einen von der
für den Betrieb des AWFS zuständigen Behörde (ML) be-
stimmten Gutachter zu prüfen. Sofern eine erhebliche Beein-
trächtigung zu erwarten ist, müssen im Gutachten die
Maßnahmen genannt werden, die geeignet sind, die Funkti-
onsfähigkeit (z. B. Installation einer weiteren Kamera oder
Funkstation) wiederherzustellen. Diese Maßnahmen sind als
Auflage in den Genehmigungsbescheid aufzunehmen. Kommt
es zu einer Einschränkung, so ist diese auf Kosten des Betrei-
bers zu kompensieren. Die Ausführung der dargestellten Maß-
nahmen und die Gewährleistung der Funktionalität während
der gesamten WEA-Betriebsdauer sind durch den Betreiber si-
cherzustellen. 

Anlage 1

Flächenpotenzialanalyse
Mithilfe des Geoinformationssystems des MU wurden Flä-

chenpotenziale für die Windenergienutzung für Niedersach-
sen und für die einzelnen Regionalplanungsräume ermittelt.
Die jeweilige Fläche ergibt sich zunächst durch Abzug der so-
genannten harten Tabuzonen (vgl. Anlage 2) von der Gesamt-
fläche des jeweiligen Planungsraumes. Ferner sind Industrie-
und Gewerbegebietsflächen, sämtliche FFH-Gebiete sowie

waldbelegte Flächen — obwohl diese nicht zwingend zu den
harten Tabuzonen zählen — nicht in den ermittelten Flächen
enthalten. Eine Windenergienutzung auf diesen Flächen ist
unter gewissen Konstellationen zwar möglich, aber nicht voll-
umfänglich.

Vorranggebiete Rohstoffgewinnung/-sicherung Torf sind bei
der Bestimmung der Flächenpotenziale nicht generell ausge-
schlossen. Da der Torfabbau im Vergleich mit anderen Roh-
stoffabbauten in geringerer Mächtigkeit erfolgt und auch vom
Flächenzuschnitt her eher flexibler ist als z. B. eine Nassaus-
kiesung, steht er einer Nutzung durch Windenergie grund-
sätzlich nicht im gleichen Maße entgegen. Insbesondere wenn
bzw. soweit der Rohstoff vollständig ausgebeutet wurde. 

Die verschiedenen Gebietskategorien sind entsprechend der
in der Tabelle Flächenpotenzialanalyse dargestellten Daten-
quellen berücksichtigt.

Auf dieser Grundlage ergeben sich landesweite Flächenpo-
tenziale in einer Größenordnung von 19,91 % der Landesflä-
che (949.911 ha)12). Angesichts unterschiedlicher regionaler
Gegebenheiten sind die Flächenpotenziale nicht gleichmäßig
über sämtliche Regionalplanungsräume verteilt.

Auf den errechneten Flächen werden regelmäßig weitere
konkurrierende Nutzungs- oder Schutzbelange bestehen, die
im Rahmen der Planung — ggf. in Form geeigneter weicher
Tabuzonen — zu berücksichtigen sind. Stellen die Planungs-
träger insgesamt mindestens 7,05 % der errechneten Flächen
für die Windenergienutzung bereit, würde der für die Realisie-
rung des energiepolitischen Landeszieles bis 2030 insgesamt
erforderliche Flächenbedarf von mindestens 1,4 % der Lan-
desfläche (vgl. Nummer 1.2 sowie 2.13) erreicht. 

Es ist nicht von vornherein ausgeschlossen, dass lokal spe-
zifischere oder aktuellere Informationen zu bestehenden har-
ten Tabuzonen vorhanden sind. 

12) Stand der Berechnung: März 2020.

Tabelle — Flächenpotenzialanalyse

13) Bei der Berechnung wurde von WEA mit 200 m Gesamthöhe ausgegangen.

Gebietskategorien Quelle Abzug von
Planungsraumfläche

Pufferbreite (m)
(Abzug von

Planungsraumfläche)

N
at

u
r 

u
n

d 
La

n
ds

ch
af

t,
 U

m
w

el
t

Nationalpark Kartenserver ja

Naturschutzgebiet Kartenserver ja

Biosphärenreservatsgebiet Kartenserver ja

Natura 2000 Gebiete Kartenserver ja

Vogelschutzgebiete Kartenserver ja

FFH-Gebiet Kartenserver ja

Wald ATKIS ja

stehende Gewässer w 1 ha ATKIS ja 5013)

Gewässer 1. Ordnung ATKIS ja 5013)

Hochwasserdeiche NLWKN ja 5013)

Heilquellenschutzgebiete, Trinkwasserschutzgebiete
(Zonen 1 und 2)

Kartenserver ja

In
fr

as
tr

u
k

tu
r

BAB (fiktive Fläche 40 m) ATKIS ja 4013)

Bundesstraßen, Landes- und Kreisstraßen
(fiktive Fläche 20 m)

ATKIS ja 2013)

Truppenübungsplätze ATKIS ja

Flächen des Flugverkehrs ATKIS ja

Freileitungen ATKIS ja

Bundeswasserstraßen (siehe Gewässer I. Ordnung) ATKIS ja 5013)

Schienenverkehr (fiktive Fläche 10 m) ATKIS ja nein

Si
ed

lu
n

g

Allgemeine und reine Wohngebiete ATKIS ja 40013)

Einzelwohngebäude und Splittersiedlungen ALKIS /ATKIS

Campingplätze ATKIS

Gewerbe- und Industriegebiete ATKIS ja

Rohstoffgewinnungs-/-sicherungsgebiete ohne Torf LROP ja
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Anlage 2

Überblick zu harten Tabuzonen
Grundsätzlich obliegt es dem Plangeber, die Auswahl der harten Tabuzonen, wie auch der weichen Tabuzonen, für den jeweili-

gen Planungsraum vorzunehmen. Diese Anlage gibt einen Überblick über die harten Tabuzonen, die nach derzeitiger Sach- und
Rechtslage als solche anerkannt sind. Dies ersetzt die eigenständige Ermittlung von harten und weichen Tabuzonen, auch vor dem
Hintergrund sich weiter entwickelnder Rechtsprechung, durch den Plangeber nicht.

1. Siedlung

14) Die harte Tabuzone entspricht der 2-fachen Anlagengesamthöhe (H), gemessen ab Mastfußmitte. Der Planung muss eine Referenzanlage zugrunde
gelegt werden.

2. Infrastruktur15)

15) Abstände in der zeichnerischen Darstellung sind im Maßstab 1 : 50 000 teilweise nicht darstellbar (textliche Auseinandersetzung/Hinweise in der
Begründung).

Kriterium Harte Tabuzone Begründung/Hinweis zu den harten Tabuzonen

Siedlungsbereich mit Wohnnutzung
(§§ 30, 34 BauGB)

nachbarliches Rücksichtnahmegebot nach § 35 Abs. 3 Satz 1 BauGB, 
„optisch bedrängende Wirkung“ 
(OVG NRW, Beschluss vom 24. 6. 2010 — 8 A 2764/09; 
OVG Lüneburg, Urteil vom 13. 7. 2017 — 12 KN 206/15)

Fläche: ja

Abstand (m): 2 H14) Zur sachgerechten Ermittlung des erforderlichen Abstandes ist es 
auf Planungsebene ausreichend, ausgehend von den maßgeblichen 
Parametern einer der Planung zugrunde gelegten Referenzanlage 
(Höhe, Emissionen etc.) anhand von Erfahrungswerten zu ermitteln 
und auf dieser Grundlage zu entscheiden, ob der Realisierung von 
WEA auf den betreffenden Flächen auf unabsehbare Zeit rechtliche 
oder tatsächliche Hindernisse i. S. des § 1 Abs. 3 BauGB im Wege 
stehen (vgl. OVG Lüneburg, Urteil vom 13. 7. 2017 — 12 KN 206/15, 
Rn. 34). In der Rechtsprechung ist ein derartig pauschaler Abstand 
der zweifachen Anlagenhöhe als harte Tabuzone anerkannt. 

Einzelhäuser und Splittersiedlungen
im Außenbereich (§ 35 BauGB)

Nachbarliches Rücksichtnahmegebot nach § 35 Abs. 3 Satz 1 
BauGB, „optisch bedrängende Wirkung“ (OVG NRW, 8 A 2764/09; 
OVG Lüneburg — 12 KN 206/15)

Fläche: ja

Abstand (m): 2 H14) s. o.

Wochenendhaus-, Ferienhaus und
Campingplatzgebiete

Nachbarliches Rücksichtnahmegebot nach § 35 Abs. 3 Satz 1 BauGB, 
„optisch bedrängende Wirkung“ 
(OVG NRW, 8 A 2764/09; OVG Lüneburg — 12 KN 206/15)

Fläche: ja

Abstand (m): 2 H14) s. o.

Kriterium Harte Tabuzone Begründung/Hinweis zu den harten Tabuzonen

Bundesautobahnen Anbauverbotszone nach § 9 FStrG

Fläche/Trasse: ja

Abstand (m): 40 

Bundes-, Landes- und Kreisstraßen Anbauverbotszone nach § 9 FStrG oder § 24 NStrG

Fläche/Trasse: ja

Abstand (m): 20

Gleisanlagen und Schienenwege

Fläche/Trasse: ja

Abstand (m):

Bundeswasserstraßen Freihaltung von Gewässern und Uferzonen nach § 61 BNatSchG

Fläche/Trasse: ja

Abstand (m): 50

Hoch- und Höchstspannungsleitungen ja

Fläche/Trasse: ja

Abstand (m): Einzelfall Vgl. Nummer 4.5 des Windenergieerlasses
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3. Luftverkehr

4. Militärische Anlagen

Kriterium Harte Tabuzone Begründung/Hinweis zu den harten Tabuzonen

Flugplätze Fläche steht aus tatsächlichen Gründen für die Windenergie-
nutzung nicht zur Verfügung. 
In diesem Zusammenhang sind die Vorschriften über Bauschutz-
bereiche gemäß §§ 12 bis 18 LuftVG zu beachten. Die dort benann-
ten Schutzbereiche bedeuten nicht, dass grundsätzlich nicht gebaut 
werden darf. Es bedeutet, dass die Errichtung von Bauwerken in 
diesen Bereichen unter einem luftrechtlichen Zustimmungsvorbe-
halt steht. § 22 LuftVO und die „Gemeinsamen Grundsätze des Bun-
des und der Länder für die Anlage und den Betrieb von Flugplätzen 
für Flugzeuge im Sichtflugbetrieb“ (NfL I-92/13) konkretisieren die 
unbestimmten Rechtsbegriffe aus dem Luftverkehrsrecht über die 
Gewährleistung der Sicherheit im Flugplatzverkehr. Im Bereich der 
Platzrunden sollen keine Hindernisse vorhanden sein und der Min-
destabstand von 400 m zum Gegenanflug von Platzrunden und/oder 
850 m zu den anderen Teilen von Platzrunden (inklusive Kurven-
teilen) sollte nicht unterschritten werden.

Fläche: ja

Abstand (m): Einzelfall

Drehfunkfeuer der Flugsicherung Nach § 18 a Abs. 1 Satz 1 LuftVG  dürfen WEA nicht errichtet 
werden, wenn dadurch Flugsicherungseinrichtungen gestört 
werden können; hierüber entscheidet das BAF. Soweit die Ent-
scheidung des BAF negativ ausfällt (Bauverbot), ist die Errichtung 
unzulässig (BVerwG, Urteil vom 7. 4. 2016 — 4 C 1/15).
Harte Tabuzone, nur sofern entsprechende negative Entscheidung 
des BAF für eine Fläche (d. h. unabhängig von Anlagen-/Parkkon-
figuration) vorliegt.

Fläche: Einzelfall

Abstand (m): Einzelfall

Kriterium Harte Tabuzone Begründung/Hinweis zu den harten Tabuzonen

Militärflugplätze

Fläche ja Fläche steht aus tatsächlichen Gründen für die Windenergie-
nutzung nicht zur Verfügung. 

Abstand (m): Einzelfall s. o. Flugplätze

Statische 
Hubschraubertiefflugstrecken

§ 14 LuftVG und § 35 BauGB (unbenannter öffentlicher Belang
gemäß § 35 Abs. 3 BauGB). Das Bundesamt für Infrastruktur, 
Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr (BAIUDBw, 
Fontainengraben 200, 53123 Bonn) ist zu beteiligen. Ergibt die Be-
teiligung, dass in einem bestimmten Gebiet aus Sicht des BAIUDBw 
die Errichtung von WEA unter keinen Umständen in Betracht 
kommt hat der Plangeber von einer harten Tabuzone auszugehen. 
(vgl. OVG Lüneburg, Urteil vom 13. 11. 2019 — 12 LB123/19). 
Klarstellung: Hubschraubertiefflugstrecken sind nicht mit dem 
Nachttiefflugsystem der Bundeswehr gleichzusetzen.

Fläche: Einzelfall, 
in der Regel ja

Abstand (km): Einzelfall

Militärische Liegenschaften

Fläche: Einzelfall Fläche steht ggf. aus tatsächlichen Gründen für die Windenergie-
nutzung nicht zur Verfügung. 

Abstand (km): Einzelfall

Militärische Produktenfernleitungen

Fläche: Einzelfall Fläche der Produktenfernleitung steht aus tatsächlichen Gründen 
für die Windenergienutzung nicht zur Verfügung.

Abstand (km): Einzelfall Es liegt regelmäßig ein Schutzstreifen (5 m beiderseits der Leitungs-
mittelachse) vor. Baumaßnahmen im Schutzstreifen sind nur mit 
Zustimmung der Bundeswehr gestattet. Sofern seitens der Bundes-
wehr weitergehende Abstandsforderungen erhoben werden, die auf 
die Landesverteidigung als ungeschriebener öffentlicher Belang 
gemäß § 35 Abs. 3 BauGB gestützt werden, sind diese als hartes 
Tabukriterium einzuordnen.
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5. Natur und Landschaft

6. Wasser

Kriterium Harte Tabuzone Begründung/Hinweis zu den harten Tabuzonen

Naturschutzgebiet, einstweilig 
sichergestelltes Naturschutzgebiet

§ 23 BNatSchG,
entsprechend der gebietsspezifischen Empfindlichkeit und des 
Schutzzwecks können zudem harte Abstände erforderlich sein

Fläche: ja

Abstand (m): Einzelfall

Nationalpark,
Nationales Naturmonument

§ 24 BNatSchG i. V. m. § 23 BNatSchG

Fläche: ja

Abstand (m):

Biosphärenreservat
(Kern- und Pflegezone)

§ 25 BNatSchG i. V. m. §§ 23, 26 BNatSchG, harte Tabuzone 
entsprechend der Zonierung

Fläche: ja

Abstand (m):

Natura 2000-Gebiete § 31 ff. BNatSchG i. V. m einzelgebietlichem Schutzzweck und 
Erhaltungszielen.
Für Natura 2000-Gebiete ist eine pauschale Zuordnung als harte
Tabuzone nicht möglich. Für jeden Fall ist die (Un-)vereinbarkeit 
mit den jeweiligen Schutz- und Erhaltungszielen zu prüfen. Harte 
Tabuzone, sofern Unvereinbarkeit mit Schutzzweck/Erhaltungs-
zielen (vor allem Schutz von Vogel- und Fledermausarten)

Fläche: Einzelfall

Abstand (m): Einzelfall

Landschaftsschutzgebiet § 26 BNatSchG i. V. m einzelgebietlicher Verordnung.
Harte Tabuzone, sofern Bauverbot und/oder nicht zu vereinbarender 
Schutzzweck

Fläche: Einzelfall

Abstand (m):

Fließgewässer erster Ordnung und 
stehende Gewässer (größer 1 ha)15)

Freihaltung Gewässer und Uferzonen nach § 61 BNatSchG 
vom Fundament

Fläche: ja

Abstand (m): 50

Kriterium Harte Tabuzone Begründung/Hinweis zu den harten Tabuzonen

Haupt-, Hochwasser- und 
Schutzdeiche

Abstand zur landseitigen Grenze eines Haupt-, Hochwasser 
und Schutzdeiches gemäß §16 NDG

Fläche: ja

Abstand (m): 50

Wasserschutzgebiet (Zone I)15) § 51 WHG i. V. m einzelgebietlicher Verordnung und Arbeitsblatt 
W 101 des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e. V. 
(DVGW)

Fläche: ja

Abstand (m):

Wasserschutzgebiet (Zone II)15) § 51 WHG i. V. m einzelgebietlicher Verordnung und DVGW-
Arbeitsblatt W 101, Befreiungsmöglichkeit gemäß § 52 WHG
(siehe Nummer 4.3 Windenergieerlass)

Fläche: Einzelfall

Abstand (m):

Heilquellenschutzgebiet (Zone I)15) § 53 WHG i. V. m einzelgebietlicher Verordnung

Fläche: ja

Abstand (m):

Heilquellenschutzgebiet
(Zone II)15)

§ 53 WHG i. V. m einzelgebietlicher Verordnung, Befreiungsmög-
lichkeit gemäß § 52 WHG (siehe Nummer 4.3 Windenergieerlass)

Fläche: ja

Abstand (m):
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7. Raumordnung

Anlage 3

Seismische Stationen

Kriterium Harte Tabuzone Begründung/Hinweis zu den harten Tabuzonen

Vorranggebiete (VR)
der Landesplanung/LROP, soweit sie 
nach grundsätzlicher Charakteristik 
der vorrangigen Funktionen und 
Nutzungen generell mit Windenergie-
nutzung unvereinbar sind

LROP 2017 i. V. m. den §§ 4, 5 und § 7 Abs. 3 ROG
Vorranggebiete sind Ziele der Raumordnung. Sie sind harte Tabu-
zonen, wenn sie nach der Charakteristik ihrer vorrangigen Funk-
tionen und Nutzungen ohne nähere Prüfung ihrer konkreten Aus-
prägung im Einzelfall generell mit einer Windenergienutzung 
unvereinbar sind. Dies gilt auch dann, wenn Ausnahmen an Hand 
individueller Umstände theoretisch denkbar sind oder die theore-
tische Möglichkeit eines Zielabweichungsverfahrens besteht. Eine 
nur regelhafte Unvereinbarkeit genügt insoweit nicht. Danach sind 
insbesondere Vorranggebiete Natur und Landschaft nicht ohne 
weiteres als harte Tabuzonen einzuordnen
(vgl. OVG Lüneburg, Urteil vom 23. 6. 2016 — 12 KN 64/14).

Fläche/Trasse: ja

Abstand (m):

Name Betreiber Ortsbezeichnung UTM Nord UTM Ost Höhe NN

RAST BGR Rastdorf 5862985 32413678 37

MOLBB BVEG Molbergen 5860649 32430961 35

ESSNB BVEG Essen (Oldenburg) 5844449 32433393 30

SEVE LBEG+BGR Sevelten 5850356 32437361 40

FAHL LBEG+BGR Ahlhorn 5862397 32443081 40

WARDB BVEG Wardenburg 5877964 32443596 7

BROKB BVEG Brockum 5812405 32462079 62

HUDEB BVEG Hude 5880988 32462106 17

BECKB BVEG Beckeln 5859385 32470242 43

IGAD BGR Garlstedt 5900972 32479347 27

SULIB BVEG Sulingen 5836100 32482717 38

SYKE LBEG+BGR Syke-Heiligenfelde 5858756 32491635 42

PENNB BVEG Pennigsehl 5832727 32503059 55

V01EB BVEG Thedinghausen 5866039 32507371 -189

LOCC LBEG Wiedensahl 5806665 32509462 50

VOR1B BVEG Vorwerk 5894092 32509874 -173

HALO BGR Haberloh 5875658 32514539 42

WOELB BVEG Woelpinghausen 5806878 32515514 70

DEEL LBEG+BGR Deelsen 5867559 32521114 40

RETH BGR Rethem 5843170 32524381 -150

GOLD BGR Goldborn 5863677 32528607 35

FFMS BVEG Frankenfeld 5844085 32529989 20

H03BB BVEG Visselhoevede 5866721 32531450 -144

SCHWB BVEG Schwarmstedt 5834435 32542754 27

IO3CB BVEG Soltau 5872383 32552508 -119

UNDO LBEG+BGR Undeloh 5896441 32560758 92

GTTG BGR Göttingen 5711029 32566857 272

NRDL BGR Niedersachsen Riedel 5816596 32575174 -355

WEESB BVEG Suedheide 5854069 32576748 -68

Vierhöfen BVEG Vierhöfen 5902146 32580493 20

S06AB BVEG Wriedel 5878877 32585721 -105
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(Stand 3. 7. 2020, sortiert von West nach Ost)

Die seismischen Messnetze werden aktuellen Anforderungen angepasst, sodass neue Standorte hinzukommen können.
Aktuelle Informationen zu den seismischen Messsystemen in Niedersachsen stehen im Internet auf den Seiten des jeweiligen Be-

treibers zur Verfügung:
— Informationen zu den seismischen Stationen, die vom LBEG bzw. gemeinsam von LBEG und BGR betrieben werden, sind auf dem

NIBIS-Kartenserver veröffentlicht: https://nibis.lbeg.de/cardomap3/ .
— Informationen zu Stationen der BGR: 

https://www.bgr.bund.de/DE/Themen/Erdbeben-Gefaehrdungsanalysen/erdbeben-gefaehrdungsanalysen_node.html .
— Informationen zu den Stationen des Bergschadenkundlichen Beweissicherungssystems des Bundesverband für Erdgas, Erdöl und

Geoenergie e. V. (BVEG): http://www.seis-info.de/ .

CLZ BGR Clausthal-Zellerfeld 5744311 32594546 680

GOR6 BGR Wittenberge 5874925 32645841 -285

GOR5 BGR Dangenstorf 5865993 32649355 -265

GOR2 BGR Ampfurth 5882100 32654220 -284

GOR1 BGR Gorleben 5873683 32654880 -278

GOR3 BGR Bottmersdorf 5878736 32663255 -280

Name Betreiber Ortsbezeichnung UTM Nord UTM Ost Höhe NN
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Anlage 4

Übersicht — Veranschaulichung Grenzabstände
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Anlage 5

Übersicht — Grafik „Windfarm“

Quelle: Erlass für die Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen und Hinweise für die Zielsetzung und Anwendung
(Windenergie-Erlass) Gemeinsamer Runderlass des Ministeriums für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie (Az. VI.A-3
— 77-30 Windenergieerlass), des Ministeriums für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz (Az. VII.2-2 — 2017/01
— Windenergieerlass) und des Ministeriums für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung des Landes Nordrhein-Westfalen
(Az. 611 — 901.3/202) vom 8. 5. 2018 (MBl. NRW. S. 258). Übernommen mit Zustimmung der zuständigen Stellen.
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Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen
zur Förderung der Fließgewässerentwicklung

(RL Fließgewässerentwicklung — FGE)

RdErl. d. MU v. 20. 8. 2021 — Ref24-62629/0050-0025 —

— VORIS 28200 —

Bezug: RdErl. v. 17. 5. 2016 (Nds. MBl. S. 609)
— VORIS 28200 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 2. 9. 2021 wie folgt
geändert:
1. Nummer 1.1 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) Die Worte „Vorhaben an kleinen und mittleren Fließge-
wässern (sog. kleine Vorhaben) ist die Ergänzung von
überregional konzipierten“ werden durch die Worte
„sog. kleine Vorhaben nach Nummer 2.3 ist die Vorbe-
reitung, Ergänzung und Unterstützung von“ ersetzt.

b) Die Worte „auf lokaler Ebene“ werden gestrichen.
2. Nummer 2.3 erhält folgende Fassung:

„Zuwendungsfähig nach den Nummern 2.1 und 2.2 sind
auch Vorhaben, die die Zielerreichung der EG-WRRL nie-
derschwellig i. S. von Nummer 5.2.3 unterstützen.“

3. Nummer 5.2.3 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 werden die Worte „15 000 EUR zuwendungs-

fähig“ durch die Worte „100 000 EUR zuwendungsfä-
higer Ausgaben förderfähig“ ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Worte „ohne die Einbeziehung
von Mitteln aus der ELER-Verordnung oder sonstiger
europäischer Finanzmittel“ gestrichen.

4. Nummer 5.6 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird gestrichen.
b) Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden Absätze 2 bis 4.
c) Der neue Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird gestrichen.
bb) Im verbleibenden Satz werden die Worte „hierbei

jedoch“ gestrichen und nach dem Wort „Vollfinan-
zierung“ werden die Worte „bis zu 100 000 EUR“
eingefügt.

5. Nummer 7.1 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:
a) Nach dem Wort „wird“ werden die Worte „bis zu einer

Höhe der Zuwendung von weniger als 25 000 EUR“
eingefügt.

b) Nach dem Wort „Verwendungsnachweis“ werden die
Worte „gemäß Nummer 6.6 ANBest-P i. V. m. Nummer 13
der VV zu § 44 LHO“ eingefügt.

An die
Dienststellen der Wasserwirtschafts- und Naturschutzverwaltung in
Niedersachsen
Gebietskörperschaften, Körperschaften des öffentlichen Rechts
Träger von Vorhaben der Wasserwirtschaft und des Naturschutzes

— Nds. MBl. Nr. 35/2021 S. 1424

Amt für regionale Landesentwicklung Leine-Weser

Anerkennung der „VISCOM Stiftung“

Bek. d. ArL Leine-Weser v. 18. 8. 2021
— 11741-V24 —

Mit Schreiben vom 18. 8. 2021 hat das ArL Leine-Weser als
zuständige Stiftungsbehörde gemäß § 3 NStiftG aufgrund des
Stiftungsgeschäfts vom 19. 4. 2021 und der diesem beigefügten
Stiftungssatzung die „VISCOM Stiftung“ mit Sitz in Hannover
gemäß § 80 BGB als rechtsfähig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Förderung von Wissenschaft und
Forschung, der Bildung, der Jugend- und Studentenhilfe, von
Kunst und Kultur sowie des Wohlfahrtswesens.

Die Anschrift der Stiftung lautet:
VISCOM Stiftung
Carl-Buderus-Straße 11
30455 Hannover.

— Nds. MBl. Nr. 35/2021 S. 1424

Landesamt für Statistik

Kommunale Doppik in Niedersachsen

Bek. d. LSN v. 19. 8. 2021 — 43-19718 —

Für das Haushaltsjahr 2022 werden der verbindliche Kon-
tenrahmen für Niedersachsen und die verbindlichen Zuord-
nungsvorschriften zum Kontenrahmen in Niedersachsen in
geänderter Form bekannt gemacht. Die Änderungen im Ein-
zelnen sind in der Datei

„Änderungsbekanntmachung vom 19.08.2021“

nachzulesen. Diese Datei und die geänderten Dateien mit den
Bezeichnungen
a) „Verbindlicher Kontenrahmen für Niedersachsen“ und
b) „Verbindliche Zuordnungsvorschriften zum Kontenrahmen

in Niedersachsen“
stehen als Excel-Dokumente und alternativ im PDF-Format auf
der Internetseite des LSN zur Verfügung und können unter

http://www.statistik.niedersachsen.de/

und dort über den Pfad „Themen w Finanzen, Steuern, Perso-
nal w Finanzen in Niedersachsen w Kommunale Haushalts-
systematik in Niedersachsen w Umstellung von der Kamera-
listik auf die Doppik in Niedersachsen w Bekanntmachungen
des LSN“ heruntergeladen werden.

Kommunen können die Dateien auch beim
Landesamt für Statistik Niedersachsen (LSN),
Dezernat 43 — Öffentliche Finanzen —,
Göttinger Chaussee 76,
30453 Hannover,
Tel. 0511 9898-3242,
anfordern.

An die
Region Hannover, Landkreise, Gemeinden, Samtgemeinden und
Zweckverbände

— Nds. MBl. Nr. 35/2021 S. 1424
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Niedersächsischer Landesbetrieb 
für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz

Wasserrechtliches Erlaubnisverfahren;
Öffentliche Bekanntmachung

(DDP Specialty Products Germany GmbH & Co. KG —
Einleitung von gereinigtem Abwasser in die Böhme)

Bek. d. NLWKN v. 1. 9. 2021 — VI-62011-957-002 —

Bezug: Bek. v. 23. 6. 2021 (Nds. MBl. S. 1126)

Die DDP Specialty Products Germany GmbH & Co. KG, Au-
gust-Wolff-Straße 13, 29699 Walsrode-Bomlitz, hat die Neuer-
teilung einer gehobenen wasserrechtlichen Erlaubnis gemäß
§ 8, § 9 Abs. 1 Nr. 4, §§ 10 und 15 WHG i. V. m. § 2 IZÜV mit
Wirkung ab 1. 1. 2022 beantragt, da die zurzeit geltende Er-
laubnis bis zum 31. 12. 2021 befristet ist.

Das öffentliche Beteiligungsverfahren, in Form der Auslegung
der Antragsunterlagen, ist abgeschlossen. Da die erhobenen
Einwendungen nach Einschätzung der Behörde keiner Erörte-
rung bedürfen, findet gemäß § 4 IZÜV i. V. m. § 16 Abs. 1 Nr. 4
der 9. BImSchV der mit Bezugsbekanntmachung anberaumte
Erörterungstermin vom

Dienstag, dem 7. 9. 2021,
Stadt Walsrode,

Rathaus,
Großer Ratssaal,
Lange Straße 22,
29664 Walsrode, 

nicht statt.
Die rechtzeitig erhobenen Einwendungen werden in der

Entscheidungsfindung berücksichtigt, sofern sie für die Prüfung
der Erlaubnis von Bedeutung sind.

Diese Bek. ist auch auf der Internetseite des NLWKN unter
https://www.nlwkn.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/
offentliche_bekanntmachungen/ einsehbar.

— Nds. MBl. Nr. 35/2021 S. 1425

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig

Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG;
Öffentliche Bekanntmachung

(EGGER Kunststoffe GmbH & Co. KG, Gifhorn)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 16. 8. 2021
— BS 20-108 —

Gemäß § 10 Abs. 7 und 8 BImSchG wird die Entscheidung
über den Antrag der Firma EGGER Kunststoffe GmbH & Co. KG,
Im Weilandmoor 2, 38518 Gifhorn, auf Erteilung einer Ände-
rungsgenehmigung gemäß § 16 Abs. 1 BImSchG für die Er-
richtung einer neuen Linie zur Phenolimprägnierung und die
Erhöhung der Lösemittelkapazität am Standort Im Weiland-
moor 2, 38518 Gifhorn, in der Anlage öffentlich bekannt ge-
macht. 

Der vollständige Bescheid und seine Begründung können in
der Zeit vom 2. 9. bis zum 15. 9. 2021 bei den folgenden Stel-
len zu den angegebenen Zeiten aufgrund der derzeit geltenden
Vorschriften wegen der COVID-19-Pandemie (s. u.) nur nach
vorheriger telefonischer Terminvereinbarung eingesehen wer-
den:
— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig, Ludwig-

Winter-Straße 2, 38120 Braunschweig,
Einsichtmöglichkeit:
montags bis donnerstags
in der Zeit von 8.00 bis 15.30 Uhr,
freitags in der Zeit von 8.00 bis 14.30 Uhr,
Tel. zur Terminvereinbarung: 0531 35476-0;

— Stadt Gifhorn, Fachbereich Bauordnung, Marktplatz 1, 38518
Gifhorn,
Einsichtmöglichkeit
montags, mittwochs und freitags
in der Zeit von 8.30 bis 12.00 Uhr,
donnerstags in der Zeit von 8.30 bis 12.00 Uhr und

14.00 bis 17.00 Uhr,
Tel. zur Terminvereinbarung: 05371 88-241.

Regelung der Einsichtmöglichkeit bei den Auslegungsstellen
aufgrund der derzeit geltenden Einschränkungen wegen der
COVID-19-Pandemie:

Aufgrund der besonderen Ausnahmesituation durch die
COVID-19-Pandemie kann während der Dauer von Zugangs-
beschränkungen für Bürgerinnen und Bürger beim GAA
Braunschweig und der Stadt Gifhorn eine Einsichtnahme des
Genehmigungsbescheides nur nach vorheriger telefonischer
Terminvereinbarung unter der jeweils o. g. Tel. erfolgen. Nur
dadurch kann sichergestellt werden, dass die Einsichtnahme
nach den zum Auslegungszeitpunkt geltenden Bestimmungen
durchgeführt werden kann (z. B. Einhalten von Abstands- und
Hygieneregeln, Tragen einer medizinischen Maske oder FFP2-
Maske).

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch
gegenüber Dritten, die keine Einwendungen erhoben haben,
als zugestellt. 

Der Bescheid und seine Begründung können bis zum Ab-
lauf der Widerspruchsfrist (bis zum 15. 10. 2021) von den Per-
sonen, die Einwendungen erhoben haben, schriftlich oder elek-
tronisch beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig,
Ludwig-Winter-Straße 2, 38120 Braunschweig, angefordert wer-
den. 

Der verfügende Teil der Genehmigung und die Rechtsbe-
helfsbelehrung werden in der Anlage bekannt gemacht. 

Diese Bek. und die Genehmigung sind auch im Internet unter
http://www.gewerbeaufsicht.niedersachsen.de und dort über
den Pfad „Bekanntmachungen w Braunschweig — Göttingen“
einsehbar. 

— Nds. MBl. Nr. 35/2021 S. 1425

Anlage

I. Tenor
1. Der Firma EGGER Kunststoffe GmbH & Co. KG, Im Weiland-
moor 2, 38518 Gifhorn, wurde am 4. 8. 2021 gemäß § 16 Abs. 1
Bundes-Immissionsschutzgesetz (Gesetz zum Schutz vor schäd-
lichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Ge-
räusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge — BImSchG —
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. 5. 2013 [BGBl. I
S. 1274], in der derzeitig geltenden Fassung) und § 1 der Vier-
ten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen — 4. BImSchV — vom 2. 5. 2013 [BGBl. I S. 973], in der
derzeitig geltenden Fassung) in Verbindung mit Nr. 5.1.1.1 GE
des Anhangs 1 der 4. BImSchV die Änderungsgenehmigung
für die folgende Anlage erteilt:
Anlagen zur Behandlung von Oberflächen von Stoffen, Gegen-
ständen oder Erzeugnissen einschließlich der dazugehörigen
Trocknungsanlagen unter Verwendung von organischen Lösungs-
mitteln, insbesondere zum Appretieren, Bedrucken, Beschich-
ten, Entfetten, Imprägnieren, Kaschieren, Kleben, Lackieren,
Reinigen oder Tränken mit einem Verbrauch an organischen
Lösungsmitteln von 6 100 Tonnen je Jahr.
Standort: 38518 Gifhorn, Im Weilandmoor 2
Gemarkung: Gifhorn 
Flur: 30
Flurstück: 64/16.

Die Änderungsgenehmigung umfasst:
— die Errichtung und den Betrieb einer neuen Linie zur Phe-

nolimprägnierung (P1neu) (Nr. 5.1.1.1 GE des Anhangs 1
der 4. BImSchV),

— die damit verbundene Erhöhung der Lösemittelkapazität
von bisher genehmigten 3 300 t/a auf 6 100 t/a,

— die Errichtung und den Betrieb einer neuen Abluftbehand-
lungsanlage mittels regenerativer, thermischer Oxidation
(BE 1.2.4: RTO),
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— die Errichtung und den Betrieb eines neuen Tanklagers
(BE 1.2.5: Tanklager P1neu) zur Lagerung der an der neuen
Linie zur Phenolimprägnierung (P1neu) eingesetzten Roh-
stoffe,

— die Erhöhung der Leistung des bestehenden Thermalöler-
hitzers (Kessel Ness) von derzeit 0,9 MW auf zukünftig 3,2
MW (BE 1.4.2),

— die Errichtung und der Betrieb eines Altöl- und Gefahr-
stofflagers (BE 1.8 und BE 1.9),

— die Errichtung von Spundwänden,
— die Außerbetriebnahme der ehemaligen Phenolimprägnie-

rung P1 (BE 1.2) und der nachgeschalteten, thermischen
Nachverbrennung (BE 1.2.1: TNV) innerhalb eines Über-
gangszeitraumes von einem Jahr nach Inbetriebnahme der
neuen Phenolimprägnierung P1neu.

Ein Parallelbetrieb der beiden Phenolimprägnierung P1 und
P1neu wird nicht gestattet.
2. Gemäß § 13 BImSchG schließt diese Genehmigung die nach
der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) vom 3. 4. 2012,
Nds. GVBl. Nr. 5, S. 46, in der derzeit geltenden Fassung, er-
forderliche Baugenehmigung ein.

3. Ausgangszustandsbericht
Dem Antrag nach § 7 Abs. 1 S. 5 der Neunten Verordnung

zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Ver-
ordnung über das Genehmigungsverfahren — 9. BImSchV)

vom 29. 5. 1992, in der derzeit geltenden Fassung, den Aus-
gangszustandsbericht (AZB) erst zur Inbetriebnahme der ge-
änderten Anlage vorzulegen, wird stattgegeben. 

4. Aufschiebende Bedingung
Die Anlage darf erst in Betrieb genommen werden, wenn dem

GAA Braunschweig der Bericht über den Ausgangszustand
des Anlagengrundstücks vorliegt und diese Behörde schrift-
lich bestätigt hat, dass dieser Bericht vollumfänglich den An-
forderungen des § 4 a Abs. 4 der 9. BImSchV entspricht.

5. Auflagenvorbehalt zum Bodenschutz
Dem GAA Braunschweig wird vorbehalten, die Nebenbe-

stimmung Nr. 9.1 in Abschnitt II um die noch festzulegenden
Einzelheiten zu ergänzen, wenn der Bericht über den Aus-
gangszustand von Boden und Grundwasser vorgelegt sein wird.
6. Die Kosten des Verfahrens sind von der Antragstellerin zu
tragen.
II. Der Bescheid ist mit Auflagen und Nebenbestimmungen
verbunden.*)

III. Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach

Bekanntgabe Widerspruch beim Staatlichen Gewerbeaufsichts-
amt Braunschweig, Ludwig-Winter-Straße 2, 38120 Braun-
schweig, erhoben werden.

*) Hier nicht abgedruckt.

Rechtsprechung

Bundesverfassungsgericht

L e i t s ä t z e
zum Beschluss des Ersten Senats vom 8. 7. 2021

— 1 BvR 2237/14 —
— 1 BvR 2422/17 —

(Vollverzinsung)

1. Gleichheitsrechtlicher Ausgangspunkt für die Auswahl des
Zinsgegenstands und die Bestimmung des Zinssatzes im
Steuerrecht ist ein stufenloser am Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit orientierter verfassungsrechtlicher Prüfungs-
maßstab. Zinsregelungen als steuerliche Nebenleistungen
bedürfen zur Wahrung der Belastungsgleichheit eines über
den Zweck der Einnahmeerzielung hinausgehenden, be-
sonderen sachlichen Rechtfertigungsgrunds.

2. Der Gesetzgeber kann bei der Auswahl eines Zinsgegen-
stands und der Bemessung eines Zinssatzes typisierende
Regelungen treffen und dabei in erheblichem Umfang die
Praktikabilität mit dem Ziel der Einfachheit der Zinsfest-
setzung und -erhebung berücksichtigen. Zinsregelungen
müssen grundsätzlich in der Lage sein, den mit ihnen ver-
folgten Belastungsgrund realitätsgerecht abzubilden. Wer-
den Zinsen als steuerliche Nebenleistungen allein zum Zweck
des Vorteilsausgleichs erhoben, muss die Differenzierung
nach Maßgabe des Vorteils vorgenommen werden, dessen
Nutzungsmöglichkeit mit dem Zins abgegolten werden soll.

3. Die typisierende Festlegung des Zinssatzes ist trotz grund-
sätzlicher Einschätzungsprärogative des Gesetzgebers nicht
mehr zu rechtfertigen, wenn dieser Zinssatz unter verän-
derten tatsächlichen Bedingungen oder angesichts einer
veränderten Erkenntnislage weder durch die maßstabsbil-
dend zugrunde gelegten noch durch sonstige geeignete
Kriterien getragen ist.
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Stellenausschreibungen

Die Gemeinde Wurster Nordseeküste, Landkreis Cuxhaven, sucht
zum nächstmöglichen Zeitpunkt:

eine Sachbearbeitung (w/m/d)
in der Stabsstelle strategische Finanzplanung und Entwicklung

(BesGr. A 11/EntgeltGr. 11 TVöD),

eine stellvertretende Leitung (w/m/d)
des Fachbereichs Bauen, Planen und Umwelt

inklusive der Sachbearbeitung Bauen
(BesGr. A 11/EntgeltGr. 11 TVöD),

eine stellvertretende Leitung (w/m/d)
des Fachbereichs Innerer Service, Personal, Schulen/Teamleitung

(EntgeltGr. 11 oder
9c TVöD mit der perspektivischen Entwicklung der Stelle

bis zu EntgeltGr. 11 TVöD),

eine Sachbearbeitung IT Organisation (w/m/d)
(EntgeltGr. 9a TVöD

[mit der perspektivischen Entwicklung der Stelle
zu EntgeltGr. 9b TVöD]).

Nähere Informationen erhalten Sie unter www.wurster-
nordseekueste.de/veroeffentlichungen/stellenausschreibungen.

Für eventuelle Rückfragen steht Ihnen der Erste Gemeinderat Herr
Göbel, Tel. 04742 87-102, zur Verfügung. 

Da das Auswahlverfahren im Rahmen eines Assessment-Centers
durchgeführt wird, reichen Sie bitte Ihre Bewerbung mit aussagekräf-
tigen Unterlagen bis zum 19. 9. 2021 ausschließlich in einer PDF-Datei
per E-Mail an f.boffer@nsi-consult.com bei der NSI Consult Beratungs-
und Servicegesellschaft mbH ein.
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Der Niedersächsische Landkreistag e. V. (NLT) ist die Vereinigung
der 36 niedersächsischen Landkreise und der Region Hannover. Er
vertritt die Belange seiner Mitglieder insbesondere gegenüber LT und
LReg. 

Der NLT sucht zum 1. 3. 2022 

eine Sachbearbeiterin oder einen Sachbearbeiter (w/m/d)
(BesGr. A 13 oder vgl. TVöD). 

Die Stelle ist dem Referat F (Finanzen und Steuern, Prüfungsrecht)
zugeordnet, das auch die Büroleitung des NLT umfasst. Eine spätere
eigenständige Wahrnehmung von abgrenzbaren Teilgebieten, wie dem
kommunalen Haushaltsrecht, dem Vergaberecht, aber auch teilweise
des internen Personalservice, wird angestrebt. Änderungen der Ge-
schäftsverteilung bleiben vorbehalten. 

Gesucht wird eine überdurchschnittlich qualifizierte, entwicklungs-
fähige Person mit der Befähigung zur Laufbahngruppe 2, erstes Ein-
stiegsamt (ehemals gehobener allgemeiner Verwaltungsdienst). Die
Stelle ist auch für Nachwuchskräfte niedrigerer BesGr. und EntgeltGr.
geeignet. Erfahrungen in der Kommunal- oder Staatsverwaltung sowie
in den vorgenannten Tätigkeitsbereichen sind von Vorteil. Außerdem
wird souveräne IT-Nutzung, Initiative zur eigenverantwortlichen Auf-
gabenwahrnehmung sowie sicheres Auftreten und Durchsetzungs-
fähigkeit erwartet. 

Der NLT bietet eine Einstufung bis in die BesGr. A 13 oder die ent-
sprechende EntgeltGr. nach dem TVöD. Es besteht Vertrauensarbeits-
zeit mit der Möglichkeit, partiell im Homeoffice zu arbeiten. Die Stelle
ist nicht teilzeitgeeignet. Schwerbehinderte Bewerberinnen und Be-
werber werden bei gleicher Eignung bevorzugt berücksichtigt. 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen richten Sie bitte bis
zum 20. 10. 2021 vorzugsweise per E-Mail an den Niedersächsischen
Landkreistag, Referat F, Am Mittelfelde 169, 30519 Hannover, E-Mail:
freese@nlt.de. Für Rückfragen steht Ihnen der Büroleiter, Herr Freese,
unter Tel. 0511 87 95 3-36, gerne zur Verfügung. Weitere Informatio-
nen über den NLT erhalten Sie unter www.nlt.de.
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